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Handbuch zum neuen Planungs- und Baugesetz (PBG) 

St.Gallen, Stand 8. Februar 2021 (mit angepasster Kommentierung zu Art. 40, 90, 100, 108, 122, 130 und 153 PBG)  

 

Das vorliegende Handbuch zum Planungs- und Baugesetz (PBG) ist ein Arbeitsinstrument der Rechtsabteilung des Baudepartementes. Als Hilfs-
mittel für die Praxis soll das Handbuch den mit der Anwendung des PBG befassten Personen dienen.  

Das Handbuch enthält zum einen für jeden Artikel eine Zusammenfassung der wesentlichen Neuerungen sowie Hinweise zur Botschaft und zur 
parlamentarischen Beratung.  

Zum anderen enthält es zu einzelnen Artikeln eine Rubrik mit weiterführenden Bemerkungen der Rechtsabteilung („Bemerkungen RA“). Es ist 
vorgesehen, diese Rubrik fortlaufend zu ergänzen und die Bemerkungen gegebenenfalls inhaltlich anzupassen. Die Bemerkungen der Rechtsab-
teilung sind nicht verbindlich; insbesondere bleiben Entscheide der Departementsvorsteherin in Rechtsmittelverfahren ausdrücklich vorbehalten.  

 

Abkürzungsverzeichnis 

Das Abkürzungsverzeichnis befindet sich am Ende dieses Dokumentes. 

 

Art. 
PBG 

Marginalie Art. 
BauG 

Wesentliche Neuerungen / Parlamentarische Beratung Bemerkungen RAA 

1 Ortsplanung 2 Wesentliche Neuerungen  
Abs. 1 entspricht in Bezug auf die Kompetenz zur Ortsplanung Art. 2 
Abs. 1 BauG. 
In Abs. 3 wird definiert, was unter den Begriff "kommunale Nutzungs-
pläne" fällt. Auch werden teilweise neue Begrifflichkeiten verwen-
det. Neu ist insbesondere die Rede von Rahmennutzungsplänen. Diese 
bestehen aus Baureglement und Zonenplan. Zukünftig sind ausschliess-
lich diese Begriffe zu verwenden (Begriffe wie Überbauungs- oder Ge-
staltungsplan entfallen).  
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Speziell hervorgehoben wurde das Subsi-
diaritätsprinzip. 

2 Kantonsplanung 3 Wesentliche Neuerungen  
Das PBG sieht keine regionalen Planungsinstrumente mehr vor (bisher 
Art. 35 ff. BauG). Abs. 1 stellt dafür klar, dass sich der Kanton auch um 
die wesentlichen regionalen Interessen kümmern muss (z.B. angemes-
sene Koordination unter den Ortsplanungen der einzelnen Gemeinden). 
Dadurch soll die Regionalplanung - im Vergleich zu heute - gestärkt 
werden. Der kantonale Richtplan wird entsprechend um einen Teil "Re-
gionen" erweitert. Auch wird die Planungsorganisation in den Regionen 
und die Abstimmung mit dem AREG im Richtplan festgelegt. 
Als weiteres Planungsinstrument werden die kantonalen SNP genannt 
(Abs. 2 - vgl. dazu Art. 32 f. PBG). Bisher war dies einzig für Deponie-
pläne von regionaler oder kantonaler Bedeutung möglich (Art. 28ter 
BauG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Rahmen der parlamentarischen Beratung wurde die Berücksichti-
gung kommunaler Interessen (Abs. 1) bei der kantonalen Planung er-
gänzt. Die Pflicht zur Respektierung der Gemeindeautonomie soll 
dadurch ausdrücklich auch in diesem Zweckartikel (und nicht nur in Art. 
4 Abs. 2 PBG) zum Ausdruck kommen.  

3 Agglomerationspro-
gramme 

 
Wesentliche Neuerungen  
Der Bund fördert die Planung und den Ausbau der Agglomerationsver-
kehrsinfrastruktur. Mit Art. 3 PBG wird eine gesetzliche Grundlage für 
die vom Bund geforderten Agglomerationsprogramme geschaffen. Eine 
entsprechende Regelung fehlte im BauG. Dabei geht es in diesem Arti-
kel insbesondere um die Regelung der Zuständigkeiten. So kann die 
Regierung u.a. die grundlegenden Spielregeln für die Entwicklung und  
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Festsetzung von Agglomerationsprogrammen und die Massnah-
menumsetzung im kantonalen Richtplan behördenverbindlich regeln.  
Auch ausserhalb von Agglomerationen können entsprechende Pro-
gramme gefördert werden (Abs. 3). Den interessierten Gemeinden steht 
es frei, den für ein solches Raumprogramm massgebenden funktionalen 
Raum zu bestimmen. In der ersten Vernehmlassungsvorlage war noch 
eine spezielle Regelung für sog. "regionale Raumprogramme" (aus-
serhalb von Agglomerationen) vorgesehen.  
 
Parlamentarische Beratung  
Artikel war unumstritten. Speziell hervorgehoben wurde, dass es um die 
Abstimmung von Siedlungsentwicklung und Verkehrsinfrastruktur geht 
(jedoch beispielsweise nicht um Energieinfrastruktur). 

4 Kantonaler Richt-
plan 

42 Wesentliche Neuerungen  
Der Mindestinhalt des kantonalen Richtplans wird durch das Bundes-
recht (Art. 8 und 8a RPG) vorgegeben. Mit der jüngsten RPG-Revision 
hat sich der Katalog der in den kantonalen Richtplänen zwingend fest-
zulegenden Vorgaben erheblich vergrössert. Da es zukünftig keine Re-
gionalpläne mehr gibt, sollen die zentralen Ergebnisse der planerischen 
Abstimmungen innerhalb einer Region in den kantonalen Richtplan (und 
nicht in die - nicht behördenverbindlichen - kommunalen Richtpläne) 
einfliessen. 
Abs. 1 entspricht inhaltlich Art. 42 BauG. 
Abs. 2 soll die privilegierte Stellung der Gemeinden und Regionen bei 
der Erarbeitung verdeutlichen. Der Begriff der Zusammenarbeit ist dem 
Bundesrecht entliehen, das die Behörden ebenfalls zur Zusammenar-
beit verpflichtet (Art. 7 RPG). Gemäss VoKo ist unter Zusammenarbeit 
eine Partnerschaft unter Respektierung der beidseitigen besonderen 
Kompetenzen zu verstehen. 
Abs. 3 war bereits in dem vom Volk am 15. November 2015 verworfe-
nen VII. Nachtrag zum BauG (Geschäft Nr. 22.15.01) vorgesehen und 
wurde so ins PBG übernommen. Der Bund verlangt vom Kanton alle  
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vier Jahre einen Bericht über den Stand der Richtplanung (Art. 9 RPV). 
Ein analoger Bericht ist dem KR vorzulegen.   
 
Parlamentarische Beratung  
Im Vorfeld umstritten war insbesondere, ob der KR oder die Regierung 
den kantonalen Richtplan erlässt. Aufgrund der Volksabstimmung vom 
15. November 2015 wird diese Kompetenz bei der Regierung belassen. 
E-PBG sah eine Bestimmung zum Inhalt des Richtplans vor (so hät-
ten die Gemeinden z.B. zu Massnahmen verpflichtet werden können, 
die auf die Erreichung von Mindestdichten abzielen würden). In der 
VoKo wurde diese Bestimmung mit Verweis auf Art. 8 und 8a RPG 
(bundesrechtliche Vorgaben zu Mindestinhalt) aufgehoben. Abs. 2 
wurde dafür neu eingefügt. 

5 Kommunaler Richt-
plan - Inhalt 

5 Wesentliche Neuerungen  
Aus Abs. 1 ergibt sich, dass der kommunale Richtplan ein obligatori-
sches Steuerungsinstrument der Gemeinden ist. Abs. 2 soll der Notwen-
digkeit Rechnung tragen, künftig stärker über die politischen Grenzen 
hinweg in funktionalen Räumen zu planen (vgl. auch Art. 15 Abs. 3 RPG 
für die Nutzungsplanung) und die Planungsergebnisse abgestimmt in 
den kommunalen Richtplänen (oder ev. im kantonalen Richtplan) zu 
verankern. Diese Regelung entspricht jedoch weitgehend (neu gibt es 
keine Regionalpläne mehr) Art. 5 Abs. 4 BauG. Auch ist die Erstellung 
eines Massnahmenkonzepts zum Schutz vor den Naturgefahren neu 
zwingend vorzusehen (Abs. 3). 
 
Parlamentarische Beratung 
Es wurde erläutert, dass die Siedlungsdimensionierung - aufgrund der 
fehlenden Behördenverbindlichkeit des kommunalen Richtplans - im 
kantonalen Richtplan geregelt wird. Durch die VoKo wurde lediglich 
Abs. 1 mit "insbesondere" ergänzt, um klarzustellen, dass auch weitere 
Entwicklungsaufgaben (z.B. Versorgung) über den kommunalen Richt-
plan gesteuert werden können.  
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6 Kommunaler Richt-
plan - Erlass und 
Wirkung 

5 Wesentliche Neuerungen  
Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen Art. 5 BauG. Der kommu-
nale Richtplan bleibt weiterhin nur wegleitend. Dies bedeutet, dass die 
Gemeinde von ihrem eigenen Richtplan nicht ohne sachliche Begrün-
dung abweichen sollte. Für Kanton und Nachbargemeinden hat der 
kommunale Richtplan keinerlei Bindungswirkung. 
Neu ist gesetzlich verankert, dass das AREG zumindest vor Erlass an-
gehört werden muss und den kommunalen Richtplan von der Gemeinde 
zur Kenntnisnahme erhält (vgl. auch Art. 3 PBV). 
Für das Verfahren (Mitwirkung) zum Erlass des kommunalen Richtplans 
ist auf Art. 34 PBG zu verweisen. 
 
Parlamentarische Beratung  
Umstritten war insbesondere, ob der kommunale Richtplan wegleitend 
(wie in der Vernehmlassungsvorlage II und im E-PBG vorgesehen) oder 
behördenverbindlich (wie in Vernehmlassungsvorlage I vorgesehen) 
sein soll sowie ob er der Genehmigung durch den Kanton bedarf. Ein 
diesbezüglicher Antrag (Behördenverbindlichkeit/Genehmigung) hatte 
im Kantonsrat jedoch keine Chance. Es wurde argumentiert, dass 
die "wegleitende Wirkung" Rücksicht darauf nehme, dass es sich um ein 
Planungsinstrument mit Planungsabsichten handle. Auch wurde vorge-
bracht, dass die Verbindlichkeit rechtsstaatlich bedenklich wäre und zu 
einem Demokratiedefizit führen würde. Mit der Beibehaltung der beste-
henden Regelung ist jedoch auch klar, dass die Bedeutung des kommu-
nalen Richtplans mit dem PBG nicht gestärkt wird und es ein relativ 
schwaches Steuerungsinstrument der Gemeinde bleibt. 
  
Verordnungsbestimmung 
Nach Art. 3 Abs. 1 Bst. a und b PBV ist das Amt für Raumentwicklung 
und Geoinformation zuständig für Stellungnahme zu und die Kenntnisn-
hame von kommunalen Richtplänen.  

7 Zonenplan und Bau-
reglement 

8; 9; 
28octies 

Wesentliche Neuerungen  
Abs. 1 entspricht materiell Art. 9 Abs. 1 BauG.  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

6/193 

 

Abs. 2 sieht einerseits vor, dass die Gemeinde ein BauR zu erlassen 
hat (bisher Art. 7 BauG) und übernimmt anderseits von Art. 8 BauG die 
Bestimmung, dass im BauR die öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften 
enthalten sind. Auch ergibt sich daraus, dass lediglich Bestimmungen 
ins BauR aufgenommen werden können, die im PBG vorgesehen sind.  
Abs. 3 Bst. a sieht nun explizit vor, dass Zonenarten differenziert wer-
den können. Dies war bisher bereits der Fall, auch wenn dies (mit Aus-
nahme von Art. 11 Abs. 2 BauG) nicht explizit im BauG festgeschrieben 
war. 
Abs. 3 Bst. b übernimmt die Regelung von Art. 28octies BauG. In der 
Botschaft werden als mögliche Nutzungseinschränkungen der Aus-
schluss von Rotlichtbetrieben oder verkehrsintensiven Einrichtungen ge-
nannt. 
Abs. 3 Bst. c führt sodann neu eine Sondernutzungsplanpflicht ein. Da-
mit diese Planungsverpflichtung nicht als eine Art ewige Planungszone 
gebraucht wird, ist die Verpflichtung an Fristen gebunden. Kommt innert 
Frist kein SNP zustande, kann nach Regelbauweise gebaut werden. Als 
Beispiel wird in der Botschaft die Möglichkeit genannt, dass Gemeinden 
für Schwerpunktzonen generell festlegen können, dass nur aufgrund ei-
nes SNP gebaut werden könne. Auch in einem geschützten Ortsbild o-
der einer exponierten Wohnzone kann eine Sondernutzungsplanpflicht 
Sinn machen. Im Unterschied zur Planungszone hat die Sondernut-
zungsplanpflicht den Vorteil, dass der Grundeigentümer im Vornherein 
weiss, dass eine Planungspflicht besteht. Die Planungszone erfolgt 
demgegenüber meist (überfallartig), wenn bereits ein Baugesuch auf-
liegt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Rahmen der Beratungen der VoKo wurde insbesondere Abs. 3 Bst. c 
einlässlich diskutiert. Die Bestimmung wurde dahingehend ergänzt, 
dass herausgehoben wurde, dass ein besonderes öffentliches Interesse 
erforderlich ist. Dieser ausdrückliche Hinweis - auch wenn grundsätzlich 
jede Planungsmassnahme eines öffentlichen Interesses bedarf - soll der 
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Klarheit und Transparenz dienen. Zunächst war zudem angedacht, dass 
eine Sondernutzungsplanpflicht nur "in besonderen Fällen" vorgesehen 
werden könne, da sie nicht der Regelfall darstellen dürfe. Auf diesen Zu-
satz wurde aber verzichtet. Trotzdem soll die Sondernutzungsplanpflicht 
die Ausnahme bleiben. Hingegen wurden die Voraussetzungen für den 
Erlass näher umschrieben. Entsprechend wurde eingefügt, dass die Ge-
meinde den Zweck des SNP (z.B. besondere Bauweise, besonders 
hochwertige Gestaltung) im Zonenplan zu umschreiben habe. Auch dies 
diene der Transparenz und der Rechtssicherheit. Demgegenüber wurde 
auf das Erfordernis der (von der VoKo ursprünglich vorgesehenen) Um-
schreibung des Inhalts des SNP im Zonenplan verzichtet. Dies, da der 
Inhalt des SNP zum Zeitpunkt des Erlasses des Zonenplans i.d.R. noch 
nicht feststehe.  

8 Verfügbarkeit von Bauland - 
Grundsatz 

Wesentliche Neuerungen  
Die Bestimmung wurde neu geschaffen und führt Art. 15a RPG aus. 
Art. 8 PBG soll das den Gemeinden zur Verfügung gestellte Instrumen-
tarium gegen die Baulandhortung zusammengefasst verankern. 
Abs. 2 Bst. b stellt ein Anwendungsfall der Vertragsraumordnung (Art. 
65 PBG) dar. Ziel ist es, die Verfügbarkeit im gegenseitigen Einverneh-
men vorab vertraglich zu regeln. Dies soll insbesondere bei Neueinzo-
nungen der Regelfall sein. Das vorgesehene Kaufsrecht folgt - im Unter-
schied zum gesetzlichen Kaufsrecht im Sinn von Art. 9 PBG - den Re-
geln des Zivilrechts (Art. 216 ff. OR). Für die Anmerkung im Grundbuch 
muss der Kaufpreis bestimmt oder bestimmbar sein. 
Mit Abs. 2 Bst. c wird Art. 15a Abs. 2 RPG Folge geleistet. Diese Be-
stimmung stellt primär ein Instrument bei nicht überbauten Grundstü-
cken, die im Zeitpunkt der Invollzugsetzung des PBG bereits der 
Bauzone zugewiesen sind, zur Verfügung. Aus- und Umzonungen dürf-
ten eher selten eine Lösung sein, weil die geltende Zonenordnung i.d.R. 
zweckmässig ist und deshalb Zonenplanänderungen grundsätzlich kei-
nem öffentlichen Interesse entsprechen. Die Verpflichtung hat durch 
eine anfechtbare Verfügung zu erfolgen. 
Dies stellt natürlich ein Eingriff in die Eigentumsgarantie dar. Mit Art. 8 
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und 9 PBG wird hierfür eine gesetzliche Grundlage geschaffen. Ist in ei-
nem bestimmten Gebiet das Angebot an verfügbarem Bauland ungenü-
gend, so ist darin nach der Botschaft des Bundesrats zur Teilrevision 
des RPG vom 20. Januar 2010 (BBl 200, S. 1077) ein Musterbeispiel ei-
nes öffentlichen Interesses zu sehen, das eine Fristansetzung rechtfer-
tigt. Auch möglich ist beispielsweise ein öffentliches Interesse, Grund-
stücke an strategischen Schlüsselstellen der Überbauung zuzuführen. 
 
Parlamentarische Beratung  
Im Rahmen der parlamentarischen Beratung waren die Instrumente für 
die Baulandmobilisierung sehr umstritten. Ziel des Artikels ist insbeson-
dere eine Übersicht über alle Instrumente die zur Baulandmobilisierung 
zur Verfügung stehen zu verschaffen. Neu wurde durch die VoKo Abs. 2 
Bst. b eingefügt. Dadurch soll insbesondere die Bedeutung der Ver-
tragsraumordnung als zentrales Element der Baulandmobilisierung her-
vorgehoben werden. Dadurch könnten individuelle Lösungen ausgehan-
delt werden. Jedoch wurde insbesondere die Ausgestaltung des Kaufs-
recht umfassend diskutiert. Es soll nur als "ultima ratio" beansprucht 
werden. Die Bestimmung wurde dahingehend ergänzt, dass die Frist auf 
fünf Jahre festgesetzt wurde (in E-PBG war lediglich allgemein von ei-
ner Frist die Rede). Die einheitliche Frist soll eine Ungleichbehandlung 
in den Gemeinden verhindern. Auch wurde durch die VoKo der Verweis 
auf Art. 9 PBG eingefügt (in E-PBG war nur Änderung der Zonenzuwei-
sung vorgesehen). Bei Grundstücken in Randgebieten, die nicht er-
schlossen seien, stehe die Auszonung im Vordergrund. Bei Grundstü-
cken in Zentren, stehe das Kaufsrecht im Vordergrund. 
Durch die in Art. 8 PBG aufgeführten Massnahmen und der Frist von 
wenigstens fünf Jahren zur Überbauung wird dem subsidiären Charak-
ter des gesetzlichen Kaufrechts Rechnung getragen. Die Massnahmen 
können aber unabhängig voneinander Anwendung finden. Es handelt 
sich nicht um ein Kaskadensystem (Verhältnismässigkeitsprinzip ver-
langt jedoch nach mildester Massnahme). 
Die Instrumente zur Baulandmobilisierung (Art. 8 PBG), das Kaufsrecht 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

9/193 

 

(Art. 9 PBG) und das Rückkaufsrecht (Art. 10 PBG) werden im Bericht 
der VoKo vom 25. April 2016 eingehend dargestellt. 

9 Gesetzliches Kaufsrecht der 
Gemeinde 

Wesentliche Neuerungen  
Für die Entstehung des Kaufsrechts müssen vier Voraussetzungen er-
füllt sein: (1) unterbliebene Überbauung während fünf bzw. acht Jahren 
trotz vorhandener Groberschliessung (Abs. 1), (2) Verstreichen einer 
weiteren, von der Gemeinde angesetzten zweijährigen Nachfrist (Abs. 
2), (3) keine Zugehörigkeit zu einer Erweiterungsreserve von Betrieben 
(Abs. 4), (4) Nachweis des Scheiterns eines freihändigen Erwerbs zum 
Verkehrswert (Abs. 2).   
Das Verfahren (der Zeitablauf) lässt sich in Überbauungs- und Warte-
frist, Nachfrist und Ausübung des Kaufsrechts unterteilen (vgl. Grafik im 
Bericht der VoKo vom 25. April 2016, S. 2). 
Überbauungs- und Wartefrist: Die Frist beträgt fünf bzw. acht Jahre und 
beginnt in jedem Fall frühestens ab Vollzugsbeginn des PBG. 
Nachfrist: Nach abgelaufener Wartefrist verfügt die Gemeinde noch eine 
wenigstens zweijährige Nachfrist. Die Ansetzung der Nachfrist ist wiede-
rum anfechtbar. Während dieser Nachfrist muss die Gemeinde versu-
chen, das Grundstück freihändig zu erwerben. Können sich die Parteien 
nicht einigen, setzt die Schätzungskommission die Höhe des Verkehrs-
wertes fest. Dies kann auf Antrag der Gemeinde bereits vor der Be-
schlussfassung über den Kredit durch Rat oder Bürgerschaft erfolgen 
(Abs. 3). In dieser Nachfrist soll die Gemeinde somit die Grundlagen für 
die Ausübung des Kaufsrechts beschaffen. 
Ausübung des Kaufsrecht: Wird auch während der Nachfrist keine Über-
bauung realisiert, kann die Gemeinde das Kaufsrecht mit Einleitung des 
Enteignungsverfahrens ausüben. 
Abs. 4 gewährleistet, dass das Kaufsrecht die Entwicklungsmöglichkei-
ten von Betrieben nicht einschränkt. Zudem sollen die Betriebe ihr un-
überbautes Land aber auch dann behalten können, wenn dieses der 
wirtschaftlichen Sicherung des Betriebs (Sicherung von Entwicklungs-
möglichkeiten) dient. Hier findet somit keine Interessenabwägung statt.  

 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

10/193 

 

 
Parlamentarische Beratung  
Dieser Artikel war in der parlamentarischen Beratung sehr umstritten 
und es wurde über die Notwendigkeit des Kaufsrechts umfassend de-
battiert. Der Antrag auf Streichung von Art. 9 PBG wurde jedoch klar 
verworfen. Im Rahmen der Beratung wurde Abs. 4 dahingehend ange-
passt, dass das Kaufsrecht für solche Fälle zum Vornherein nicht zur 
Verfügung steht. E-PBG sah noch vor, dass die Gemeinde beim Ent-
scheid über die Ausübung des Kaufsrecht die Entwicklungsmöglichkei-
ten lediglich zu berücksichtigen habe. Abs. 5 wurde dahingehend abge-
schwächt, als das erworbene Grundstück nicht mehr "unverzüglich" 
(Fassung gemäss E-PBG) der Überbauung zugeführt werden muss. Im 
Gegenzug wurde jedoch das Rückkaufsrecht (Art. 10 PBG) einge-
führt.  Die Instrumente zur Baulandmobilisierung (Art. 8 PBG), das 
Kaufsrecht (Art. 9 PBG) und das Rückkaufsrecht (Art. 10 PBG) werden 
im Bericht der VoKo vom 25. April 2016 eingehend dargestellt. 

10 Gesetzliches Rückkaufsrecht Wesentliche Neuerungen  
Das Rückkaufsrecht soll die Gleichbehandlung von öffentlicher Hand 
und Privaten sicherstellen. Die Bestimmungen des EntG werden sach-
gemäss angewendet (Abs. 2). Das Rückkaufsrecht setzt der Gemeinde 
insbesondere eine durch die Regierung ausnahmsweise verlängerbare 
Frist von fünf Jahren, um das Bauland der Überbauung zuzuführen (Art. 
41 Abs. 2 EntG). Das Rückkaufsrecht wird im Grundbuch angemerkt 
und gilt somit auch gegenüber Rechtsnachfolgern der Gemeinde. Es 
kann durch ein Begehren bei der Schätzungskommission geltend ge-
macht werden. Der Rückkaufsberechtigte erhält das Grundstück gegen 
Erstattung des Kaufpreises ohne Zinsen zurück (Art. 45 EntG). 
 
Parlamentarische Beratung  
Das Rückkaufsrecht war im E-PBG noch nicht vorgesehen und wurde 
erst im Verlauf der parlamentarischen Beratung eingefügt. 
Die Instrumente zur Baulandmobilisierung (Art. 8 PBG), das Kaufsrecht 
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(Art. 9 PBG) und das Rückkaufsrecht (Art. 10 PBG) werden im Bericht 
der VoKo vom 25. April 2016 eingehend dargestellt. 

11 Erschliessung der 
Bauzonen 

50 Wesentliche Neuerungen  
Die Regelung entspricht im Wesentlichen Art. 50 Abs. 1 bis 3 BauG. Auf 
Art. 50 Abs. 4 BauG kann verzichtet werden, weil in der Praxis die Er-
schliessung im Deponieplan und in den häufig dazu abgeschlossenen 
verwaltungsrechtlichen Verträgen geregelt ist. 
 
Parlamentarische Beratung  
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

12 Wohnzonen 11; 
28sep-

ties 

Wesentliche Neuerungen  
Abs. 1 entspricht grundsätzlich Art. 11 Abs. 1 Satz 1 BauG. Auf die For-
mulierung, dass Wohnzonen ruhige und gesunde Wohnverhältnisse ge-
währleisten sollen, wurde jedoch verzichtet. 
Abs. 2 Bst. a enthält neu die Möglichkeit, Vorschriften über Mindest-
wohnanteile zu erlassen. Bisher konnte dies gestützt auf Art. 28septies 
BauG ebenfalls gemacht werden (vgl. Art. 62 BauR der Stadt St.Gallen). 
Die Möglichkeit wird aber auf Orts- und Quartierzentren beschränkt (Art. 
28septies BauG sah diese Möglichkeit zusätzlich in Wohngebieten 
vor).    
Abs. 2 Bst. b sieht neu vor, dass die Gemeinden in Wohnzonen die Er-
richtung von nicht auf den Standort angewiesenen Antennenanlagen 
ausschliessen können. Diese Regelung richtet sich an der bundesge-
richtlichen Rechtsprechung aus (Kaskadenmodell). 
 
Parlamentarische Beratung  
Zu Diskussionen Anlass gab insbesondere Abs. 2 Bst. a. Im E-PBG war 
vorgesehen, die Möglichkeit von Mindestwohnanteilen zu schaffen. In 
der VoKo wurde geltend gemacht, dass Vorschriften über Mindestwohn-
anteile einen erheblichen Eingriff in die Eigentumsgarantie darstellen 
würden. Im Rahmen der Beratungen wurde Abs. 2 Bst. a entsprechend  
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auf "die Erhaltung und Förderung von Orts- und Quartierzentren" be-
schränkt. Damit soll die Bestimmung auch an Art. 28septies BauG an-
geglichen werden. Ein Antrag auf Mindestanteile für den gemeinnützi-
gen Wohnungsbau wurde klar abgelehnt. 

13 Wohn- /Gewerbezo-
nen 

12;  
28 sep-

ties 

Wesentliche Neuerungen  
Gemäss Botschaft entspricht Abs. 1 materiell Art. 12 BauG. 
Abs. 2 soll die Möglichkeit zur Förderung der Nutzungsdurchmischung 
(z.B. Belebung des öffentlichen Raums durch Restaurants oder Ver-
kaufsläden im Erdgeschoss) geben. 
 
Parlamentarische Beratung  
Wie bei den Wohnzonen wurde auch hier Abs. 2 durch die VoKo räum-
lich auf die Erhaltung und Förderung von Orts- und Quartierzentren ein-
geschränkt.  

14 Arbeitszonen 13; 14 Wesentliche Neuerungen  
Die Arbeitszone ersetzt im PBG die Industrie- (Art. 14 BauG) sowie die 
Gewerbe-Industrie-Zonen (Art. 13 BauG). Die klare Trennung zwischen 
Industrie und Gewerbe widerspricht den praktischen Bedürfnissen vieler 
Unternehmen. In der Botschaft werden explizit auch Hotels sowie Unter-
haltungsbetriebe und Kultusstätten als in der Arbeitszone zonenkon-
form bezeichnet. 
Abs. 2 übernimmt die Regelung der bisherigen Gewerbe-Industrie-Zone. 
In den früheren Industriezonen sind neu zusätzlich auch Wohnungen für 
Betriebsinhaber (bisher gemäss Art. 14 Abs. 2 BauG nur für standortge-
bundenes Personal) zugelassen. 
Diese Zusammenlegung der Gewerbe-Industrie- und der Industriezone 
hat auch Einfluss auf die Immissionstoleranz (sofern die Gemeinde 
keine abweichende Regelung trifft). Bisher war die Gewerbe-Industrie-
Zone im EG-USG der Empfindlichkeitstufe III zugewiesen, die Industrie-
zone der Empfindlichkeitsstufe IV. Die Arbeitszone wird neu (subsidiär) 
der Empfindlichkeitsstufe IV zugewiesen (vgl. neu Art. 32 EG-USG). Bei 
einer Differenzierung der Arbeitszone wird sich somit allenfalls auch  
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eine unterschiedliche Zuweisung zu den Empfindlichkeitsstufen in den 
Rahmennutzungsplänen aufdrängen. 
 
Parlamentarische Beratung  
Im Rahmen der Beratung durch die VoKo wurde die Notwendigkeit der 
neuen Zone einlässlich diskutiert. Insbesondere wurde geltend ge-
macht, dass es lediglich um eine aufwändige Umbenennung der Zonen-
arten ohne eigentlichen Mehrwert gehe. Da die Arbeitszone - gestützt 
auf Art. 7 Abs. 3 PBG - weiter differenziert werden kann (z.B. Arbeits-
zone I und II) wurde dem Gesetzesentwurf aber zugestimmt. Bei der 
Differenzierung liege primär die Unterscheidung nach Lärmempflindlich-
keitsstufen im öffentlichen Interesse. Auch könne in Bezug auf die Di-
mensionierung der Bauten differenziert werden. Demgegenüber sei es 
nicht die Aufgabe des Staates der Wirtschaft vorzuschreiben, was sie in 
den Arbeitszonen zu produzieren habe. Auch wurde darauf verwiesen, 
dass die Unterscheidung zwischen Industrie- und Industrie-Gewerbe-
zone nicht mehr den Bedürfnissen entspreche und die neue Regelung 
eine Liberalisierung darstelle.  
Abs. 2 wurde insoweit ergänzt, als auch Wohnungen für Betriebsinhaber 
(auch wenn nicht betrieblich nötig) zulässig sind.   

15 Kernzonen 15 Wesentliche Neuerungen  
Abs. 1 ("Orts- und Quartierzentren") weicht im Wortlaut von Art. 15 Abs. 
1 BauG ("Ortsteile mit zentrumsbildender Funktion") zwar ab, eine ma-
terielle Änderung wird damit aber nicht verfolgt. 
In der Botschaft wird ausdrücklich festgehalten, dass auch öffentliche 
Bauten in der Kernzone zonenkonform sind (war bisher explizit in Art. 
15 Abs. 2 BauG vorgesehen). 
Zu Abs. 2 hält die Botschaft fest, dass die Gemeinden alle zweckdienli-
chen Vorschriften erlassen können, die geeignet sind, die Bildung, Ent-
wicklung und Erhaltung von Orts- und Quartierzentren zu ermöglichen. 
Im Vordergrund würden Schutz- und Gestaltungsvorschriften stehen. 
Die Überlagerung der Kernzone mit einer SchutzV sei möglich, aber 
nicht zwingend nötig. Die Baudenkmäler könnten auch bereits mit der  
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Nutzungsplanung eigentümerverbindlich geschützt werden.   
Abs. 3 sieht neu (d.h. im Gegensatz zur Kernzone im BauG) einen Ver-
weis auf die Bestimmungen über die Wohn-Gewerbezone vor. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.   

16 Freihaltezonen in-
nerhalb und aus-
serhalb der 
Bauzone 

17; 19 Wesentliche Neuerungen  
Die Zone ersetzt die bisherigen Grünzonen (Art. 17 BauG) und die Zo-
nen für Skiabfahrts- und Skiübungsgelände (Art. 19 BauG). 
Die Gründe für die Freihaltung können vielfältig sein. In der Botschaft 
werden folgende Zwecke genannt: Siedlungstrennstreifen oder Allmen-
den (ortsplanerische Zwecke), Freihaltezone für einen Aussichtspunkt 
(Landschaftsschutz), Parkanlage (Tourismus, Naherholung) und Aus-
übung von Sportarten wie Skifahren. 
Nach Art. 20 Abs. 1 GSchG werden Grundwasserschutzzonen als 
Schutzzonen (Art. 22 PBG) und nicht als Freihaltezonen ausgeschie-
den. Entsprechend sind sie nicht Gegenstand der Freihaltezonen (im 
Gegensatz zu Art. 17 Abs. 1 Bst. d BauG). 
Abs. 2 unterschiedet nicht mehr zwischen ober- und unterirdischen Bau-
ten und Anlagen (im Gegensatz zu Art. 17 Abs. 2 BauG). Zudem müs-
sen die Bauten neu dem Zweck der Freihaltezone dienen (und nicht 
mehr dafür erforderlich sein). Wie bisher (Art. 17 Abs. 1 BauG) wird der 
Zweck der Freihaltezone im Rahmennutzungsplan näher festgelegt.   
Als Beispiel für Abs. 4 wird die Überlagung einer Landwirtschaftszone 
für eine Skiabfahrtspiste genannt. 
 
Parlamentarische Beratung  
Es wurde der Aufwand für die neue Zonierung diskutiert und dabei fest-
gestellt, dass es bei der Überführung der Zonen nicht zwingend zu einer 
materiellen Änderung im Zonenplan kommen müsse.    

17 Intensiverholungs-
zonen 

18bis Wesentliche Neuerungen  
Die Umschreibung der Intensiverholungszone (Abs. 1) entspricht Art.  
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18bis Satz 1 BauG. Der Zonenzweck wird gegenüber dem bisherigen 
Wortlaut ausgedehnt. Zonenkonform ist neu alles, was mit dem Freizeit- 
und Erholungsbetrieb zu tun hat. Auch Stand- und Durchgangsplätze für 
Fahrende sind gemäss Botschaft in Intensiverholungszonen (wie bis-
her) zonenkonform. 
Die (nicht abschliessende) Aufzählung in Abs. 2 enthält zusätzlich zur 
bisherigen Aufzählung in Art. 18bis BauG Hotelbauten mit dazugehöri-
gen Nebenanlagen, Restaurants und Golfplätze. Zudem sind neu auch 
betriebsnotwendige Personalwohnungen zonenkonform. 
Eine weitere Neuerung ist, dass die Gemeinde den Zweck der Zone im 
Rahmennutzungsplan näher festzulegen hat (Abs. 3). Dabei reicht eine 
bloss allgemeine Umschreibung nicht aus. Vielmehr soll die Zweckbe-
stimmung "näher" umschrieben werden, so soll sie beispielsweise mit 
den zugeordneten Lärmempfindlichkeitsstufen angeben, mit welchen ty-
pischen Lärmemissionen zu rechnen ist. 
Zur Abgrenzung mit der ÖBA ist die Frage zentral, ob öffentliche Aufga-
ben erfüllt werden. Private Sportanlagen gehören somit in der Regel in 
die Intensiverholungszone. Da die Abgrenzung nicht immer einfach ist, 
verfügen die Gemeinden über einen Ermessensspielraum. 
 
Parlamentarische Beratung  
Anlass zu Diskussionen gab nur die Zonenkonformität von Stand- und 
Durchgangsplätzen für Fahrende.  

18 Zonen für öffentli-
che Bauten und An-
lagen 

18 Wesentliche Neuerungen  
Die Definition von Abs. 1 stimmt - gemäss Botschaft - materiell mit Art. 
18 BauG überein. Die Gemeinden verfügen über einen gewissen Beur-
teilungsspielraum, was als öffentliche Aufgabe zu betrachten ist (z.B. 
Sportplätze für den Breitensport, Privatschulen). Die Festlegung als öf-
fentliche Aufgabe bedarf in diesem Sinn keiner expliziten gesetzlichen 
Grundlage. In der Botschaft wird festgehalten, dass öffentliche Aufga-
ben durch Gemeinwesen, durch ausgegliederte kantons- oder bundes-
nahe Unternehmen oder auch durch Private (z.B. Privatschulen oder 
private Entsorgungsunternehmen) erfüllt werden können.  
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Neu wird explizit erwähnt, dass untergeordnete private Nutzungen (z.B. 
Kiosk auf öffentlichem Sportplatz) zulässig sind (Abs. 2). Gemäss Praxis 
waren bisher private Nebennutzungen zulässig, sofern sie betriebsnot-
wendig waren oder sonst mit der öffentlichen Anlage in einem unmittel-
baren sachlichen Zusammenhang standen. Die Nebenanlagen mussten 
dem Betrieb der öffentlichen Hauptnutzung dienen. Die neue Regelung 
stellt somit eine Erweiterung der zulässigen Nutzung dar. 
 
Parlamentarische Beratung  
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

19 Schwerpunktzonen 
 

Wesentliche Neuerungen  
Diese Zone wird im PBG neu geschaffen. Die Schwerpunktzone zielt 
insbesondere auf Bahnhofareale, Industriebrachen oder ähnlich gela-
gerte strategische Entwicklungsgebiete ab. Sie ist eine Mischzone, die 
grundsätzlich alle ortsplanerisch sinnvollen Nutzungen umfassen kann. 
Wohnen, Arbeiten, Einkauf und Freizeit sowie öffentliche Nutzungen 
sind in ihr nicht getrennt - eine Nutzungsdurchmischung ist vielmehr das 
Ziel. Entsprechend bleiben die Entwicklungsmöglichkeiten vielfältig und 
es besteht eine grosse Flexibilität. Die Nutzungsmöglichkeiten sollen 
nicht im Vornherein eingeschränkt werden. 
Abs. 2 Bst. a legt jedoch fest, dass die Absicht (Entwicklungsziele), die 
Nutzungsart und die Gebäudedimensionen der Schwerpunktzone im 
Rahmennutzungsplan (in den Grundzügen) festzulegen sind. 
Zur Realisierung der gewünschten Verdichtung bedarf es neben der 
Schwerpunktzone als entsprechende Grundnutzungszone in der Regel 
eine Umsetzung mit SNP und verwaltungsrechtlichen Verträgen. Bei-
spielsweise kann die Gemeinde generell festlegen, dass in Schwer-
punktzonen nur gestützt auf einen SNP gebaut werden kann (Art. 7 
Abs. 3 Bst. c PBG). Die Gemeinde kann in der Schwerpunktzone auch 
ein Enteignungsrecht vorsehen (vgl. Art. 39 PBG).   
 
Parlamentarische Beratung  
In der VoKo wird erläutert, dass insbesondere in grösseren Städten,  
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durchaus eine durchmischte Nutzung wünschenswert sei, die nicht in 
die bestehenden Zonen passen würde. Diese Nutzungsdurchmischung 
und die Bewahrung der Flexibilität sowie die Offenhaltung von Entwick-
lungschancen seien die Ziele der Schwerpunktzone. Im Zonenplan lege 
man mit der Schwerpunktzone fest, dass in dieser Zone jede Nutzungs-
art möglich sei. Die Schwerpunktzonen seien für besondere Situationen 
vorbehalten. Auch wird klargestellt, dass die Schwerpunktzone nicht in 
eine andere Zone übergeführt wird, wenn die Entwicklung abgeschlos-
sen ist (keine temporäre Zone). Bürgerliche Vertreter in der VoKo äus-
serten sich skeptisch zum vorgesehenen Enteignungsrecht. 

20 Weilerzonen 16bis Wesentliche Neuerungen  
Die neue Bestimmung soll gemäss Botschaft Art. 16bis BauG entspre-
chen. Neu heisst es "ausserhalb des Siedlungsgebiets" und nicht mehr 
"ausserhalb der Bauzonen" (auch in Art. 33 RPV ist von "ausserhalb der 
Bauzonen" die Rede). 
Gemäss Botschaft werden Weilerzonen als eine Art "beschränkte Bau-
zone" ausgestaltet. Was den Vorschriften der Weilerzone entspricht, 
wird nach Art. 22 RPG von der Gemeinde bewilligt. 
 
Hinweis: Nach geltender Praxis werden die Weilerzonen als Zonen aus-
serhalb Bauzone angesehen und benötigen eine Zustimmung der kan-
tonalen Behörde nach Art. 25 Abs. 2 RPG; siehe dazu Bemerkungen 
RA. 
 
Parlamentarische Beratung  
Der Artikel war unumstritten. 

Weilerzonen nach Art. 18 RPG 
können für die Erhaltung bestehen-
der Kleinsiedlungen ausserhalb der 
Bauzone ausgeschieden werden 
(vgl. Art. 33 RPV und Art. 20 PBG). 
Weiler sind bestehende Kleinsied-
lungen ausserhalb der Bauzonen 
mit landwirtschaftlicher und nicht-
landwirtschaftlicher Mischnutzung. 
Sie dienen der Erhaltung traditio-
neller ländlicher Siedlungsstruktu-
ren. Die Gemeinden legen in den 
Baureglementen die zulässigen 
baulichen Massnahmen und Nut-
zungsmöglichkeiten fest, wobei ins-
besondere Mindestvorschriften zu 
erlassen sind, welche die Verträg-
lichkeit der baulichen Eingriffe und 
Nutzungsänderungen mit der be-
stehenden Bausubstanz und Um-
gebung sicherstellen. Weilerzonen 
sind grundsätzlich keine Bauzonen 
nach Art. 15 RPG; die Bau- und 
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Nutzungsmöglichkeiten der beste-
henden Gebäude gehen jedoch 
über die Möglichkeiten nach 
Art. 24 ff. RPG hinaus. So sind in 
nicht mehr oder nur teilweise land-
wirtschaftlich genutzten Weilern Er-
weiterungs- und Umbauten oder 
Nutzungsänderungen zulässig, die 
weiter gehen als jene, die allge-
mein im Rahmen von Art. 24 bis 
24e RPG zulässig wären, sofern 
der konkrete Schutzzweck des 
Weilers dies erfordert.  

Gemäss bisheriger Praxis wurden 
Weilerzonen als eine Art be-
schränkte Bauzone, welche eine 
Nichtbauzone überlagert, angese-
hen (vgl. BGE 118 Ia 446). Den 
Gemeinden wurde für die Regelung 
und Anwendung zonenkonformer 
Bauvorschriften eine erhebliche Au-
tonomie eingeräumt. So war bei-
spielsweise die Erstellung von Neu-
bauten – namentlich zur Schlies-
sung von Baulücken – nicht ausge-
schlossen. Sämtliche Baugesuche 
in Weilerzonen wurden dabei ge-
stützt auf die lokalen Regelbauvor-
schriften allein von der Gemeinde – 
ohne Einbezug der kantonalen 
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Stelle nach Art. 25 Abs. 2 RPG – 
beurteilt. 

Aufgrund einer Beanstandung des 
Bundes im Rahmen der Richtplan 
anpassung (Teil Siedlung) sowie ju-
ristischer Abklärungen erliess das 
AREG am 3. Mai 2018 ein Kreis-
schreiben an sämtliche Gemein-
den, wonach künftig alle Baugesu-
che in den Weilerzonen einer Zu-
stimmung der kantonalen Stelle 
nach Art. 25 Abs. 2 RPG bedürfen 
und Neubauten nicht mehr zulässig 
seien. Gestützt auf das in der Zwi-
schenzeit ergangene Urteil des 
Bundesgerichtes (BGE 145 II 83 
"Arosa") vom 12. Dezember 2018 
erliess das Baudepartement am 
4. April 2019 ein weiteres Kreis-
schreiben an sämtliche St.Galler 
Gemeinden und hielt nochmals 
fest, dass es sich bei Weilerzonen 
um eine Nichtbauzone im Sinn von 
Art. 18 RPG i.V.m. Art. 33 RPV 
handelt und Bauvorhaben dement-
sprechend einer Zustimmung durch 
die kantonale Behörde nach Art. 25 
Abs. 2 RPG bedürfen. Ebenso wur-
de (erneut) auf das Verbot von 
Neubauten hingewiesen. Am 
26. März 2019 hat die Regierung 
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des Kantons St.Gallen das Koordi-
nationsblatt S51 des Richtplans 
entsprechend angepasst. Der ent-
sprechende Richtplan-Nachtrag 
wurde am 4. September 2019 vom 
Bund genehmigt.  

Nach geltender Rechtslage – und 
entgegen der Botschaft zum PBG – 
handelt es sich bei Weilerzonen so-
mit um eine Nichtbauzone. Sämtli-
che Baubewilligungen in Weilerzo-
nen benötigen spätestens seit BGE 
145 II 83 (Arosa), d.h. seit dem 
12. Dezember 2018, eine Zustim-
mung der kantonalen Fachbehörde 
nach Art. 25 Abs. 2 RPG. Seither 
ohne Zustimmung erteilte Baube-
willigungen sind gemäss geltender 
Praxis nichtig (Baudepartement 
SG, Juristische Mitteilungen, 
2017/II/2). Da die Weilerzone na-
mentlich den Erhalt bestehender 
Weiler bezweckt, sind Neubauten 
grundsätzlich nicht (mehr) zulässig 
(R. MUGGLI, Praxiskommentar 
RPG: Nutzungsplanung, Bern 
2016, N 24 zur Art 18; siehe auch 
STALDER, Handkommentar Zweit-
wohnungsgesetz ZWG, Bern 2017, 
N 13 zu Art. 19; Kreisschreiben 
Baudepartement vom 4. April 2019; 
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Richtplan-Anpassung 18). Ergän-
zend ist darauf hinzuweisen, dass 
das st.gallische Recht für alle Ver-
fahren ausserhalb Bauzone das or-
dentliche Verfahren voraussetzt 
(vgl. Art. 138 f. i.V.m. Art. 140 
Abs. 1 Bst. a sowie Art. 142 Abs. 1 
Bst. a PBG). 

21 Landwirtschaftszo-
nen 

20 Wesentliche Neuerungen  
Neu wird in Art. 21 Abs. 2 PBG vorgesehen, dass die Gemeinde baupo-
lizeiliche Masse in der Landwirtschaftszone festlegen kann. Diese Re-
gelung führt die bisherige Praxis weiter. So haben verschiedene Ge-
meinden in ihren BauR insbesondere Grenzabstände festgelegt. 
In Bezug auf die Intensivlandwirtschaftszonen regelt Abs. 3 neu, dass 
auf jeden Fall die zulässige Nutzung und die Dimensionen (sowie – ge-
mäss Botschaft - allenfalls auch Gestaltungsvorschriften) der Bauten 
geregelt sein müssen. Alternativ kann eine Intensivlandwirtschaftszone 
auch mit einem SNP mit den erforderlichen Bau- und Nutzungsvorschrif-
ten näher umschrieben werden. Dass der kantonale Richtplan die 
Grundsätze für die Ausscheidung festhält, wird im PBG (im Gegensatz 
zu Art. 20 Abs. 3 BauG) nicht mehr erwähnt, ist aber weiterhin so.   
 
Parlamentarische Beratung  
Diskutiert wurde über die Notwendigkeit der Vorschriften in Bezug auf 
die Dimensionierung der Bauten in Abs. 2 und 3. Es wurde geltend ge-
macht, dass die Grösse der Anlage sich aus der vorgesehenen Nutzung 
ergeben würde. Von Seiten AREG wurde erklärt, dass die zulässige Di-
mensionierung immer im konkreten Einzelfall festgelegt werde.  

Gemäss Art. 21 Abs. 2 PBG kann 
die Gemeinde in der Landwirt-
schaftszone baupolizeiliche Masse 
festlegen. Diese Bestimmung 
scheint auf den ersten Blick mit 
Art. 79 Abs. 1 PBG in Widerspruch 
zu stehen, wonach Gesamthöhe, 
Grenz- und Gebäudeabstand in 
sämtlichen Zonenarten, in denen 
Bauten erstellt werden dürfen, 
zwingend im kommunalen Nut-
zungsplan festzulegen sind. In der 
Landwirtschaftszone gelten aller-
dings nach Art. 21 Abs. 1 PBG 
vorab die bundesrechtlichen Be 
stimmungen. Die Gemeinde kann 
also zwar nach Art. 21 Abs. 2 PBG 
auch in der Landwirtschaftszone 
baupolizeiliche Masse festlegen – 
und wenn sie das macht, hat sie 
sich auch an den abschliessenden 
Katalog von Art. 79 PBG zu hal 
ten –, sie muss dies infolge des 
Vorrangs des Bundesrechts aber 
nicht zwingend tun. Art. 79 Abs. 1 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

22/193 

 

PBG ist folglich für die Landwirt-
schaftszone nicht zwingend anzu-
wenden. Dementsprechend sieht 
auch Art. 111 Abs. 2 PBG vor, dass 
der Kanton und die Gemeinden 
ausserhalb der Bauzonen ergän-
zend zum RPG kantonale oder 
kommunale Vorschriften erlassen 
können. Darunter sind etwa kanto-
nale oder kommunale Landschafts-
schutzzonen oder baupolizeiliche 
Masse denkbar. Dieses kantonale 
oder kommunale Recht muss in-
dessen stets mit dem übergeordne-
ten Bundesrecht vereinbar sein. 
Das bedeutet, dass es beispiels-
weise nicht zulässig ist, für die 
Landwirtschaftszone Baumasse im 
Sinn von Art. 21 Abs. 2 i.V.m. 
Art. 79 PBG (z.B. für Gesamt- oder 
Gebäudehöhe, Gebäudelänge und 
-breite, Fassadenhöhe oder Bau-
massenziffer) zu erlassen, die zur 
Folge hätten, dass nach Bundes-
recht an sich zonenkonforme Bau-
ten und Anlagen aufgrund der kom-
munalen Vorschriften nicht bewilli-
gungsfähig wären. Kommunale 
Baumasse machen deshalb wohl in 
erster Linie nur Sinn für zonenkon-
forme Wohnbauten ausserhalb der 
Bauzonen; zonenfremde Bauten 
unterliegen dagegen stets dem 
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ausschliesslichen Anwendungsbe-
reich des Bundesrechts. Weiter ist 
beispielsweise die Regelung des 
Grenz- und Gebäudeabstands für 
landwirtschaftliche Wohn- und Öko-
nomiebauten im kommunalen Nut-
zungsplan denkbar, weil diese bau-
polizeilichen Masse für sich allein 
kaum je in der Lage sein werden, 
das Erstellen einer nach Bundes-
recht zulässigen Baute zu verhin-
dern. 

22 Schutzzonen 
 

Wesentliche Neuerungen  
Schutzzonen können eigenständige Zonen nach Art. 17 RPG oder über-
lagernde Zonen sein. Im Vordergrund stehen der Gewässerschutz 
(Grundwasserschutzzonen) sowie der Ortsbild-, Natur- und Land-
schaftsschutz. Beispiel: Überlagernde Ortsbildschutzzone, die be-
stimmte bauliche Strukturen schützt, besondere Gestaltungs- und Mate-
rialvorschriften aufstellt, die Erhaltung einer bestimmten Volumetrie be-
zweckt oder erhöhte Anforderungen an die Einordnung in die gebaute 
Umgebung stellt. Auch Gewässerräume können mit Schutzzonen 
grundeigentümerverbindlich gesichert werden. 
Schutzzonen können sich in ihrem Zweck mit den Freihaltezonen oder 
auch mit den Kernzonen überschneiden. Die Gemeinde kann die Zonie-
rung wählen. 
 
Parlamentarische Beratung  
In der VoKo war insbesondere die Erhaltung der Ausnutzung sowie die 
Ausscheidung des Gewässerraums Thema. Handelt es sich bei der 
Schutzzone um eine eigenständige Grundnutzungszone, so ist kein 
Ausnutzungstransport möglich. Liegt jedoch eine überlagernde Schutz-
zone vor, ist eine Nutzungsübertragung zulässig. In Bezug auf die Aus-  
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scheidung des Gewässerraums soll die Schutzzone ebenfalls ein mögli-
ches Instrument sein. Von Muggli wurde die Meinung vertreten, dass die 
Ausscheidung der Gewässerräume mittels Baulinien problematisch sei 
und eigentlich eine Täuschung des Bürgers darstelle, weil mehr als nur 
die Bautätigkeit ausgeschlossen werde. 

23 Kommunale Son-
dernutzungspläne - 
Allgemeine Bestim-
mungen - Zweck 

22; 
23; 28 

Wesentliche Neuerungen  
Neu soll ein modulartig aufgebautes und weitgehend einheitliches SNP-
Verfahren zu einer Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung füh-
ren. Dies insbesondere deshalb, weil u.a. auch Strassen- und Wasser-
bau-Projekte nach dem neuen Verfahren ablaufen können. Gemäss 
Botschaft soll dies aber nur eine Option (und nicht Pflicht) sein in Fällen, 
in denen mit dem entsprechenden Vorhaben noch andere Planungs-
ziele verfolgt werden und Koordinationsbedarf besteht und in denen die 
Gemeinde nicht parallele Verfahren als zweckmässiger erachtet. 
Zwei weitere Merkmale: im Verfahren des Erlasses des SNP kann eine 
Baubewilligung erteilt werden (vgl. Art. 24 Abs. 1 PBG), und es gibt neu 
eine einheitliche Regelung der Kostentragung (Art. 53 ff. PBG). 
Art. 23 Abs. 2 PBG hält fest, dass SNP (auch weiterhin) keine materielle 
Änderung des Rahmennutzungsplans bewirken dürfen (s. aber Art. 25 
PBG zu erlaubten Abweichungen). 
Die Regelung der Erschliessung mit einem SNP ist im Detail in Art. 26 
PBG geregelt. Wird das Instrument des SNP gewählt, so sind gemäss 
Art. 26 Abs. 2 PBG zusätzlich auch die Vorschriften des StrG über die 
persönliche Anzeige an Personen, die Land abtreten müssen, und über 
die Absteckung zu beachten (Art. 42 und 44 StrG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Rahmen der VoKo wurde diskutiert bzw. war umstritten, wie sich der 
SNP nach PBG zu den spezialgesetzlichen Verfahren (insbesondere 
zum Planverfahren nach StrG und WBG; vgl. Art. 23 Abs. 2 Bst. a und b 
PBG) verhält und wer für die Koordination zuständig ist (wenn z.B. ein 
kantonales Gewässer oder eine Kantonsstrasse betroffen ist). In der Be-
ratung wurde betont, dass der einheitliche SNP den Gemeinden einfach  
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wahlweise zur Verfügung stehen soll und keine Pflicht bilde. 
Im KR wurde einzig der Antrag auf Ergänzung des Katalogs mit "Mass-
nahmen zur Förderung des gemeinnützigen Wohnungsbaus" gestellt 
und abgelehnt. Im Übrigen war der Artikel unbestritten. 

24 Sondernutzungsplan als Bau-
bewilligung 

Wesentliche Neuerungen 
Parallel zum SNP kann in einem sogenannten "kombinierten Verfahren" 
zusätzlich auch gleich eine (separate) Baubewilligung erteilt werden. 
Die Vorschriften über das Baubewilligungsverfahren sind sachgemäss 
anzuwenden. Bisher war dies nur bei der Abbau- und Deponieplanung 
möglich (Art. 28quinquies BauG). 
Gemäss Botschaft (S. 42) werden SNP und Baugesuch im sogenannten 
"kombinierten Verfahren" gemeinsam öffentlich aufgelegt und beschlos-
sen, und über allfällige Einsprachen wird in einem einzigen Beschluss 
entschieden. Danach untersteht (nur) der SNP der Genehmigung durch 
das AREG. Erst anschliessend durchläuft der kombinierte Beschluss 
über SNP und Baugesuch das Rechtsmittelverfahren des SNP. 
Der Bauherrschaft steht es frei, das kombinierte Verfahren zu wählen  
oder aber zwei parallele Verfahren zu führen.   
 
Parlamentarische Beratung  
Der Artikel war sowohl in der VoKo wie auch im KR unumstritten. 
 
Verordnungsbestimmmung 
Art. 1 PBV hält fest, dass die Erteilung einer BB im Verfahren des Erlas-
ses eines SNP voraussetzt, dass der SNP den Detailierungsgrad eines 
Baugesuchs aufweist. 

 

25 Besondere Bau-
weise 

23; 
27; 28 

Wesentliche Neuerungen 
Mit Art. 25 PBG           fällt die bisherige Unterscheidung zwischen Über-
bauungs- und Gestaltungsplan weg. Ein SNP kann vom Rahmennut-
zungsplan - d.h. vom Zonenplan oder vom BauR - abweichen und ent-
weder eine besondere Bauweise festlegen (Bst. a) oder im Interesse ei-  
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ner Überbauung von hoher städtebaulicher und architektonischer Quali-
tät eine höhere bauliche Nutzung zulassen (Bst. b). 
Auf das bisherige Erfordernis der Zustimmung der Mehrheit der Grund-
eigentümer und Grundeigentümerinnen (beim Gestaltungsplan, Art. 28 
BauG) wird sodann zur Vereinfachung von Verdichtungsplanungen ver-
zichtet, dafür aber in der Botschaft (S. 42 f.) auf den erforderlichen 
Nachweis des überwiegenden öffentlichen Interesses bzw. die Interes-
senabwägung verwiesen: Die Gemeinde müsse für jede Festlegung 
nachweisen, dass ein überwiegendes öffentliches Interesse diese erfor-
dere und dass der Eingriff verhältnismässig sei. 
Grenze der Abweichung: es darf noch keine materielle Änderung vorlie-
gen (s. Art. 23 Abs. 2 PBG). 
Für einen SNP braucht es sodann gemäss Botschaft (S. 42) ein erhebli-
ches öffentliches Interesse an einer besonders guten Gestaltung, wobei 
"Gestaltung" umfassend verstanden werde im Sinn von städtebaulicher 
und architektonischer Qualität und nicht als reine Ästhetikfrage. Eine be-
sonders gute Gestaltung nehme auch gebührend Rücksicht auf die Um-
gebung und die Interessen der Nachbarn. 
Ein SNP mit quartierplanerischem Zweck dürfte gemäss Botschaft ins-
besondere in Schwerpunktzonen zur Anwendung kommen; gerade in 
diesen Gebieten gehe es primär darum, ein städtebaulich prominentes 
Areal einer dichten und dennoch qualitativ hochstehenden Überbauung 
zuzuführen. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde die Frage aufgeworfen, wer denn die Qualität beur-
teilen solle/dürfe: seitens der Gemeinden war eine Erhöhung der Anfor-
derungen (wie z.B. die Erstellung eines unabhängigen Fachgutachtens) 
offenbar abgelehnt worden. In der Diskussion wurde festgehalten, dass 
die Qualitätssicherung den Gemeinden überlassen sein sollte, sie ihre 
Entscheide aber auch zu begründen hätten. Da es sich um einen Plan-
erlass handle, müsse dieser zwingend auch im öffentlichen Interesse 
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liegen. Bei der Beurteilung der Qualität seien auch die Planungsgrund-
sätze des RPG zu berücksichtigen. Diskutiert wurde sodann auch der 
Verzicht auf eine Mehrausnützung bzw. entsprechend die Streichung 
von Bst. b und dessen "Ersatz" durch eine Erhöhung der Baumassenzif-
fer. Der Antrag auf Streichung von Bst. b wurde jedoch abgewiesen. In 
der VoKo wurde sodann festgehalten, dass es keinen Anspruch auf  
einen SNP gebe. 
Im KR wurde die Bestimmung nicht diskutiert. 

26 Erschliessung 
 

Wesentliche Neuerungen  
Die Erschliessung soll gemäss Botschaft vorab dann mittels SNP gere-
gelt werden, wenn bedeutender Koordinationsbedarf besteht. Im Plan 
können dann auch Durchleitungsrechte für öffentliche Versorgungs- und 
Entsorgungsleitungen gesichert werden (vgl. Abs. 1 Bst. b), welche 
nach Art. 76 BauG entweder vereinbart oder rechtskräftig festgestellt/ 
enteignet sein müssen. Zu den Quartierausstattungen (Abs. 1 Bst. c) 
gehören gemäss Botschaft ausdrücklich auch "kinderfreundliche Spiel-
strassen". 
Das Instrument des SNP steht alternativ neben dem Planverfahren nach 
StrG. Wird die Erschliessung mittels SNP festgelegt, so sind gemäss 
Art. 26 Abs. 2 PBG zusätzlich auch die Vorschriften des StrG zur per-
sönlichen Anzeige an Personen, dieLand abtreten müssen, und zur Ab-
steckung im Gelände zu beachten (Art. 42 und 44 StrG). 
Einsprachen gegen eine allfällige Enteignung bzw. gegen die Zulässig-
keit einer allfälligen im SNP vorgesehenen Enteignung sind zwar ge-
stützt auf Art. 39 Abs. 2 bis 6 PBG im Rahmen des SNP-Verfahrens zu 
beurteilen. Im Übrigen aber richtet sich das Verfahren nach dem Enteig-
nungsgesetz. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

27 Abbau und Deponie 
von Material 

28bis; 
28ter; 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 27 ersetzt die bisherigen Deponie- und Abbaupläne (Art. 28bis ff.  
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28quar-

ter 
BauG). Der SNP ermöglicht den Abbau und die Deponie von Materia-
lien, worunter wie bisher auch Ablagerungen zum Zweck von Bodenver-
besserungen. Abs. 2 bezeichnet den Inhalt des SNP, so u.a. Angaben 
über die Endgestaltung des Geländes und die Sicherung der Finanzie-
rung der Wiederherstellung. Gemäss Botschaft, S. 43, kann aber festge-
legt werden, dass insbesondere über die Endnutzung erst mit dem Ab-
schluss des Abbaus bzw. der Deponie entschieden werden soll. 
Abbau- und Deponiepläne werden v.a. mit dem kantonalen Richtplan 
gesteuert, weil sie meist von mindestens regionalem Interesse sind. Für 
die grundeigentümerverbindliche Festsetzung steht sodann neu das In-
strument des kantonalen SNP zur Verfügung (vgl. Art. 33 Bst. a und b 
PBG). Kommunale SNP kommen somit künftig lediglich noch für kleine 
Vorhaben von rein lokaler Bedeutung zur Anwendung.  
Nicht mehr speziell erwähnt ist der Fall von "Ablagerungen von Aushub- 
und Abraummaterial von geringem Umfang und kurzer Dauer", welche 
bisher gemäss Art. 28bis Abs. 1 BauG ohne Deponieplan bewilligt wer-
den konnten, wenn eine befriedigende Endgestaltung sichergestellt war. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

28 Landsicherung für öffentliche 
Bauten und Anlagen 

Wesentliche Neuerungen 
Die Landsicherung für öffentliche Bauten und Anlagen kann zum einen 
mit der Ausscheidung einer ÖBA (Art. 18 PBG) erfolgen oder aber 
(neu) mittels eines SNP, der den Standort und den konkreten Landbe-
darf festlegt. Gemäss Botschaft, S. 44, soll dies zweckmässig sein, 
wenn (insbesondere bei Verdichtungsprojekten) die Nutzungen ineinan-
der verschachtelt sind. Die neue Vorschrift trage der angestrebten Multi-
funktionalität des SNP Rechnung; es sollten möglichst alle Elemente ei-
nes Vorhabens im gleichen Plan behandelt und das Raumplanungsvor-
haben dadurch schlanker und schneller werden, ohne die Rechtsmittel 
zu schmälern. 
Der Standort der Bauten und Anlagen muss nur ungefähr angegeben 
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werden; es ist nicht nötig, dass bereits ein fertiges Projekt vorliegt. Da-
mit Land im Rahmen eines SNP enteignet werden kann, ist der Landbe-
darf jedoch präzise auszuweisen (Botschaft, S. 44). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

29 Baulinien - Zweck 24bis; 
24; 
26; 25 

Wesentliche Neuerungen 
Neu gibt es nur noch den Begriff der Baulinien (der Begriff der Markie-
rungslinien verschwindet), zudem wird die Pflichtbaulinie eingeführt. 
Gemäss Abs. 3 können Baulinien auf bestimmte ober- wie auch unterir-
dische Bauteile beschränkt werden. 
Die Funktion der bisherigen (als eine Art Unterart der Baulinien gelten-
den) "Markierungslinien", Lage und zulässige horizontale Ausdehnung 
von Bauten und Anlagen festzulegen, wird neu in Abs. 4 übernommen. 
"Rechtskräftig festgelegte und neue Baufelder" sollen sich deshalb "in 
Zukunft auf den entsprechenden Baulinienartikel des PGB (Abs. 
4)" stützen (Botschaft S. 44). Weiterhin möglich soll die Bezeichnung 
der Höhenlage von Bauten und Anlagen mit Hilfe von Niveaulinien oder 
Niveaupunkten oder die Festlegung von freizuhaltenden Bereichen 
durch Richtungspunkte gemäss bisherigen Art. 25 und 26 BauG sein. 
 
Parlamentarische Beratung 
Weder in der VoKo noch im Kantonsrat gab die Bestimmung Anlass zu 
Bemerkungen.  

30 Zulässige Bauten und Anla-
gen 

Wesentliche Neuerungen  
Über Baulinien hinaus darf grundsätzlich nicht gebaut werden. Vorbe-
halten bleiben die Bestimmungen über die Bestandesgarantie (Art. 109 
f. PBG) und die Ausnahmebewilligungen. Zulässig im Baulinienbereich 
sind aber zweckkonforme Bauten und Anlagen wie z.B. ein Buswarte-
häuschen entlang einer Strassenbaulinie (vgl. Art. 108 StrG). Gegen-
über Strassen gelten zudem unverändert die Bestimmungen des StrG 
wie z.B. Art. 102bis Abs. 3 StrG (Botschaft S. 44). 
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Parlamentarische Beratungen 
Weder in der VoKo noch im Kantonsrat gab die Bestimmung Anlass zu 
Bemerkungen.  

31 Überragende Bau-
ten 

24bis Wesentliche Neuerungen 
An bestehenden Bauten, die über eine Baulinie hinausragen, dürfen 
(nur) die für Unterhalt und zeitgemässe Erneuerung erforderlichen Ar-
beiten vorgenommen werden. Für darüberhinausgehende bauliche Än-
derungen gelten die allgemeinen Regeln der Bestandesgarantie (Art. 
109 f. PBG), somit wohl auch der Wiederaufbau (nach Art. 105 StrG 
aber mit Ausnahme gegenüber Strassenbaulinien). Für diese Änderun-
gen kann sodann ein Beseitigungs- und Mehrwertrevers im Grundbuch 
angemerkt werden. 
Zum Revers: gilt nur, wenn eine Beseitigung im öffentlichen Interesse 
notwendig wird (vgl. Art. 31 Abs. 2 PBG). Wenn keine öffentliche Infra-
struktur gesichert werden muss, kann deshalb auf den Revers verzichtet 
werden.  
Sondervorschriften wie z.B. zu den Strassenbaulinien (vgl. z.B. Art. 
102bis StrG) bleiben vorbehalten (Botschaft S. 45). Art. 102bis Abs. 3 
StrG ist dabei weniger streng als eine ordentliche Ausnahmebewilligung 
nach PBG (oder Art. 108 StrG), weil insbesondere keine besonderen 
Verhältnisse verlangt werden. Art. 102bis StrG gilt allerdings nur für An- 
und Nebenbauten und Anlagen, damit aber immerhin für Abstellplätze, 
Vordächer und -treppen, Stützmauern etc.; diese können innerhalb der 
Strassenabstandslinie zugelassen werden, wenn keine öffentlichen Inte-
ressen entgegenstehen. 
Soweit nicht Art. 102bis StrG zur Anwendung kommt, bleibt der Wieder-
aufbau von Bauten und Anlagen, die den Strassenabstand nicht einhal-
ten, nach Art. 105 StrG jedoch unzulässig.   
 
Parlamentarische Beratungen 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  
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32 Kantonale Sondernutzungs-
pläne - Erlass 

Wesentliche Neuerungen 
In bestimmten - in Art. 33 PBG abschliessend aufgezählten - Fällen soll 
der Kanton die Möglichkeit haben, zur Wahrung kantonaler oder we-
sentlicher regionaler (d.h. überkommunaler) Interessen selbst auch SNP 
zu erlassen. Die Möglichkeit besteht unter anderem bei Abbaustellen o-
der Deponien von kantonaler oder regionaler Bedeutung. Basis bildet in 
der Regel ein kantonales Konzept oder eine Versorgungsplanung. 
Voraussetzung für den Erlass eines kantonalen SNP ist nebst der Beja-
hung eines kantonalen oder wesentlichen regionalen Interesses der 
Umstand, dass entsprechende SNP bereits im kantonalen Richtplan 
vorgesehen sind (vgl. Abs. 1). Dies bedeutet gemäss Botschaft (S. 45), 
dass im Richtplan zumindest die Aufgabe bereits in den Grundzügen 
umschrieben ist; nicht erforderlich sei hingegen eine behördenverbindli-
che parzellenscharfe Planung i.S. einer "Vornutzungsplanung". Für Ab-
falldeponien soll es bspw. genügen, wenn der Richtplan ungefähre 
Standorte, die Art der Deponie und die Erschliessung in ihren Grundzü-
gen festlegt. 
Zuständig zum Erlass ist die Regierung (bisher wurde zumindest der 
kantonale Deponieplan vom Departement erlassen, Art. 28ter BauG). 
Betroffene Gemeinden können den Erlass auch beantragen (Abs. 1 
und 3; vgl. auch Art. 40 PBG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Ursprünglich sollte Art. 32 f. E-PBG den Erlass eines kantonalen Nut-
zungs- und nicht Sondernutzungsplans regeln und sollte ein solcher ge-
mäss Art. 33 Bst. e E-PBG auch für Stand- und Durchgangsplätze für 
Fahrende erlassen werden können. Diese Bestimmung war in der VoKo 
sehr umstritten. Zudem wurde grundsätzlich befürchtet, dass der Kanton 
über den Erlass eines Nutzungsplans – d.h. unter Umständen auch  
eines Rahmennutzungsplans – übermässig in kommunale Interessen 
und Kompetenzen eingreifen könnte. Nachdem die Kompetenz des 
Kantons gemäss Beschluss der VoKo vom 17. November/4. Dezember 
2015ausdrücklich auf den Erlass von SNP beschränkt und Art. 33  
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Bst. c – f E-PBG gestrichen werden sollten, diskutierte der KR die bei-
den Bestimmungen an der Sitzung vom 2. März 2016 noch einmal ein-
gehend. In der Folge wurde die (seitens der Regierung beantragte) Wie-
deraufnahme der Art. 33 Bst. c, d und f E-PBG gutgeheissen, die (sei-
tens der SP-GRÜ-Fraktion beantragte) Wiederaufnahme von Bst. e je-
doch abgewiesen. 
Mit der Beschränkung auf kantonale SNP sind die Ausführungen in der 
Botschaft auf S. 46 zur Form des kantonalen Nutzungsplans ("z.B. Rah-
mennutzungsplan oder SNP") hinfällig geworden. 
 
Verordnungsbestimmung 
Im Verfahren werden gemäss Art. 2 Abs. 1 PBV die Vorschriften für 
kommunale SNP angewendet. Die öffentliche Auflage findet in den be-
troffenen Gemeinden statt (vgl. Art. 2 Abs. 2 PBV). 

33 Inhalt 28ter Wesentliche Neuerungen  
Neu ist die Möglichkeit des kantonalen SNP nicht nur für Deponien, son-
dern ausdrücklich auch für Abbaustellen (Bst. a), Anlagen zur Gewin-
nung von Energie (Bst. c; z.B. ein grosser Windpark) und für Anlagen 
zur Nutzung des Untergrunds (Bst. d) vorgesehen. Soweit auch Stras-
sen und Wasserbauten mit entsprechenden Vorhaben zusammenhän-
gen, werden auch sie von einem solchen kantonalen SNP erfasst. 
 
Parlamentarische Beratung 
s. Kommentar zu Art. 32 PBG. 
Im KR war Bst. d insofern umstritten, als das neue Gesetz zur Nutzung 
des Untergrunds noch nicht vorlag.  

34 Planerlass - Grundsätze - 
Anhörung und Mitwirkung 

Wesentliche Neuerungen 
Neu wird die Anhörung und die Mitwirkung ausdrücklich im PBG er-
wähnt. Insbesondere werden in Abs. 2 die zuständigen Planungsbehör-
den verpflichtet, für eine geeignete Mitwirkung der Bevölkerung zu sor-
gen. Entsprechende Minimalanforderungen für Mitwirkung und Informa-
tion galten aber bisher schon gestützt auf das RPG (vgl. Art. 4 RPG). 
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Die kantonalen Vorgaben gehen nicht über die bundesrechtlichen Mini-
malstandards hinaus. Dazu angehalten sind sowohl die Gemeinden als 
auch der Kanton je nach Zuständigkeit. Zu den mitwirkungspflichtigen 
Erlassen zählen auch die SNP. Mitwirkung setzt Information über die 
Ziele und Inhalte der Planung voraus. Die Form der Information wird 
nicht vorgeschrieben, sondern ist der zuständigen Planungsbehörde 
überlassen. 
Die Anhörung hat rechtzeitig zu erfolgen. Gemäss Botschaft hat die In-
formation zu erfolgen, bevor die wesentlichen Entscheide gefällt sind. 
Einzubeziehen sind - neben der Bevölkerung im Rahmen der Mitwir-
kung - bei kantonalen Planungen die Gemeinden und gegebenenfalls 
Nachbarkantone bzw. bei kommunalen Planungen die Nachbargemein-
den. 
Gemäss Botschaft ist ein Abweichen vom normalen Mitwirkungsverfah-
ren nur bei wenigen Betroffenen oder bei lediglich untergeordneten 
Festlegungen und Änderungen denkbar (Botschaft S. 46). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

35 Vorprüfung 
 

Wesentliche Neuerungen 
Bisher war die Vorprüfung gesetzlich weder geregelt noch vorgesehen. 
In der Praxis konnten die kommunalen Planungsbehörden fakultativ ihre 
Planentwürfe dem AREG, Abteilung Ortsplanung, zur Vorprüfung einrei-
chen, während bisher Genehmigungsinstanz i.d.R. das Baudepartement 
(bzw. der Leiter des AREG) war. 
Neu wird die Vorprüfung im PBG geregelt. Nach wie vor ist die Vorprü-
fung aber fakultativ, d.h. die kommunalen Planungsbehörden können, 
müssen aber nicht, die Ansichtsäusserung der kantonalen Fachstellen 
einholen. Wegen der neuen Zuständigkeitsregelung (vgl. Art. 38 PBG) 
erfolgt nach neuem Recht die Vorprüfung und die Genehmigung durch 
ein und dieselbe Behörde. Neu sind jedoch Rechtsmittelinstanz (Baude-
partement) und Genehmigungsbehörde (neu: kantonal zuständige 
Stelle) nicht mehr identisch.  
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Zweck der Vorprüfung ist die Beschleunigung des Verfahrens. Die Vor-
prüfung ist für die Gemeinden ein gutes Instrument, um die Sicht der 
kantonalen Fachstellen schon vor Erlass verbindlich festzustellen und 
damit sicher zu gehen, dass ein entsprechender Planbeschluss geneh-
migt wird (Botschaft, S. 46). Deshalb und weil der Grundsatz von Treu 
und Glauben auch im Vorprüfungsverfahren gilt, bindet die Vorprüfung - 
vorbehältlich geänderter Verhältnisse - auch die Fachbehörden (vgl. 
Botschaft S. 47). 
Was der bisherigen Praxis entsprach wird neu (verbindlich) festgesetzt, 
nämlich dass die für die Vorprüfung zuständige kantonale Stelle die wei-
teren beteiligten kantonalen Dienststellen einbezieht (Abs. 2). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Nach Art. 3 Bst. a PBV ist das Amt für Raumentwicklung und Geoinfor-
mation (AREG) für die Vorprüfung und die Genehmigung zuständig. 

36 Fakultatives Refe-
rendum - Gegen-
stände 

30 Wesentliche Neuerungen 
In Anwendung der neuen Begriffe unterstellt Art. 36 den Rahmennut-
zungsplan dem fakultativen Referendum in den politischen Gemeinden 
(wobei die Anpassung an die Begriffsdefinition des PBG von der Redak-
tionskommission vorgenommen wurde). Nach Art. 1 Abs. 3 Bst. a PBG 
zählt zum Rahmennutzungsplan der Zonenplan und das Baureglement, 
weshalb sich gegenüber dem geltenden Recht nichts ändert (vgl. Art. 30 
Abs. 1 erster Satz BauG). 
Nicht dem Referendum unterstellt sind – wie bisher – die SNP, wozu 
auch die (kommunalen) Abbau- und Deponiepläne zählen (Art. 27 
PBG). Weil es sich dabei um befristete Massnahmen handelt, stellen sie 
keine materielle Zonenplanänderungen dar und setzen deshalb auch 
keine vorgängige Änderung von Zonenplan und Baureglement voraus 
(Botschaft, S.47). 
Ebenso sind Kantonale SNP, insbesondere Abbau- und Deponiepläne  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

35/193 

 

von kantonaler und regionaler Bedeutung (Art. 33 Abs. 3 Bst. a und b 
PBG), dem Referendum nicht unterstellt. 
Nach Abs. 2 kann – wie bisher – bei geringfügigen Änderung von Rah-
mennutzungsplänen – und unter Einhaltung der gleichen kumulativen 
Voraussetzungen wie bisher – auf ein Referendum verzichtet werden 
(vgl. Art. 30 Abs. 1 zweiter Satz BauG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

37 Verfahren 30; 
30bis 

Wesentliche Neuerungen 
Neu wird in Abs. 1 vorgeschrieben, dass die Unterstellung unter das Re-
ferendum im Rahmennutzungsplan festzuhalten ist. Der Begriff "Rah-
mennutzungsplan" (statt "Plan" gemäss E-PBG) wurde durch die Re-
daktionskommission eingefügt, was dazu führt, dass auch im Bauregle-
ment die Unterstellung ausdrücklich festzuhalten ist. 
Abs. 2 und 3 entsprechen mit mehrheitlich redaktionellen Anpassungen 
den bisherigen Art. 30 Abs. 2 und Abs. 3 BauG (Abs. 2 neu "Das Ver-
fahren des fakultativen Referendums" statt "Referendumsverfahren" 
bzw. Abs. 3 "Der Entscheid der Stimmbeteiligten" statt "Der Entscheid 
der Bürgerschaft", "Eröffnung der Rekursfrist" statt "Eröffnung einer Re-
kursfrist von 14 Tagen" und  "... amtlich bekanntgegeben sowie den Ein-
sprecherinnen und Einsprechern ..." statt "... amtlich bekanntgemacht 
und den Einsprechern..." ). 
Gemäss Botschaft können Einspracheberechtigte im Einsprache- und 
Rekursverfahren geltend machen, dass ein Plan zu Unrecht nicht dem 
Referendum unterstell worden sei. Ist ein solcher Plan hingegen formell 
rechtskräftig, kann dieser Einwand in einem späteren Verfahren (z.B. in 
einem Baubewilligungsverfahren) nur noch ausnahmsweise geltend ge-
macht werden (vgl. Botschaft, S. 47).  
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  
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38 Genehmigung 31 Wesentliche Neuerungen 
Neu ist für die Genehmigung von Rahmennutzungsplänen (gegenüber 
dem E-PBG geändert durch die Redaktionskommission), von SNP und 
Schutzverordnungen nicht mehr das zuständige Departement (d.h. das 
Baudepartement bzw. für das Departement handelnd das AREG bzw. 
das TBA [ErmV]) zuständig, sondern ausdrücklich die zuständige kanto-
nale Stelle. Damit soll erreicht werden, dass zur Verfahrensbeschleuni-
gung nur noch ein Rechtsmittelverfahren notwendig ist. Weil sowohl ge-
gen Verfügungen gegen oberste Verwaltungsbehörden einer öffentlich-
rechtlichen Körperschaft (Gemeinde) als auch gegen Verfügungen der 
kantonalen Verwaltungsbehörden das zuständige Departement Rekurs-
instanz ist (vgl. Art. 43bis VRP), entfällt auch der bisherige gespaltene 
Rechtsweg (Rekurse gegen den Bürgerschaftsentscheid beim Baude-
partement, Rekurse gegen die Genehmigungsverfügung beim Regie-
rungsrat). 
Neu ist zudem die Überprüfungsbefugnis der Genehmigungsbehörde 
auf die Rechtmässigkeitskontrolle beschränkt, d.h. die Zweckmässig-
keitsprüfung nach geltendem Recht entfällt. Zur Begründung wird ange-
führt, dass die wichtigsten Vorgaben für die Ortsplanung heute ohnehin 
auf Rechtssätzen und behördenverbindlichen Richt- bzw. Sachplänen 
beruhen, und so der Rechtmässigkeitsüberprüfung unterliegen. Zudem 
fände im Rechtsmittelverfahren auch eine Ermessensüberprüfung statt 
(vgl. Botschaft, S. 48) 
Kantonale SNP sind nicht genehmigungsbedürftig bzw. deren Genehmi-
gung wird mit der Festsetzung durch die Regierung erteilt (vgl. Bot-
schaft, S. 46). Allerdings sind die Ausführungen zu den Kantonalen Nut-
zungsplänen in der Botschaft "obsolet", nachdem – anders als im  
E-PBG – keine Kantonalen Nutzungspläne, sondern nur noch Kantonale 
SNP vorgesehen sind. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde seitens der SP-Fraktion nach den Gründen des Ver-
zichts auf die Zweckmässigkeitsprüfung gefragt und allfällige Anträge in 

Früher - bis etwa Mitte der 1990er-
Jahre - wurde das Genehmigungs-
verfahren nach Art. 31 BauG erst 
nach rechtskräftiger Erledigung all-
fälliger Rekurse durchgeführt. Etwa 
seit Mitte der 1990er-Jahre wurde 
es parallel neben den Rekursver-
fahren durchgeführt; die Genehmi-
gung durch das BD (bzw. für dieses 
handelnd das AREG [ErmV]) er-
folgte aber nicht gleichzeitig mit 
dem Rekursentscheid, sondern je-
weils erst kurz danach. Dadurch 
wurde sichergestellt, dass das 
VerwG auf eine allfällige Be-
schwerde gegen den Rekursent-
scheid eintreten konnte. Einen erst-
instanzlichen Gesamtentscheid be-
züglich Einsprache und Genehmi-
gung gab es somit infolge der ge-
setzlichen Zuständigkeitsordnung 
(Gemeinde als Einspracheinstanz, 
BD als Rekurs- und Genehmi-
gungsinstanz) bisher nicht. Im PBG 
wird nun auf diese Spaltung des 
Rechtswegs (für Genehmigung und 
Einspracheentscheid) verzichtet, 
um das Verfahren zu beschleuni-
gen. Neu ist für die Genehmigung 
von Rahmennutzungsplänen, SNP 
und Schutzverordnungen nicht 
mehr das Departement zuständig, 
sondern - eine Stufe tiefer - eine 
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der parlamentarischen Debatte vorbehalten. Im Parlament erfolgten je-
doch keine weitergehenden Voten mehr. 
 
Verordnungsbestimmung 
Für die Genehmigung von kommunalen Nutzungsplänen (Rahmennut-
zungsplänen, Sondernutzungsplänen und Schutzverordnungen gemäss 
Art. 1 Abs. 3 PBG) ist nach Art. 3 Bst. c PBV und für die Genehmigung 
von Schutzverordnungen (zusätzlich) nach Art. 10 Bst. c PBV (Bau-
denkmäler und archäologische Denkmäler) und nach Art. 15 Bst. a (Na-
tur und Landschaft) das Amt für Raumentwicklung und Geoinformation 
zuständig. 
Für Kantonale SNP sind im Übrigen die Verfahrensvorschriften für Kom-
munale SNP sachgemäss anwendbar (vgl. Art. 2 PBV). 

kantonale Verwaltungsbehörde, 
das AREG. Damit soll erreicht wer-
den, dass zur Verfahrensbeschleu-
nigung nur noch ein Rechtsmittel-
verfahren notwendig ist. Weil so-
wohl gegen Verfügungen gegen 
oberste Verwaltungsbehörden einer 
öffentlichrechtlichen Körperschaft 
(Gemeinde) als auch gegen Verfü-
gungen der kantonalen Verwal-
tungsbehörde (AREG) das zustän-
dige Departement Rekursinstanz ist 
(vgl. Art. 43bis VRP), entfällt der 
bisherige gespaltene Rechtsweg 
(Rekurs gegen den Einsprache-  
oder Bürgerschaftsentscheid beim 
BD, Rekurs gegen die Genehmi-
gungsverfügung bei der Regie-
rung); folglich ist das BD neu die 
einzige Rekursinstanz gegen Fest-
setzung und Einsprache- und/oder 
Bürgerschaftsentscheid (bei Rah-
mennutzungsplänen) sowie Geneh-
migungsentscheid. 

Gemäss Botschaft ist zwar ein 
solch einheitliches Rechtsmittel be-
absichtigt. Aus den weiteren Ver-
fahrensvorschriften des PBG ergibt 
sich jedoch nicht, wie das Verfah-
ren konkret ablaufen soll. Da vom 
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PBG vorgegeben ist, dass Geneh-
migung (durch AREG) und Festset-
zung und Einspracheentscheid 
(durch Gemeinde) erstinstanzlich 
ergehen und gemäss Botschaft mit 
einem einheitlichen Rechtsmittel 
gemeinsam angefochten werden 
müssen, ergibt sich jedoch ohne 
weiteres, dass Festsetzung und 
Einspracheentscheid sowie Geneh-
migung neu koordiniert als Gesamt-
entscheid nach Art. 132 Abs. 3 
i.V.m Art. 133 Bst. f PBG zu eröff-
nen und deshalb auch nur gemein-
sam anfechtbar sind.  

Das Verfahren bei SNP und 
Schutzverordnungen sieht wie folgt 
aus: 

1. Erlass-Beschluss durch Ge-
meinde (Art. 23 PBG) 

2. öff. Auflage (Art. 41 PBG) 
3. Einsprachen während Auflage-

frist (Art. 41 PBG) 
4. Festsetzung und Einsprache-

entscheid durch Gemeinde 
(Art. 157 PBG), noch ohne Er-
öffnung an die Einsprechenden 

5. Genehmigungsgesuch von Ge-
meinde an AREG 

6. Genehmigung durch AREG (Art. 
38 PBG) 
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7. Zustellung Genehmigung von 
AREG an Gemeinde 

8. Eröffnung von Festsetzung, all-
fälligem Einspracheentscheid 
und Genehmigung durch die 
Gemeinde als Gesamtentscheid 
(Art. 132 Abs. 2 und Abs. 3 
PBG) 

9. Rekurs gegen Gesamtentscheid 
ans BD 

Das Verfahren bei Rahmennut-
zungsplänen sieht dagegen wie 
folgt aus: 

1. Erlass-Beschluss durch Ge-
meinde (Art. 7 PBG) 

2. öff. Auflage (Art. 41 PBG) 
3. Einsprachen während Auflage-

frist (Art. 41 PBG) 
4. Festsetzung und Einsprache-

entscheid durch Gemeinde 
(Art. 157 PBG) 

5. Eröffnung Festsetzung und Ein-
spracheentscheid an die Ein-
sprechenden (noch ohne Re-
kursfrist) 

6. fakultatives Referendum (Art. 37 
PBG) 

7. Genehmigungsgesuch von Ge-
meinde an AREG 

8. Genehmigung durch AREG (Art. 
38 PBG) 
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9. Zustellung Genehmigung von 
AREG an Gemeinde 

10. Eröffnung des Entscheides der 
Stimmberechtigten und der Re-
kursfrist dagegen (Art. 37 Abs. 3 
PBG) sowie der Genehmigung 
durch die Gemeinde als Ge-
samtentscheid (Art. 132 Abs. 2 
und Abs. 3 PBG) 

11. Rekurs gegen Gesamtentscheid 
ans BD 

Weil Festsetzung, Einspracheent-
scheid und Genehmigung einen 
Gesamtentscheid darstellen, muss 
dieser einerseits widerspruchsfrei 
sein; dabei ist zu beachten, dass 
die kantonale Genehmigungsverfü-
gung für die Gemeinde verbindlich 
ist (Art. 132 Abs. 2 PBG). Ander-
seits ist keine Teilverfügung des 
Gesamtentscheides - d.h. weder 
die Festsetzung mit Einspracheent-
scheid noch die Genehmigung oder 
Nichtgenehmigung - für sich allein 
anfechtbar. Angefochten werden 
kann nur der Gesamtentscheid 
(vgl. Art. 132 Abs. 3 PBG) als sol-
cher. Wird eine Teilverfügung vor 
dem Vorliegen des Gesamtent-
scheides eröffnet und dagegen Re-
kurs beim BD erhoben, ergeht des-
halb ein Nichteintretensentscheid. 
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Eine Heilung des Mangels während 
des Rekursverfahrens ist nicht 
möglich, weil mangels Gesamtent-
scheid keine anfechtbare Verfü-
gung vorliegt. 

Ist eine Genehmigung des Erlasses 
durch das AREG nicht oder nur un-
ter Auflagen möglich, hat die Ge-
meinde ihre bereits erfolgte Fest-
setzung und den Einspracheent-
scheid zu widerrufen und an den 
Genehmigungsentscheid anzupas-
sen; allenfalls muss sie sogar - ge-
gen ihren eigenen Willen - auf die 
Festsetzung verzichten und die 
Einsprachen, die sie zuvor noch 
abgewiesen hatte, infolge der 
Nichtgenehmigung schützen. Dies 
selbst dann, wenn sie im Verfahren 
betreffend Rahmennutzungsplan 
die Festsetzung und den Einspra-
cheentscheid bereits vor der Eröff-
nung des Gesamtentscheides den 
Einsprechenden zugestellt hat (s. 
Ablaufschema Rahmennutzungs-
plan, Ziff. 5). In diesem Fall ist der 
Widerruf (der nun auch den Ver-
zicht auf die Festsetzung und den 
Schutz der Einsprachen zu beinhal-
ten hat), den Einsprechenden zu-
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sammen mit der Eröffnung der Re-
kursfrist gegen den Entscheid der 
Stimmberechtigten (Art. 37 Abs. 3 
PBG) und der Nichtgenehmigung 
zu eröffnen (vgl. Ablaufschema 
Rahmennutzungsplan, Ziff. 10).  

Als Begründung für den Widerruf 
von Festsetzung und Einsprache-
entscheid wird es in der Regel ge-
nügen, auf die Nichtgenehmigungs-
verfügung des AREG zu verweisen.  

Die Gemeinde als Planungsbe-
hörde ist genauso wie der Grundei-
gentümer legitimiert, den auf der 
Nichtgenehmigung des AREG be-
ruhenden Gesamtentscheid im ei-
genen Namen mit Rekurs anzu-
fechten. 

39 Enteignungsrecht - 
Erteilung 

 
Wesentliche Neuerungen 
Das PBG erteilt den Gemeinden bzw. bei kantonalen SNP der Regie-
rung ein Enteignungsrecht unter Einhaltung bestimmter Voraussetzun-
gen. Ein Enteignungsrecht kann nach Abs. 1 im Zonenplan für Schwer-
punktzonen (Art. 19 PBG) und nach Abs. 2 im kommunalen SNP (Art. 
23 ff. PBG) bzw. nach Abs. 3 im kantonalen SNP (Art.32 ff. PBG) erteilt 
werden. 
Abs. 1: Die Bestimmung ermöglicht den Gemeinden die Festlegung ei-
nes Enteignungsrechts für bestimmte Flächen in Schwerpunktzonen. 
Vorausgesetzt wird zum einen ein überwiegendes öffentliches Inte-
resse, zum anderen die Zustimmung von drei Vierteln der Grundeigen-  
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tümer dieser Flächen (ähnlich dem Quorum nach BauG für Gestaltungs-
pläne [Art. 28 Abs. 3 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 2 BauG]). 
Das Enteignungsrecht soll insbesondere verhindern, dass die für die 
Umsetzung von Schwerpunktzonen unerlässlichen Flächen blockiert 
werden, weil beispielsweise ein Grundeigentümer sein Land nicht zur 
Verfügung stellen will (vgl. Botschaft, S. 48 f.). 
Abs. 2: Im kommunalen SNP kann für öffentliche Bauten und Anlagen 
(Art. 18 PBG), für Grünflächen und Parks, für Erschliessungsanlagen 
sowie für Wasserbauten ein Enteignungsrecht vorgesehen werden. 
Das Enteignungsrecht soll dazu dienen, im öffentlichen Interesse Flä-
chen zu erwerben (vgl. Botschaft, S. 48). 
Abs. 3: Die Regierung kann in kantonalen SNP ein Enteignungsrecht 
vorsehen. Damit wird auch dem Kanton die Möglichkeit eines Enteig-
nungsrechts in seinen kantonalen SNP gewährt. 
Abs. 4: Berechtigt für die Enteignung ist das Gemeinwesen, das den 
Plan erlässt. 
Abs. 5 und 6: Massgebend für den Zeitpunkt der Erteilung des Enteig-
nungsrechts ist der Eintritt der Rechtsgültigkeit des Planerlasses. Es gilt 
mit dessen Eintritt als erteilt (Abs. 5 Satz 1). Ein besonderer zusätzlicher 
Beschluss der Regierung nach Art. 33 EntG ist nicht notwendig (vgl. 
Botschaft S. 49). Für das Verfahren wird im Übrigen auf das Enteig-
nungsgesetz verwiesen (Abs. 5 Satz 2) bzw. betreffend die Absteckung 
im Gelände, die persönliche Anzeige und die Einsprachebegründung 
auf die Spezialgesetzgebung, die sachgemäss anzuwenden ist (Abs. 6). 
Mit der Spezialgesetzgebung ist insbesondere das StrG gemeint, das 
schon heute ein besonderes Enteignungsverfahren kennt, an das sich 
die Bestimmung von Art. 39 PBG eng ausrichtet (vgl. Botschaft, S. 49). 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Bestimmung war in mehreren Punkten umstritten: 
- Im E-PBG war für das Enteignungsrecht in der Schwerpunktzone kein 
Quorum vorgesehen. Die VoKo beantragte ein doppeltes Quorum (we-
nigstens drei Viertel der Grundeigentümer, die wenigstens drei Viertel 
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des Verkehrswerts des erfassten Grundeigentums vertreten). Damit 
sollte die Hürde für die Ausübung des Enteignungsrechts erhöht wer-
den. Sodann verlangte die VoKo zu prüfen, ob nicht zusätzlich ein 
Heimschlagsrecht eingeführt werden soll. Der letztere Antrag (Ergän-
zung um Heimschlagsrecht) wurde später von der VoKo wieder abge-
lehnt. Die Regierung beantragte, das doppelte qualifizierte Quorum fal-
lenzulassen und das Quorum auf eine 3/4-Mehrheit der Grundeigentü-
mer zu beschränken, weil ein doppeltes Quorum das mit der Schwer-
punktzone verfolgte Ziel der Verdichtung unnötig erschwere. Der KR 
folgte - auch aus Gründen der Praktibilität - nach reger Diskussion dem 
Antrag der Regierung (einfaches Quorum), und lehnte den Antrag der 
VoKo (doppeltes Quorum) ab. Einen Antrag der SP-Fraktion, die ur-
sprüngliche Fassung des E-PBG (ohne Quorum) beizubehalten, lehnte 
das Parlament ebenfalls ab. 
- Im Rahmen der Beratung in der VoKo wurde die Bestimmung ergänzt, 
indem nicht nur ein öffentliches Interesse verlangt wird (vgl. Art. 39 Abs. 
1 E-PBG), sondern ein "überwiegendes öffentliches Interesse". 
- Schon die VoKo diskutierte den Katalog der Inhalte, für die im SNP 
das Enteignungsrecht vorgesehen ist (Abs. 2 Bst. a bis d). Ein Antrag 
auf Streichen von "Grünflächen und Parks" (Bst. b) und die Änderung in 
"Hochwasserprojekte" statt "Wasserbauten" (Bst. d) wurden jedoch ab-
gelehnt bzw. zurückgestellt (bis zur Überarbeitung der Vorschriften über 
die SNP). Anlässlich der Beratungen im KR wurde erneut die Streichung 
von Abs. 2 Bst. b beantragt und die Änderung von Abs. 2 Bst. d. Erste-
res mit der Begründung, es sei ein Eingriff in die Eigentümerrechte, 
Zweiteres weil Hochwasserschutzprojekte im öffentlichen Interesse lä-
gen, reine Renaturierungsprojekte hingegen nicht. Nach kurzer Diskus-
sion wurde der Antrag im Wesentlichen abgelehnt, weil auch Parks und 
Grünflächen sowie Renaturierungsprojekte im öffentlichen Interesse lä-
gen. 
- Art. 39 Abs. 4 E-PBG sah vor, dass das Enteignungsrecht vom Ge-
meinwesen auch an Personen übertragen werden kann, die den Plan 
umsetzen. Die VoKo beantragte die Streichung der Übertragung des 
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Enteignungsrechts an Private, weil das Enteignungsrecht auch in einer 
Schwerpunktzone ausschliesslich vom Gemeinwesen ausgeübt werden 
soll. Es sei stossend, wenn ein Privater, z.B. ein finanzkräftiger Investor, 
gegen einen einzelnen Grundeigentümer die Enteignung durchführe. 
Die Regierung beantragte, an der Übertragung festzuhalten, weil die 
konkrete Verdichtung in einer Schwerpunktzone in der Regel nicht 
durch die Gemeinde, sondern durch einen Investor erfolgt. Im KR wurde 
zudem erwähnt, dass ohne Übertragung an Private wohl kaum eine Ge-
meinde eine Schwerpunktzone ins Auge fasst, wenn sie den Boden im 
Fall einer Enteignung kaufen muss (so sinngemäss Votum RR Haag). 
Der KR folgte nach kurzer Beratung dem Antrag der VoKo und lehnte 
den Antrag der Regierung ab. 
- Weiter erfolgten im Rahmen der Behandlung in der VoKo und durch 
die Redaktionskommission Anpassungen redaktioneller Art bzw. im Zu-
sammenhang mit Änderungen anderer Bestimmungen (in Abs. 3 neu 
"Sondernutzungsplan" statt "Nutzungsplan" [VoKo], in Abs. 4 neu "... 
den Plan erlassen hat..." [Redaktionskommission] statt "den Plan fest-
gesetzt hat" und in Abs. 5 neu "...gilt mit dem Eintritt der Rechtsgültig-
keit des Planerlasses..." [Redaktionskommission] statt " ... gilt mit dem 
Eintritt der Rechtskraft des Planerlasses"). 

40 Besondere Bestim-
mungen für Son-
dernutzungspläne - 
Plangesuch 

33 Wesentliche Neuerungen 
Art. 40 bestimmt, dass, wer die Einleitung eines Verfahrens für den Er-
lass eines Sondernutzungsplans beantragt, ein Planungsgesuch einzu-
reichen hat. Das Gesuch ist bei der zuständigen Behörde einzureichen 
und hat Angaben über den Zweck, dem das Verfahren dienen soll, und 
die Bezeichnung der Grundstücke, die in das Verfahren einzubeziehen 
sind, zu beinhalten. 
Nach geltendem Recht können Grundeigentümer nach Ablauf von zehn 
Jahren die Überprüfung sämtlicher Planungsinstrumente, einschliesslich 
SNP, verlangen. Nach Art. 33 BauG haben sie gar einen Anspruch auf 
Aufhebung oder Änderung eines Erlasses, wenn  die Voraussetzungen 
von Art. 32 Abs. 1 BauG erfüllt sind und der Zweck des Erlasses, des-

Für eine Planänderung ist nach 
Art. 21 Abs. 2 RPG stets nötig, 
dass die geltende Zonenordnung in 
erheblichem Mass den gewandel-
ten öffentlichen Interessen nicht 
mehr entspricht. Selbst für den Fall, 
dass erheblich geänderte Verhält-
nisse vorliegen und deshalb An-
spruch auf Änderung der Nutzungs-
planung besteht, kann aus Art. 40 
PBG kein rechtlich durchsetzbarer 
Anspruch auf Erlass eines Son-
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sen Änderung beantragt wird, nicht erreicht wird und dem Grundeigen-
tümer keine unzumutbaren Nachteile erwachsen. Unabhängig davon 
(und von der Zehnjahresfrist) können Änderungen nach geltendem 
Recht schon gestützt auf Art. 21 RPG veranlasst werden und besteht 
aufgrund der bundesgesetzlichen Vorgaben unter Umständen ein An-
spruch auf Anpassung. Nach bisher geltendem Recht bestehen aber 
keine Form- oder Verfahrensvorschriften für solche Gesuche. 
Neu werden demnach  - zumindest für SNP - ausdrücklich Vorschriften 
erlassen, wo, in welcher Form und mit welchem Inhalt ein Antrag um 
Einleitung eines Erlassverfahrens für einen SNP zu stellen ist. 
Umgekehrt wird auf eine kantonale Regelung, welche die Voraussetzun-
gen für eine Anpassungen oder Änderungen von Plänen bestimmt, ver-
zichtet. Eine Bestimmung wie in Art. 33 BauG findet sich im PBG nicht 
mehr. Ebenso wird im neuen PBG auf eine Regelung betreffend Re-
kurserhebung verzichtet (vgl. Art. 30bis BauG).  
 
Parlamentarische Beratung 
Nach dem Wortlaut des E-PBG war das Gesuch bei der politischen Ge-
meinde einzureichen. Die VoKo beantragte, den Wortlaut so abzuän-
dern, dass das Gesuch bei der zuständigen Behörde einzureichen ist, 
weil diese Bestimmung nicht nur für kommunale SNP, sondern gleicher-
massen für kantonale SNP gilt. 

dernutzungsplans abgeleitet wer-
den. Zuständig für die Anpassung 
der Nutzungsplanung  
oder der Nutzungsvorschriften ist 
allein die zuständige Planungsbe-
hörde (Art. 1 Abs. 1 und Art. 7 
Abs. 1 und Abs. 2 PBG). Deshalb 
steht es allein in ihrem pflichtge-
mässen Ermessen, mit welcher pla-
nerischen Massnahme sie auf die 
geänderten Verhältnisse reagieren 
möchte (Anpassung der Grundord-
nung [Zonenplan und/oder BauR], 
der SchutzV oder Erlass eines Son-
dernutzungsplans; BDE 
Nrn. 69/2019 vom 18. Oktober 
2019 Erw. 3.2.6 und 3.4, 72/2019 
vom 2. Dezember 2019 Erw. 4 und 
87/2020 vom 22. September 2020 
Erw. 4). 

41 Rechtsbehelfe und Rechts-
mittel - Öffentliche Auflage, 
amtliche Bekanntmachung 
und Einsprache 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 und 2 entsprechen materiell Art. 29 Abs. 1 und 2 BauG, d.h. das 
Auflage- und Einspracheverfahren für Rahmennutzungspläne, Son-
dernutzungspläne und Schutzverordnung nach PBG entspricht demjeni-
gen für Baureglement, Zonen-, Überbauungs-, Gestaltungs-, Deponie- 
und Abbaupläne sowie Schutzverordnung nach BauG. 
Das "vereinfachte" Verfahren (Verzicht auf Auflage) ist für sämtliche 
Nutzungspläne zulässig, also auch für Schutzverordnungen, was ge-
genüber dem BauG eine Neuerung darstellt (vgl. Art. 32 Abs. 2 
BauG). Im Übrigen entsprechen die Voraussetzungen für die Anwen-
dung des "vereinfachten" Verfahrens aber Art. 32 Abs. 2 BauG. 

In Art. 41 PBG ist nur von der öf-
fentlichen Auflage der kommunalen 
Nutzungspläne die Rede. Selbst-
verständlich braucht es vor der öf-
fentlichen Auflage eines solchen 
Erlasses einen das Planverfahren 
einleitenden "Erlass-Beschluss" der 
Planungsbehörde über den aufzu-
legenden Nutzungsplan, wie er 
schon nach BauG üblich (wenn 
auch ebenfalls nicht ausdrücklich 
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In Abs. 4 wird neu eingefügt, dass Einsprachen bei Einreichung einen 
Antrag und eine Begründung enthalten müssen. In der Botschaft (S. 50) 
wird unter Verweis auf  Art. 100 BGG und Art. 144 ZPO ausdrück-
lich festgehalten, dass nach Ablauf der Einsprachefrist keine Nachfrist 
für Antrag und Begründung mehr gewährt werden kann. Einsprachen 
dürfen aber laienhaft formuliert sein (Botschaft, S. 50). 
Nicht mehr ausdrücklich erwähnt wird die Einsprachemöglichkeit und -
legitimation selbst (Art. 29bis BauG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

im BauG erwähnt) war. Der im PBG 
neu erwähnte Festsetzungsbe-
schluss (Art. 157 Abs. 1 
PBG) schliesst demgegenüber das 
erstinstanzliche Planverfahren ab. 

In Art. 41 Abs. 4 PBG wird neu ver-
langt, dass Einsprachen bei Einrei-
chung einen Antrag und eine Be-
gründung enthalten müssen. In der 
Botschaft (S. 50) wird unter Ver-
weis auf Art. 100 BGG und Art. 144 
ZPO ausdrücklich festgehalten, 
dass nach Ablauf der Einsprache-
frist keine Nachfrist für Antrag und 
Begründung mehr gewährt werden 
kann. Einsprachen dürfen aber lai-
enhaft formuliert sein (Botschaft, S. 
50). Mit der ausdrücklichen Erwäh-
nung in Art. 41 Abs. 4 PBG, dass 
die Einsprache bereits "bei Einrei-
chung" einen Antrag und eine Be-
gründung zu enthalten hat, ist eine 
Verschärfung der bisherigen Praxis 
verbunden. Bisher genügte übli-
cherweise das Einreichen der blos-
sen Einspracheerklärung (ohne An-
trag und Begründung) für die Ein-
haltung der Frist. Den Einsprechen-
den wurde dann nach Art. 48 
Abs. 2 VRP eine Nachfrist zur Er-
gänzung der Einsprache gewährt. 
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Weil nun aber mit Art. 41 Abs. 4 
PBG eine spezialgesetzliche Vor-
schrift besteht, die einer (sachge-
mässen) Anwendung von Art. 48 
VRP keinen Raum mehr 
lässt, ist eine Nachfrist nicht mehr 
zulässig und die Einsprache ist be-
reits innert der Auflagefrist mit An-
trag und Begründung einzureichen. 
Für diese Auslegung spricht nicht 
nur der klare (und in der parlamen-
tarischen Beratung nicht einmal 
diskutierte) Wille der Regierung in 
der Botschaft, sondern auch, dass 
die Einsprache nach dem Geset-
zeswortlaut ausdrücklich bereits 
"bei Einreichung" einen Antrag und 
eine Begründung enthalten muss. 
Zudem wurde in Art. 41 Abs. 4 
PBG - anders als in Art. 153 PBG 
- auf die explizite Regelung einer 
Nachfristmöglichkeit (Art. 153 
Abs. 2 PBG) verzichtet.  

Die Einsprachefrist von 30 Tagen 
(Art. 41 Abs. 1 PBG) ist eine ge-
setzliche Frist. Gesetzliche Fristen 
sind solche, deren Dauer im Ge-
setz selbst festgeschrieben ist. In 
Anwendung von Art. 30 Abs. 1 VRP 
können sie gemäss Art. 144 Abs. 1 
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ZPO nicht - auch nicht durch Über-
einkunft der Parteien - erstreckt 
werden und haben bei Nichtbeach-
tung Verwirkungsfolge, wenn das 
Gesetz nichts anderes bestimmt 
(Art. 30bis VRP). Es können daher 
nach deren Ablauf auch keine Not-
fristen mehr angesetzt werden wie 
bei richterlichen Fristen, die in Not-
fällen kumulativ oder alternativ mit 
Zustimmung der Gegenpartei auch 
nach einer letztmalig gewährten 
Fristerstreckung gewährt werden 
können (vgl. A. Staehelin, in: Sut-
ter-Somm/Hasenböhler/Leuenber-
ger, ZPO Komm, 3. Aufl., Art. 144 
N 5ff.). Das heisst mit anderen 
Worten, dass anschliessend an die 
30-tägige Einsprachefrist weder 
eine Nachfrist noch eine Notfrist 
gewährt werden kann. 

Im Säumnisfall bleibt für die säu-
mige Partei einzig, nach Massgabe 
der Voraussetzungen von Art. 30ter 
VRP in Verbindung mit Art. 148 
ZPO die Wiederherstellung der 
Frist zu verlangen (vgl. auch P. 
Reetz: Von der Erstreckung von 
Fristen, Zürich 2016, S. 490).  
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Die Möglichkeit zur Fristerstre-
ckung für die Einspracheergänzung 
sollte ursprünglich auch für das 
Rechtsmittelverfahren wegfallen 
(Botschaft, S. 110). Diese Bemer-
kung in der Botschaft hat indessen 
keine Gültigkeit mehr. Sie rührt da-
her, dass ursprünglich im E-PBG 
vorgesehen war, gleichzeitig auch 
das VRP und namentlich die 
Art. 47 f. VRP zu ändern und die 
Erstreckungsmöglichkeit für die Re-
kursergänzung jener der Einspra-
che gemäss PBG anzunähern. 
Diese VRP-Änderung wurde indes-
sen im Rahmen der parlamentari-
schen Beratungen zum PBG fallen 
gelassen und von der PBG-Revi-
sion abgekoppelt. Im Rahmen des 
im Anschluss an die PBG-Revision 
erlassenen VIII. NG zum VRP wur-
den die Art. 47 f. VRP dann jedoch 
nicht geändert. 

Art. 41 PBG regelt (trotz dessen 
Kapitelüberschrift "Rechtsbehelfe 
und Rechtsmittel") im Wesentlichen 
einzig das Einspracheverfahren 
(Auflage, Publikation, Einsprache-
frist, Anforderungen an die Einspra-
che), nicht aber das Rechtsmittel-
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verfahren. Das PBG enhält je-
doch in den Art. 152 ff. PBG allg-
meine Verfahrensbestimmungen. 
So ist in Art. 157 Abs. 1 PBG fest-
gehalten, dass über die Einsprache 
gleichzeitig mit der Festsetzung ei-
nes Nutzungsplans zu entscheiden 
ist. Soweit die Art. 152 ff. auf das 
Baubewilligungsverfahren Bezug 
nehmen, sind sie für das Ein-
spracheverfahren im Nutzungsplan-
verfahren sachgemäss anzuwen-
den. Des Weiteren sind infolge Ver-
weis in Art. 152 PBG auch die Vor-
schriften des VRP sachgemäss an-
wendbar. 

Wie schon im BauG ist auch im 
PBG nicht geregelt, ob beim Erlass 
von SchutzV, die den Schutz von 
Einzelobjekten zum Inhalt haben, 
neben der öffentlichen Auflage 
auch eine schrifltiche Benachrichti-
gung der betroffenen Grundeigen-
tümer erforderlich ist. In der Lehre 
ist eine Benachrichtigung von direkt 
Betroffenen bei der Festsetzung 
von Einzelobjekten in einer 
SchutzV zwingend (B. Heer, 
St.Gallisches Bau- und Planungs-
recht, S.  87, Rz. 257). Dies im 
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PBG nicht ausdrücklich aufgenom-
men worden. Nachdem aber die 
Bevölkerung gemäss Art. 120 Abs. 
1 Satz 1 PBG bei der Erstellung 
des Schutzinventars mitzuwirken 
hat (Art. 34 Abs. 2 PBG), ist davon 
auszugehen, dass die in Art. 120 
Abs. 1 Satz 2 PBG genannten "be-
troffenen Grundeigentümer" im 
Rahmen der Anhörung separat an-
geschrieben werden müssen. 
Diese Regelung für die Erstellung 
des Schutzinventars hat folglich 
sachgemäss auch für den Erlass 
von SchutzV zu gelten. Es ist nicht 
einzusehen, weshalb Grundeigen-
tümer beim Erlass einer SchutzV 
nicht angeschrieben werden soll-
ten, obwohl diese - im Gegensatz 
zum Schutzinventar - einen direk-
ten Eigentumseingriff darstellt. Es 
ist daher den Planungsbehörden zu 
empfehlen, künftig auch beim Er-
lass von SchutzV die Grundeigen-
tümer von Einzelschutzobjekten o-
der jene in Ortsbildschutzgebieten 
(analog Art. 44 Abs. 2 PBG) schrift-
lich von der öffentlichen Auflage 
der SchutzV zu benachrichtigen. 

42 Planungszone - Be-
zeichnung 

105; 
106; 
107 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 42 PBG übernimmt im Wesentlichen die bisherigen Vorschriften ge-
mäss Art. 105-107 BauG. Zumindest sprachlich neu werden in Abwei-  
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chung von Art. 106 Abs. 2 BauG nicht mehr "die Wirkungen im einzel-
nen", sondern "der Zweck" der Planungszone festgelegt. 
Die Dauer der Planungszone wurde bei maximal drei Jahren mit Verlän-
gerungsmöglichkeit um weitere zwei Jahre belassen. Eine Verlängerung 
ist zulässig im Fall laufender Rechtsmittelverfahren oder wenn andere 
triftige Gründe vorliegen, namentlich ein überwiegendes öffentliches In-
teresse. 
Die zum Erlass zuständige Behörde bestimmt sich nach Art. 43 PBG. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

43 Zuständige Behörde 108bis; 
105 

Wesentliche Neuerungen 
Bisher wurde in Art. 105 f. BauG "allgemein" die durch die zuständige 
Gemeindebehörde zu erlassende Planungszone geregelt und in Art. 
108bis BauG (mit dem III. NG) zusätzlich eine Bestimmung zur "kanto-
nalen Planungszone" aufgenommen. Neu wird nur noch nach der zu-
ständigen Behörde unterschieden (Gemeinderat oder zuständiges De-
partement). 
Ein wesentliches regionales Interesse, gestützt auf welches das Baude-
partement eine Planungszone erlassen könnte, wäre z.B. bei grösseren 
und im Richtplan enthaltenen Abbaugebieten oder Deponien gegeben, 
deren grundeigentümerverbindliche Umsetzung zu scheitern droht. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

44 Verfahren 
 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 44 Abs. 1 PBG verweist auf die sachgemässe Anwendung der Best-
immungen über den Erlass von Nutzungsplänen. Die Planungszone un-
tersteht allerdings nicht dem Referendum, da sonst ja der Zweck der so-
fortigen Plansicherung nicht zu erfüllen wäre. 
Art. 44 PBG bringt eine Klarstellung in Bezug auf die schriftliche Be-  
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nachrichtigung der Eigentümerinnen und Eigentümer von im Planperi-
meter liegenden Grundstücken (immer, solange weniger als 20 Grundei-
gentümer und/oder Grundstück kleiner als 5'000 m2). 
Art. 44 Abs. 3 PBG hält sodann neu ausdrücklich fest, dass eine Pla-
nungszone mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung (Art. 44 Abs. 1 i.V.m. 
41 Abs. 1 PBG) wirksam ist und nicht (wie bisher praxisgemäss) ab Er-
lass, und dass einem Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung zu-
kommt, soweit die Rechtsmittelbehörde keine andere Verfügung trifft. 
 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde (nur) präzisierend festgehalten, dass die sachge-
mässe Anwendung bedeute, dass jenes Verfahren zur Anwendung 
komme, für bzw. im Hinblick auf welches die Planungszone erlassen 
werde (d.h. Rahmennutzungs- oder Sondernutzungsplan). Im KR wurde 
die Bestimmung nicht diskutiert. 

45 Hängige Baugesu-
che 

106 Wesentliche Neuerungen 
Neu wird ausdrücklich festgehalten, dass hängige Baugesuche, die dem 
Zweck der Planungszone widersprechen, sistiert werden. Gemäss Bot-
schaft (S. 52) kann der Baugesuchsteller oder die Baugesuchstellerin 
stattdessen (während der Dauer der Planungszone) auch einen anfecht-
baren Entscheid über das Baugesuch verlangen.  
Ebenfalls neu wird die Dauer, innert welcher nach Einreichung eines 
Baugesuchs eine Planungszone mit Wirkung auch für das betreffende 
Gesuch erlassen werden kann, ausdrücklich auf drei Monate begrenzt. 
Implizit wird damit auch die bisherige Rechtsprechung festgeschrieben, 
dass der Erlass einer Planungszone als Reaktion auf ein neues Bauge-
such nicht rechtsmissbräuchlich ist. 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  
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46 Landumlegung - 
Zweck 

109; 
110; 
110bis; 
110ter; 
111; 
111bis; 
111ter; 
111quar

ter; 
112; 
113; 
114; 
114bis; 
114ter; 
115; 
116; 
116bis; 
117; 
118; 
119; 
120; 
121; 
122 

Wesentliche Neuerungen 
Die Landumlegung nach Art. 46 ff. PBG ersetzt die bisherigen 22 Best-
immungen über die Landumlegung und die Grenzbereinigung (Art. 109-
122 BauG). Der Ablauf ist vereinfacht worden, und für das Verfahren 
wird auf die Bestimmungen des SNP verwiesen (Art. 46 Abs. 3, 48 Abs. 
2 und 51 PBG). 
Unverändert muss eine Baulandumlegung auch künftig wie jede Eigen-
tumsbeschränkung im überwiegenden öffentlichen Interesse liegen. 
Die Aufzählung der Zwecke einer Landumlegung in Art. 46 PBG ist ab-
schliessend. Sie übernimmt einerseits die bisherigen Zwecke gemäss 
Art. 109 BauG und fügt neu in Bst. b den Erwerb von Land "für Sied-
lungsausstattungen" ein. Die bisher eigenständig geregelte "Grenzberei-
nigung" (Art. 118 ff. BauG) geht neu im Zweck "zweckmässige Überbau-
ung eines Gebiets mit ungünstiger Parzellarstruktur" (Bst. a) auf. 
Bst. b (Erwerb von Land für öffentliche Bauten und Anlagen sowie für 
Siedlungsausstattungen): die bisher ausdrücklich genannte Vorausset-
zung, dass der Landerwerb sonst nicht oder nur mit grossen Schwierig-
keiten möglich ist, wurde gestrichen. Unter Siedlungsausstattungen fal-
len z.B. Gemeinschaftsparkierungen, Heizzentralen, Abfallsammelstel-
len sowie Lärmschutzanlagen (s. Botschaft S. 52). 
Die Landumlegung soll neu i.d.R. mit einem SNP verknüpft werden. 
Die Neuordnung der Parzellierung erfolgt sinnvollerweise nur gemein-
sam mit der Regelung der Überbauungsmöglichkeiten. In einfachen Fäl-
len werden lediglich die Erschliessungsanlagen festgelegt. 
Wie bisher kann eine Landumlegung auch überbaute Grundstücke und 
auch solche ausserhalb der Bauzone einschliessen. 
Art. 46 Abs. 3 PBG hält fest, dass die Regierung eine Landumlegung 
anordnen kann, wenn es um überwiegend kantonale Projekte o-
der Grundstücke in mehreren Gemeinden geht (z.B. bei Abbau-/Depo-
nievorhaben). Die Bestimmungen über den Erlass eines kantonalen 
SNP werden sachgemäss angewendet. 
Die Landumlegung ist eines der Instrumente zur Förderung der Verfüg-
barkeit von Bauland (vgl. Art. 15a RPG und Art. 8 Abs. 1 PBG).  
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

47 Einleitung 
 

Wesentliche Neuerungen 
Die Zuständigkeit für Anordnung und Durchführung der Landumlegung 
liegt i.d.R. bei der Gemeindeexekutive (Botschaft S. 53). 
Art. 47 PBG ordnet das Einleitungs- und Vorbereitungsverfahren. Erst 
der in Art. 48 PBG geregelte Durchführungsbeschluss wird aber an-
fechtbar sein. 
Zusammen mit einer Projektstudie gilt die Mitwirkung von Grundeigentü-
merschaft und Bevölkerung als erste Vorbereitungshandlung im Hinblick 
auf den Durchführungsbeschluss. Die betroffenen Grundeigentümer und 
-eigentümerinnen im voraussichtlichen Einzugsgebiet werden schriftlich 
benachrichtigt (Bst. b). Neu ist jedoch zusätzlich und anstatt der bisher 
vorgeschriebenen Grundeigentümerversammlung (Art. 110 bis 
BauG) ausdrücklich ein Mitwirkungsverfahren i.S. von Art. 4 RPG vorge-
sehen (Bst. c; vgl. Botschaft S. 53). Gemäss Botschaft sei die neue Re-
gelung weniger formell und lasse sie sich im Einzelfall situativ an die 
konkreten Verhältnisse anpassen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

48 Durchführungsbe-
schluss 

 
Wesentliche Neuerungen  
Das Einleitungsverfahren nach Art. 47 PBG wird mit einer Verfügung - 
dem Durchführungsbeschluss - abgeschlossen. Der (rechtskräftige) 
Durchführungsbeschluss mit konkret festgelegtem Beizugsperimeter ist 
die Voraussetzung und Grundlage für die Realisierung der Landumle-
gung. 
Das Verfahren richtet sich nach den Vorschriften über die SNP. 
Nachträgliche Änderungen (gemäss Botschaft, S. 53, "in untergeordne-
tem Mass") sind erlaubt, bedürfen aber wieder einer formellen und an-
fechtbaren Änderung des Durchführungsbeschlusses.  
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

49 Umlegungsbann 
 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bewilligungspflicht war bereits im BauG vorgesehen; allerdings ver-
wies Art. 111bis BauG noch auf die zuständige Behörde (d.h. zustän-
dige Gemeindebehörde oder Departement) und die Umlegungskommis-
sion. Gemäss Art. 49 PBG braucht es nun nur noch die Bewilligung der 
politischen Gemeinde, dies offenbar auch in Fällen einer kantonalen 
Landumlegung. 
Die Bewilligungspflicht bzw. der "Umlegungsbann" wird mit der Publika-
tion des Durchführungsbeschlusses wirksam und bleibt von einer allfälli-
gen Anfechtung des Beschlusses unberührt (Botschaft S. 53). Es be-
steht ein Anspruch auf die Bewilligung, wenn die geplanten Änderungen 
die Durchführung der Landumlegung nicht beeinträchtigen. 
Die Bewilligung (bzw. Verweigerung) kann mit Rekurs angefochten wer-
den. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

50 Umlegungsplan 111ter; 
111quar

ter; 
112; 
113; 
114; 
114bis; 
114ter; 
115 

Wesentliche Neuerungen 
Mit Art. 50 PBG wird neu in einem einzigen Artikel geregelt, was bisher 
in acht separaten Bestimmungen enthalten war: Abs. 1 zählt den mögli-
chen Regelungsinhalt des Umlegungsplans (Erschliessung, Neuzutei-
lung, Kostenverteilung) auf und Abs. 2-4 enthalten die entsprechenden 
Detailregelungen bzw. -anweisungen. Diese entsprechen im Wesentli-
chen den bisherigen Regelungen. Ersatzlos weggefallen ist Art. 114ter 
BauG ("für die Kostenverlegung ist der Sondervorteil des einzelnen 
Grundeigentümers massgebend"). 
Ebenfalls nicht mehr ausdrücklich (als Regelungsinhalt) aufgeführt sind 
"Baulinienplan" und "Strassenprojekte und Strasseneinteilung" (bis-
her Art. 115 Bst. a und b BauG). In Art. 50 Abs. 1 Bst. a wird nur  
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mehr von der "Erschliessung" und den "Überbauungsmöglichkeiten, so-
weit erforderlich" gesprochen. 
Der Regelungsinhalt nach Abs. 1 ist zwingend (gemäss VoKo), mit Aus-
nahme eben der "Überbauungsmöglichkeiten".  
 
Parlamentarische Beratung 
Art. 50 Abs. 1 Bst. a E-PBG hielt fest, dass der Umlegungsplan "die 
Überbauungsmöglichkeiten, die Erschliessung sowie die Landabzüge" 
regle. In der VoKo wurde kritisiert, dass die Regelung der Überbauungs-
möglichkeiten im Landumlegungsplan sachfremd sei. Wie die Experten 
erläuterten, war die Landumlegung zuerst offenbar als Modul im SNP-
Verfahren geplant, was dann aber doch nicht zweckmässig erschien. 
Mit der umstrittenen späteren Formulierung sei dann aber nicht gemeint 
gewesen, dass in jedem Fall ein SNP zu erlassen sei; der Umlegungs-
plan sollte einfach eine Aussage zur Überbauung enthalten, z.B. ob 
nach Regelbauweise oder nach besonderer Bauweise gebaut werde, 
wobei letztere dann aber nicht im Umlegungsplan zu regeln wäre. Die 
VoKo einigte sich dann darauf, den Hinweis auf die Überbauungsmög-
lichkeiten - im Unterschied zu den übrigen Regelungsinhalten - als 
Kann-Vorschrift zu formulieren. Es sei auch nicht zwingend, einen SNP 
zu erlassen, auch wenn in der Praxis parallel zur Landumlegung meist 
auch ein Überbauungsplan oder ein Baulinienplan erlassen werde. 
Im KR gab die Bestimmung zu keinen Bemerkungen Anlass. 

51 Verfahren 
 

Wesentliche Neuerungen 
Der Umlegungsplan wird im Verfahren des SNP erlassen, d.h.: öffentli-
che Auflage, persönliche Benachrichtigung, Einsprachemöglichkeit, Ent-
scheid Einsprache durch Gemeinderat (Botschaft S. 54; vgl. Art. 41 
PBG). 
Der Rechtsmittelweg gegen den vom Gemeinderat erlassenen Plan ga-
belt sich hingegen wie bisher in Rekurs beim zuständigen Departement 
und Rekurs bei der VRK (s. Art. 41 Abs. 2 PBG). 
Die im Umlegungsplan enthaltenen Rechtsänderungen treten mit der 
Rechtskraft des Umlegungsplans von Gesetzes wegen nach Art. 656  
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Abs. 2 ZGB ein und werden im Grundbuch nachgetragen (s. Art. 41 
Abs. 3 PBG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Entsprechend der Beratung zu Art. 50 Abs. 1 PBG wurde in der VoKo 
lediglich die Formulierung betreffend "Überbauungsmöglichkeiten" an-
gepasst. Im KR wurde die Bestimmung nicht diskutiert. 

52 Grenzbereinigung 118; 
119; 
120; 
121; 
122 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 52 PBG ersetzt die bisherigen fünf Bestimmungen zur Grenzbereini-
gung. Für das Verfahren wird auf die Landumlegung verwiesen ("sach-
gemässe Anwendung"); da Grenzbereinigungen aber oft geringfügig 
sind, kann auf die Projektstudie, das Mitwirkungsverfahren und den 
Durchführungsbeschluss auch verzichtet und direkt der Umlegungsplan 
erlassen werden (Abs. 2). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

53 Kostentragung - Planungs-
kosten - Kanton 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung ist neu und regelt die Tragung der Planungskosten des 
Kantons. 
Abs. 1 bestimmt, dass der Kanton für seine kantonalen SNP die Pla-
nungskosten selber trägt (Bst. a). Ebenso hat er die Kosten für kommu-
nale SNP zu tragen, wenn deren Erlass ausschliesslich in seinem eige-
nen Interesse erfolgt (Bst. b). 
Für kantonale SNP, an deren Erlass oder an deren darin festgelegten 
Massnahmen die Gemeinde ein wesentliches Interesse hat, kann 
der Kanton die Gemeinden zu einer angemessenen Kostenbeteiligung 
verpflichten (Abs. 2). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
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54 Politische Ge-
meinde 

 
Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung ist neu und regelt die Tragung der Planungskosten der 
Gemeinde. 
Art. 54 bestimmt, dass die Gemeinde für den Zonenplan, das BauR und 
die SchutzV die Planungskosten selber trägt (Bst. a). Ebenso trägt sie 
die Planungskosten für ihre SNP, deren Erlass ausschliesslich in ihrem 
eigenen Interesse erfolgt (Bst. b). 
Als Musterbeispiele für kommunale SNP, deren Kosten die Gemeinde 
allein zu tragen hat, zählt die Botschaft SNP auf, die der Dorfgestaltung 
oder für kommunale Sportanlagen dienen (vgl. Botschaft, S. 55). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab kein Wortmeldungen.  

55 Grundeigentümerin-
nen oder Grundeig-
ntümer 

28,6 Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung verpflichtet (auch) die Grundeigentümer zur Leistung 
von Beiträgen an die Kosten von SNP nach Massgabe der ihnen daraus 
entstehenden Vorteile (Abs. 1). Die Festlegung der Beiträge erfolgt 
durch Verfügung oder verwaltungsrechtlichen Vertrag (Abs. 2). 
Die Vorschrift entspricht im Wesentlichen Art. 28sexies BauG mit fol-
genden Unterschieden: 
- Art. 28sexies BauG umfasst Überbauungs- und Gestaltungspläne 
(Abs. 1) sowie Abbau- und Deponiepläne (Abs. 2). Art. 55 erlaubt die 
Überwälzung der Kosten bei sämtlichen kommunalen und kantonalen 
SNP und ist insofern weitgehender, als die Inhalte von SNP nach 
neuem Recht "umfassender" sind. 
- Bei Deponie- und Abbauplänen hat nach BauG der Betriebsinhaber 
sämtliche Planungskosten zu tragen (vgl. Art. 28sexies Abs. 2 BauG), 
während Art. 55 generell für sämtliche SNP (inklusive Abbau-und Depo-
niepläne) die Grundeigentümer zur Kostentragung verpflichtet. 
- Art. 28sexies BauG ist hinsichtlich Überbauungs- und Gestaltungsplan 
eine "Kann-"Vorschrift, Art. 55 PBG überlässt demgegenüber der Ge-
meinde bzw. dem Kanton kein (Entschliessungs-)Ermessen mehr. 
- Nach geltendem Baugesetz kann der Kanton nur Deponiepläne selber  
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erlassen (Art. 28ter BauG). Art. 55 beinhaltet neben den SNP auch 
sämtliche kantonalen SNP, d.h. sämtliche kantonalen SNP nach Art. 33 
PBG (z.B. Abbau- und Deponiepläne von kantonaler oder regionaler Be-
deutung usw.). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

56 Erschliessungs- und 
Ausstattungskosten 
- Kostentragung und 
Beiträge 

51 Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung regelt die Kosten für die Erschliessung und für gewisse 
Ausstattungen sowie deren Verteilung. Sie lehnt sich an Art. 51 BauG 
an, ist aber anders aufgebaut. Gemäss den Ausführungen in der Bot-
schaft entspricht die Vorschrift weitgehend dem geltenden Recht (Bot-
schaft S. 55). 
- Neu werden in Abs. 1 die von den Grundeigentümern zu tragenden 
Kosten und zu leistenden Beiträge  aufgezählt. 
- Neu werden nicht mehr die Gemeinden "verpflichtet", vom Grundei-
gentümer im Rahmen des ihm zustehenden Sondervorteils Beiträge zu 
erheben, sondern es wird den Grundeigentümern  eine entsprechende 
Kostentragungs- bzw. Beitragspflicht auferlegt. 
- Neu ist auch, dass das PBG differenziert, und neu  z.B. die Grundei-
gentümer die Kosten der Feinerschliessung zu tragen haben, während 
für alle anderen  Erschliessungsanlagen nur Beiträge - und nur wenn 
ein Sondervorteil vorliegt - zu leisten sind. 
- Inhaltlich dürfte sich nicht viel ändern, weil schon nach geltendem 
Recht die Kosten für die sog. Feinerschliessung (mehrheitlich oder voll-
umfänglich) die Grundeigentümer zu tragen haben und für die sog. 
Grob- und Grunderschliessung bei ihnen Beiträge erhoben werden (ge-
stützt auf Spezialgesetze [indirekt über das WEG für Wohnzonen, 
GSchG betreffend Kanalisationen usw.]; siehe auch den Vorbehalt in 
Abs. 2 dieser Bestimmung). 
- Neu ausdrücklich geregelt ist hingegen, dass die Grundeigentümer 
auch die Kosten für Anpassungen von Grund- und Groberschliessungs-
anlagen zu tragen haben, die durch ihre Feinerschliessungsanlagen  
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verursacht werden (Bst.c). 
- Neu ist auch, dass sie Beiträge an andere öffentliche Werke wie Kin-
derspielplätze zu leisten haben (Bst. d). Nach geltendem Recht war die 
Abgeltung von solchen Sondervorteilen als "Kann-" Vorschrift formuliert, 
d.h. die Gemeinden konnten - gesetzliche Grundlage auf Stufe Ge-
meinde vorausgesetzt - solche Beiträge erheben. 
- Abs. 2 behält die Bestimmungen des Strassengesetzes und der Ge-
meinden über die Kostentragung von Anlagen der Baulanderschlies-
sung vor. 
- Neu können je Grundstück die Kosten und Beiträge als Gesamtbetrag 
festgelegt werden (Abs. 3). Diese Möglichkeit bestand nach BauG nur 
für Beiträge an Erschliessung und Ausstattung umgrenzter Gebiete auf-
grund von Überbauungs- und Gestaltungsplänen (vgl. Art. 51 Abs. 3 
BauG). 
- In Abs. 4 werden die Gemeinden von der Pflicht, sich an den Kosten 
der Erschliessung von Bauzonen zu beteiligen, die überwiegend der Er-
stellung von Ferien- und Zweitwohnungen dienen, befreit. Diese Vor-
schrift entspricht Art. 50 Abs. 3 BauG. Der Grund liegt darin, dass 
(auch) nach Art. 11 Abs. 3 PBG kein Anspruch auf die Erschliessung 
solcher Grundstücke besteht. 
 
Parlamentarische Beratung 
- In der VoKo wurde Sinn und Zweck von Abs. 4 in Frage gestellt bzw. 
dessen Zusammenhang mit Art. 11 Abs. 3 PBG. Nachdem festgehal-
ten wurde, dass die Bestimmung wortwörtlich mit Art. 50 Abs. 3 BauG 
übereinstimmt, wurde auf allfällige Anpassungsvorschläge verzichtet 
(bzw. ein Änderungsantrag zurückgezogen). 
- Die VoKo bemängelte, dass die Begriffe in Art. 56 Abs. 1 Bst. a und c 
(Grund- Grob- und Feinerschliessung wie im WEG) nicht mit der Termi-
nologie des Strassengesetzes übereinstimme, weshalb beantragt 
wurde, die Vorschrift mit der Spezialgesetzgebung abzustimmen. In der 
nachfolgenden Diskussion stellte einer der Experten fest, dass das 
Spannungsfeld zwlschen dem WEG und dem StrG ohne Anpassungen 
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im StrG nicht gelöst werden könne. Weil Art. 56 nicht nur auf die stras-
senmässige Erschliessung, sondern auch für alle anderen Erschlies-
sungsanlagen, wie die abwassertechnische Erschliessung (Kanalisa-
tion) gelte, werde als bundesrechtskompatible Lösung vorgeschlagen, 
dass die kantonale Strassengesetzgebung als lex specialis vorbehalten 
werde. Entsprechend wurde ein neuer Absatz eingefügt, der dem aktu-
ellen Abs. 2 entspricht. In der Begründung des Antrags wird Folgendes 
ausgeführt: "Die Regelung des E-PBG soll nur für den Fall gelten, dass 
ein Sondernutzungsplan die verschiedenen Themen (in der Regel Über-
bauung und Erschliessung sowie Kostenverteilung) zusammenfassend 
regelt. In allen anderen Fällen sind die geltenden Vorschriften des 
Strassengesetzes (sGS 732.1; abgekürzt StrG) und von bestehenden 
Gemeindereglementen (z.B. Kanalisationsreglement, Wasserversor-
gungsreglement) massgebend. Gemäss Abs. 1bis (neu)" (entspricht 
dem heutigen Abs. 2) "bleiben somit die besonderen Vorschriften des 
StrG und der einschlägigen Gemeindereglemente ausdrücklich vorbe-
halten. Die Gemeinden haben die Wahl, ob sie das Verfahren des Son-
dernutzungsplans nach E-PBG oder die traditionellen Verfahren der 
weiter geltenden Spezialgesetzgebung für ihr Vorhaben benützen wol-
len." 

57 Kostenverteilung und Verfah-
ren 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 57 regelt die Kostenverteilung und das Verfahren. Er hält fest, dass 
sich die Kostenverteilung und das Verfahren primär nach der Spezialge-
setzgebung und dem Reglement der Gemeinde richten, wenn nicht der 
SNP oder  ein verwaltungsrechtlicher Vertrag die Kostenverteilung re-
gelt (Abs. 1). Während die Regelung der Kostenverteilung und des Ver-
fahrens in der Spezialgesetzgebung bzw. in den kommunalen Regle-
menten grundsätzlich der heutigen Gesetzgebung entspricht (vgl. Art. 
51 Abs. 3 BauG), können neu die Erschliessungskosten auch im SNP 
festgesetzt und verteilt werden (so jedenfalls die Ausführungen in der 
Botschaft, S. 55). Regelt der SNP die Kostenverteilung, wird neben dem 
Planbeschluss in gesonderten Verfügungen über die Kostenverlegung 
entschieden (Abs. 2). Das Rechtsmittelverfahren richtet sich nach dem 
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VRP (Abs. 2 zweiter Satz). 
Gemäss Botschaft braucht es für Strassen, die im SNP festgelegt wer-
den, keinen separaten Beitragsplan nach Art. 79 StrG mehr. Die Kos-
tenverteilung kann auch mit der Festsetzung des SNP erfolgen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

58 Mehrwertabgabe - Bemes-
sung 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung - wie auch sämtliche nachfolgenden Vorschriften - sind 
neu, weil erstmals eine Mehrwertabgabe eingeführt wird. Die Mehr-
wertabgabe ist nach der Revision des RPG zwingend vorgeschrieben 
bzw. die Kantone haben eine solche innert einer Übergangsbestimmung 
zu regeln (Art.5 RPG in Verbindung mit Art. 38a Abs. 4 RPG). Die kan-
tonale Regelung in PBG beschränkt sich im Wesentlichen auf die mini-
malen Anforderungen, die Art. 5 RPG vorgibt. 
- In Abs. 1 wird die Mehrwertabgabe umschrieben (Bemessung). Da-
nach gleicht die Mehrwertabgabe den Bodenmehrwert aus, der durch 
dauerhafte Zuweisung eines Grundstücks zur Bauzone nach den Best-
immungen des Bundesrechts besteht. Die Mehrwertabgabe ist demnach 
nur für Einzonungen geschuldet, nicht aber für Umzonungen (insbeson-
dere Aufzonungen). 
- Die Höhe der Abgabe beträgt 20 Prozent des Bodenmehrwerts, was 
dem bundesrechtlich vorgeschriebenen Minimalansatz entspricht (vgl. 
Art. 5 Abs. 1bis RPG). 
 
Parlamentarische Beratung 
- Die Vorschrift war umstritten. Insbesondere wurde mehrmals versucht, 
den Satz für Neueinzonungen auf 30 Prozent zu erhöhen und eine 
Mehrwertabgabe auch für Umzonungen mit einem Satz von 20 Prozent 
einzuführen. Die Anträge konnten sich weder in der VoKo noch im KR 
durchsetzen. Der Verzicht auf eine Mehrwertabgabe bei Umzonungen 
wurde u.a. damit begründet, dass eine solche die Verdichtung innerhalb 
der Bauzone, der im revidierten RPG (und im PBG) erhöhte Bedeutung 
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zukomme, erschwere und die Berechnung eines Mehrwerts bei Um- 
und Aufzonungen kompliziert und kaum praktikabel sei. Zudem habe ein 
klarer Auftrag an die Regierung bzw. in der Richtplandiskussion darin 
bestanden, auf eine Mehrwertabgabe für Umzonungen zu verzichten 
bzw. die Mehrwertabgabe für Einzonungen in der Höhe auf das Notwen-
dige (insbesondere zur Deckung der zu erwartenden Entschädigungen 
für notwendige Auszonungen)  zu beschränken. 
- In der VoKo wurde darauf hingewiesen, dass mit dem Instrument der 
Vertragsraumordnung (Art. 65 PBG) Raum bestehe, gegebenenfalls hö-
here Abgaben bzw. solche auch für Aufzonungen zu vereinbaren. 
- Gemäss Art. 58 Abs. 1 E-PBG war vorgesehen, die Mehrwertabgabe 
nur bei der erstmaligen dauerhaften Zuweisung zu erheben. In der 
VoKo wurde diese Formulierung als kritisch beurteilt, weil ein Grundei-
gentümer sein Grundstück zuerst gegen Entschädigung auszonen und 
anschliessend ohne Abgabe wieder einzonen lassen könnte. Der Ein-
schub "erstmalig" wurde in der Folge auf Antrag der VoKo gestrichen, 
weil die Mehrwertabgabe auch dann geschuldet sein solle, wenn ein 
Grundstück nach einer ersten Ein- und Auszonung ein zweites Mal 
"neu" eingezont werde. 

59 Bodenmehrwert 
 

Wesentliche Neuerungen 
- Abs. 1 erster Satz definiert das "Abgabeobjekt". Demnach entspricht 
der Bodenmehrwert dem Unterschied zwischen dem bestehenden Ver-
kehrswert und dem nach der rechtskräftigen Änderung der Zonenord-
nung durch Grundstückschätzung ermittelten neuen Verkehrswert. 
- Für das Schätzungsverfahren wird auf die Bestimmungen des Geset-
zes über die Durchführung der Grundstückschatzung verwiesen (Abs. 1 
zweiter Satz). Zuständig für die Schätzung ist demnach der bei der Ge-
bäudeversicherungsanstalt eingegliederte Fachdienst für Grundstück-
schätzung  (vgl. Art. 3 GGS in Verbindung mit Art. 3 Abs. 1 und Art. 4 
Abs. 1 VGS).  
- Nach Abs. 2 können vom Bodenmehrwert Aufwendungen abgezogen 
werden, die innert fünf Jahren seit Rechtskraft für die Beschaffung von  
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landwirtschaftlichen Ersatzbauten für die Selbstbewirtschaftung anfal-
len. Die Möglichkeit, solche Aufwendungen abzuziehen, entspricht Art. 5 
Abs.1quater RPG. Einzig die Frist, innert welcher die Beschaffungen an-
fallen müssen, wird im kantonalen Gesetz konkretisiert und auf 
fünf Jahre festgesetzt. (Das RPG spricht von "innert angemessener 
Frist", und überlässt den Kantonen eine entsprechende konkrete Rege-
lung.) 
- Die Anmeldung von abzugsberechtigten Aufwendungen ist innert 90 
Tagen seit dem Erwerb bei der zuständigen Stelle des Kantons einzu-
reichen (Abs. 2 letzter Satz). 
- Für planungsbedingte Mehrwerte besteht eine Freigrenze: Planungs-
bedingte Mehrwerte bis Fr. 30'000.- sind von der Mehrwertabgabe nicht 
erfasst (Abs. 3). Aus den Beratungen und Materialien ist zu schliessen, 
dass im Fall eines Überschreitens des Freibetrags, d.h. bei einem Bo-
denmehrwert über Fr. 30'000.-, die Mehrwertabgabe auf den ganzen 
Betrag geschuldet ist (und nicht nur auf den Mehrbetrag). 
Parlamentarische Beratung 
- Bei der Beratung von Art. 59 Abs. 2 E-PBG in der VoKo wurde auf die 
Stellungnahme des "landwirtschafltichen Klubs" verwiesen, der die ab-
zugsberechtigten Aufwendungen für die Beschaffung von landwirt-
schaftlichen Ersatzbauten für die landwirtschaftlichen Nutzflächen 
(statt für die Selbstbewirtschaftung) verlangt, weil auch bei der landwirt-
schaftlichen Verpachtung der Anreiz gelten solle, die Fläche landwirt-
schaftlich zu nutzen. Der Vorstoss wurde mit Verweis auf die Bundesge-
setzgebung, die insofern zwingend und abschliessend sei, abgelehnt. 
Art. 5 Abs. 1quater RPG erlaube den Kantonen nur die Festlegung einer 
angemessenen Frist. Weitergehende Zugeständnisse an die Landwirt-
schaft würden auch dazu führen, dass die Mehrwertabgabe unter 
die bundesrechtlich vorgeschriebenen 20 Prozent fiele. 
- Art 59 Abs. 2 E-PBG sah vor, dass der Antrag auf Abzug bei der politi-
schen Gemeinde - und nicht bei der zuständigen Stelle des Kantons 
- zu stellen sei. Die in Abs. 2 E-PBG gewählte Formulierung hing damit 
zusammen, dass nach dem E-PBG die Zuständigkeit für die Erhebung 
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und Veranlagung der Mehrwertabgabe gesamthaft bei der politischen 
Gemeinde liegen sollte. Im Rahmen der Beratung von Art. 61 E-PBG 
wurde die Frage der Zuständigkeit für die Erhebung und Veranlagung 
der Mehrwertabgabe diskutiert. Gemäss Regierung hätten beide Zu-
ständigkeitsregelungen (Kanton bzw. Gemeinde) ihre Vor- und Nach-
teile. In der Diskussion (zu Art. 61 E-PBG) wurde dann der Antrag ge-
stellt, dass für die Erhebung und die Veranlagung der Kanton zuständig 
sein soll, im Wesentlichen mit der Begründung, für die kantonale Zu-
ständigkeit spreche in erster Linie die absehbar geringe Anzahl jährlich 
anfallender Erhebungsfälle. Nur eine zentrale Stelle könne das erforder-
liche Know-How gezielt aufbauen und die Erhebungen dank ihren Erfah-
rungen auch zusehends effizienter erledigen. Dementsprechend wurden 
die Vorschriften über die Mehrwertabgabe durch die Verwaltung (auf 
Antrag der VoKo) in Bezug auf die neue Zuständigkeitsregelung (Kan-
ton statt politische Gemeinde) überarbeitet. 
- Abs. 3 E-PBG bestimmte ursprünglich, dass die Regierung für geringe 
planungsbedingte Mehrwerte eine Freigrenze vorsieht. Weil die VoKo 
keine Delegation von materiellen Vorschriften auf Stufe Verordnung 
wollte, musste der Absatz entsprechend angepasst werden, was grund-
sätzlich unbestritten war. Zur Diskussion Anlass  - sowohl in der VoKo 
als auch im KR - gab dann aber die Frage der Höhe des Freibetrags 
und die Formulierung von Abs. 2. In der ersten Lesung im KR wurde die 
Formulierung an die VoKo zurückgewiesen und von dieser erneut bera-
ten. Diese beantragte dann die Formulierung wie sie dem Abs. 3 PBG 
entspricht mit der Begründung, eine Freigrenze von Fr. 30'000.- werde 
mit Blick auf einen kostentragenden und effizienten Vollzug ("Bagatell-
schwelle" vgl. auch Art. 5 Abs. 1quinquies Bst. b RPG, wonach das kan-
tonale Recht von der Erhebung einer Abgabe absehen kann, wenn der 
voraussichtliche Abgabeertrag ein einem ungünstigen Verhältnis zum 
Erhebungsaufwand steht) und auf die Regelungen anderer Kantone als 
zweckmässig erachtet. Für planungsbedingte Bodenmehrwerte darüber 
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sei die Abgabe im vollen Umfang (d.h. auf dem ganzen Betrag) zu ent-
richten (Antrag VoKo vom 8. April 2016, der in der zweiten Lesung im 
Parlament nicht mehr beraten wurde). 

60 Abgabepflicht 
 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 regelt das Abgabesubjekt. Abgabepflichtig ist die Grundeigentü-
merin bzw. der Grundeigentümer im Zeitpunkt des Eintritts der Rechts-
kraft der Nutzungsplanänderung. 
In Abs. 2 werden mehrere abgabepflichtige Grundeigentümer als solida-
risch haftbar erklärt. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde der Antrag diskutiert, den Artikel mit einem neuen 
Abs. 3 zu ergänzen, wonach Kantone und Gemeinden von der Abgabe-
pflicht befreit sind. Nach kurzer Diskussion darüber, welche Gemeinden 
(politische Gemeinde, Schulgemeinde, Ortsgemeinde) befreit werden 
sollen und welche Auswirkungen eine solche Dispensation hätte, wurde 
der Antrag schliesslich abgelehnt. Der Kanton St.Gallen macht folglich 
nicht von Art. 5 Abs. 1quinquies Bst. a RPG Gebrauch, wonach das 
kantonale Recht von der Erhebung einer Abgabe bei einem abgabe-
pflichtigen Gemeinwesen absehen kann.  

61 Veranlagung 
 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1: Die Veranlagung der Mehrwertabgabe erfolgt durch die zustän-
dige Stelle des Kantons nach Eintritt der Rechtskraft der Einzonung und 
der neuen Grundstückschätzung. Das Rechtsschutzverfahren richtet 
sich nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes. Dement-
sprechend kann gegen die Veranlagungsverfügung Einsprache bei der 
Veranlagungsbehörde erhoben werden (vgl. Art. 180 ff. StG). Gegen de-
ren Einspracheentscheid ist Rekurs bei der VRK möglich (Art. 194 StG). 
Dagegen ist wiederum die Beschwerde beim Verwaltungsgericht zuläs-
sig (Art. 196 StG). Letztinstanzlich kann das Bundesgericht angerufen 
werden. 
Abs. 2: Für die Aufwendungen der Grundstücksschätzung ist die dafür  
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zuständige Stelle, d.h. der Fachdienst für Grundstückschätzung, ange-
messen zu entschädigen. Nicht ausdrücklich bestimmt ist, wer diesen 
zu entschädigen hat. Gemäss Botschaft hat der Kanton diese angemes-
sen zu entschädigen (vgl. Botschaft, S. 59). 
Abs. 3: Dieser Absatz scheibt vor, dass dem Kanton für die Mehrwertab-
gabe ein gesetzliches Pfandrecht zusteht, das allen eingetragenen 
Pfandrechten vorgeht. Es entsteht mit der Rechtskraft der Einzonung. 
Die Eintragung hat die zuständige Stelle des Kantons zu veranlassen. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo war insbesondere die Frage der Zuständigkeit ein Thema, 
was dazu führte, dass entgegen dem E-PBG der Kanton für die Veran-
lagung zuständig ist (vgl. auch Ausführungen zu Art. 59 PBG). Aufgrund 
der geänderten Zuständigkeiten musste der Artikel angepasst werden. 
Verordnungsbestimmung 
Für die Veranlagung der Mehrwertabgabe ist das Amt für Raumentwick-
lung und Geoinformation zuständig. Ebenso für die Eintragung und Lö-
schung der Pfandrechte (vgl. Art. 4 PBV). 
  

62 Fälligkeit 
 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 regelt den Zeitpunkt der Fälligkeit der Abgabe, der nicht mit dem 
abgabebegründenden Zeitpunkt (Eintritt der Rechtskraft der Einzonung) 
übereinstimmt. Die Fälligkeit der Abgabe ist von Bundesrechts wegen 
vorgeschrieben, nämlich bei Überbauung des Grundstücks oder bei 
dessen Veräusserung (vgl. Art. 5 Abs. 1bis zweiter Satz RPG). In die-
sem Sinn bestimmt Abs. 1, dass die Fälligkeit der Mehrwertabgabe 
von zwei unterschiedlichen Vorfällen ausgelöst wird. Zum einen wird sie 
fällig bei Veräusserung des Grundstücks, wobei als Veräusserung jeder 
Eigentümerwechsel und alle Rechtsgeschäfte gelten, die wirtschaftlich 
einem Eigentümerwechsel gleichkommen (Bst. a). Zum andern wird sie 
fällig bei Beginn einer durch die Einzonung ermöglichten Nutzung (Bst. 
b).  
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Abs. 2 regelt, wer für die Feststellung des Eintritts der Fälligkeit zustän-
dig ist. Die Zuständigkeit ist unterschiedlich je nachdem, was die Fällig-
keit auslöst: 
- Das Grundbuchamt stellt den Eintritt der Fälligkeit bei einem Eigentü-
merwechsel nach Art. 62 Abs. 1 Bst. a fest (Bst. a). 
- Das kantonale Steueramt erklärt den Eintritt der Fälligkeit bei der 
Übertragung der wirtschaftlichen Verfügungsgewalt nach Art. 62 Abs. 1 
Bst. a (Bst. b). 
- Schliesslich erfolgt die Feststellung der Fälligkeit durch die Gemeinde 
nach Abs. 2 Bst. c einerseits bei entgeltlichen Belastungen mit privat-
rechtlichen Dienstbarkeiten oder öffentlich-rechtlichen Eigentumsbe-
schränkungen einer Überbauung nach Art. 62 Abs. 1 Bst. a und ande-
rerseits bei Beginn einer Nutzung nach Art. 62 Abs. 1 Bst. b. 
Abs. 3 hält fest, dass die für die Feststellung zuständigen Stellen 
(Grundbuchamt, Gemeinde oder Kantonales Steueramt) beim Grund-
buchamt abklären, ob auf dem betreffenden Grundstück ein Pfandrecht 
für eine Mehrwertabgabe eingetragen ist. Sie teilen den Eintritt der Fäl-
ligkeit der zuständigen Stelle innert 14 seit Kenntnis mit. 
 
Parlamentarische Beratung 
- Abs. 1 Bst. a: Der Wortlaut von Art. 62 Abs. 1 Bst. a E-PBG lautete: 
"bei Veräusserung des Grundstücks. Als Veräusserung gelten Eigen-
tumswechsel, entgeltliche Belastungen mit privatrechtlichen Dienstbar-
keiten, öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen, Übertragung 
der wirtschaftlichen Verfügungsgewalt oder Einräumung von Baurech-
ten". In der VoKo wurde eine geänderte Fassung vorgeschlagen: "Als 
Veräusserung gelten Eigentumswechsel und Rechtsgeschäfte, die dem 
Eigentumswechsel gleichkommen." (Protokoll vom 18. Dezember 2015, 
Votum Ritter-Hinterforst, S. 5). Aufgrund der Komplexität wurde ange-
regt, die neue Formulierung (sowie die Änderung von Bst. b gleich 
nachfolgend) mit dem Grundbuchinspektorat abzuklären. Der Anregung 
wurde Folge gegeben und die Formulierung an der Sitzung vom 21. Ja-
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nuar 2016 - nach Vorliegen einer Stellungnahme des Grundbuchinspek-
torats - nochmals diskutiert. Nach den Voten ist zu schliessen, dass das 
Baudepartement eine Formulierung gemäss Antrag Ritter-Hinterforst 
vorlegte. Die Stellungnahme des Grundbuchinspektorats wurde in der 
Diskussion widersprüchlich interpretiert (Voten Hartmann-Flawil und Rit-
ter-Hinterforst) bzw. als unklar beurteilt (Votum Bucher-St.Margrethen). 
In der Folge wurde der Antrag von Ritter-Hinterforst angenommen. Die 
VoKo beantragte die Fassung wie sie dem jetzigen Text von Art. 62 
Abs. 1 Bst. a entspricht. Zur Begründung wird angeführt (Anträge VoKo 
vom 26. Januar 2016, S. 9): "Auf die beispielhafte Aufzählung der ein-
zelnen Veräusserungstatbestände wird verzichtet. Die zusammenfas-
sende Formulierung 'wirtschaftlich einem Eigentumswechsel gleichkom-
me' ist aus Sicht des kantonalen Grundbuchinspektorates ebenfalls um-
setzbar." Die Regierung stellte keinen Gegenantrag und im KR wurde 
die Bestimmung nicht diskutiert. 
- Abs. 1 Bst. b: Die Fassung gemäss E-PBG lautete: "bei Beginn der 
Nutzung durch die Einzonung geschaffener Vorteile". Die Formulierung 
wurde von der VoKo in seiner Sitzung vom 18. Dezember 2015 als un-
klar betrachtet, zumal in den Materialien Ausführungen zur Begrifflich-
keit fehlten. Sie sei wenn möglich an einen klaren Bewilligungstatbe-
stand zu knüpfen. Weil es um eine Steuer gehe, sei dies im Gesetz 
klar zu umschreiben. Dem wurde entgegen gehalten, die Bestimmung 
sei klar und es gebe nicht nur baubewillgungspflichtige Nutzungen. So 
sei eine Gartennutzung nicht bewilligungspflichtig. Auch der Einbezug 
von Grundstücksflächen für die Berechnung der Baumassenziffer habe 
eine Nutzung wirtschaftlicher Art zur Folge. Die Abgrenzung könne ein-
fach gemacht werden: alles was vor der Einzonung schon möglich ge-
wesen sei, sei kein geschaffener Vorteil. Auf Antrag wurde dann der 
Formulierung, wie sie dem PBG jetzt entspricht, zugestimmt. In den An-
trägen der VoKo wurde die Änderung wie folgt begründet: "Die Rege-
lung soll eindeutig auf die tatsächliche wirtschaftlicheNutzung abzielen, 
die durch die Einzonung ermöglicht wird. Die ursprüngliche Differenzie-
rung mit dem ausdrücklichen Verweis auf die geschaffenen Vorteile der 
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Nutzung kompliziert die Bestimmung unnötig." Die Regierung stellte kei-
nen Gegenantrag und im KR wurde die Bestimmung nicht diskutiert. 

63 Erhebung 
 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung regelt die Erhebung der Mehrwertabgabe. 
Nach Abs. 1 erhebt die zuständige Stelle des Kantons die Mehrwertab-
gabe und zwar nach Eintritt der Fälligkeit. Der Eintritt der Fälligkeit setzt 
eine Feststellung durch die dafür zuständige Stelle (Grundbuchamt, Ge-
meinde oder Kantonales Steueramt) voraus (vgl. Art. 62 Abs. 2 PBG). 
Nach Eingang der Zahlung ist das Pfandrecht zur Löschung durch die 
zuständige Stelle des Kantons dem Grundbuch anzumelden (vgl. Abs. 
2). 
Abs. 3 ermöglicht in zwei vom Gesetz vorgesehenen Fällen, die Erhe-
bung bis höchstens fünf Jahre auf begründetes Gesuch hin zu stunden, 
so zum Einen in Härtefällen, zum Anderen zur Förderung der Überbau-
ung von Schwerpunktzonen. Zur Beurteilung, ob ein Härtefall vorliegt, 
sind Kenntnisse über die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gesuchstel-
lers erforderlich, wofür die Einsichtnahme in Steuerakten, namentlich in 
die Grundlagen der rechtskräftigen Veranlagungsverfügung notwendig 
ist. Dies tangiert die Geheimhaltungspflicht in Steuersachen. Verwal-
tungsbehörden und Gerichte erhalten Auskünfte, soweit ein begründe-
tes Interesse nachgewiesen wird. Weil ein solches Interesse im Zusam-
menhang mit der Erhebung der Mehrwertabgabe gegeben ist, bedarf es 
keiner besonderen Bestimmung im PBG (vgl. Botschaft, S. 60 f.). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. Einzig in 
Bezug auf die geänderte Zuständigkeit der Veranlagung und der Erhe-
bung der Mehrwertabgabe (Kanton statt Gemeinde) musste der Artikel 
gegenüber dem E-PBG dementsprechend angepasst werden (vgl. die 
Ausführungen in Art. 59 PBG). 
 
Verordnungsbestimmung 
Nach Art. 4 PBV ist das Amt für Raumentwicklung und Geoinformation  
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zuständig für die Veranlagung und Erhebung der Mehrwertabgabe so-
wie für die Anmeldung der Eintragung und Löschung des gesetzlichen 
Pfandrechts. 

64 Ertrag 
 

Wesentliche Neuerungen 
Dieser Artikel regelt die Verwendung des Ertrags aus der Mehrwertab-
gabe. Das Bundesrecht gibt diesbezüglich vor (vgl. Art. 5 Abs. 1ter 
RPG), dass der Ertrag verwendet wird für Massnahmen zur Entschädi-
gung von planungsbedingten Eigentumsbeschränkungen, die einer Ent-
eignung gleichkommen (Art. 5 Abs. 2 RPG), oder für weitere Massnah-
men zur Erfüllung der kantonalen Planungsaufgaben (Art. 3 RPG), ins-
besondere zur Erhaltung genügender Flächen geeigneten Kulturlands, 
insbesondere Fruchtfolgeflächen (Art. 3 Abs. 2 Bst. a RPG), und zur 
besseren Nutzung der brachliegenden oder ungenügend genutzten Flä-
chen in Bauzonen und der Möglichkeiten zur Verdichtung der Sied-
lungsfläche (Art. 3 Abs. 3 Bst. abis RPG).   
Nach Abs. 1 fliesst der Ertrag zweckgebunden in eine kantonale Spezi-
alfinanzierung. Gemäss Botschaft ist die kantonale Spezialfinanzierung 
als Gefäss zur Verwendung der Mehrwertabgabe aus zwei Gründen 
zweckmässig (vgl. Botschaft S. 55 ff., insbesondere S. 56 f.): Erstens 
erlaubt dies praktikable Finanzflüsse, weil die Erträge und die Aufwen-
dungen zur Finanzierung der bundesrechtlich erforderlichen Auszonun-
gen weder geografisch, zeitlich noch betragsmässig anfallen. Dank der 
kantonalen Spezialfinanzierung kann auf einen komplexen interkommu-
nalen Ausgleichsmechanismus verzichtet werden. Zweitens ist die kan-
tonale Spezialfinanzierung kongruent mit dem kantonalen Bauzonenma-
nagement. Die kantonsweite Verteilung der Siedlungsfläche ist bundes-
rechtlich zwingend im kantonalen Richtplan zu regeln, weshalb der Kan-
ton auf der Basis des Richtplans ein die Gemeindegrenze überschrei-
tendes Bauzonenmanagement einrichten wird (vgl. laufende Richtplana-
npassung). 
In Abs. 2 wird bestimmt, für welche Zwecke der Ertrag verwen-
det wird. Danach wird der Ertrag verwendet zur Deckung der Kosten 
von raumplanerischen Massnahmen von Kanton und Gemeinden und  
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insbesondere für Entschädigungszahlungen von Gemeinden als Folge 
von raumplanungsrechtlichen Auszonungen. Gemäss den Ausführun-
gen in der Botschaft sollen in einer ersten Phase die Kosten von rechts-
kräftig festgesetzten Entschädigungsforderungen, die auf bundesrecht-
lich nötige Bauzonenredimensionierung zurückgehen, gedeckt werden. 
Erst wenn feststeht, dass aus der Mehrwertabgabe mehr Gelder zur 
Verfügung stehen als für die Bauzonenredimensionierung notwen-
dig sind, entscheidet der Kanton in einer zweiten Phase über Beiträge 
aus der Spezialfinanzierung bei weiteren raumplanerischen Massnah-
men. Der Richtplan und die Verordnung geben dafür die entscheiden-
den Kriterien vor und die Kompetenz zur Verteilung richtet sich an der 
Finanzhaushaltsordnung aus (vgl. Botschaft S. 56 f. und S. 60). 
Sodann erlaubt Abs. 3, dass die Spezialfinanzierung einen Negativbe-
stand aufweisen kann, der aber auf höchstens 5 Mio. Franken be-
schränkt ist. Diese Vorschrift soll sicherstellen, dass von Beginn weg 
ausreichend Mittel für notwendige Auszonungen vorhanden sind (vgl. 
Botschaft S. 60). 
 
Parlamentarische Beratungen 
Im Rahmen der Beratung in der VoKo wurde die Stellungnahme des 
"Landwirtschaftlichen Klubs" zur Diskussion gestellt. In dieser wird die 
Einführung eines neuen Absatzes mit folgendem Wortlaut verlangt: "Er" 
(gemeint der Ertrag) "kann für Massnahmen zur Aufwertung von land-
wirtschaftlicher Nutzflächen zu Fruchtfolgeflächen (FFF) verwendet wer-
den." Gegen diesen Vorschlag wurde im Wesentlichen ins Feld geführt, 
dass zuerst die Kosten für die Auszonungen gedeckt werden sollen, be-
vor der Geldtopf für anderweitige Zwecke geöffnet werde. Auf eine An-
tragstellung in der VoKo wurde verzichtet. 
 
Verordnungsbestimmung 
Gemäss Art. 5 PBV entscheidet das Baudepartement auf Antrag der po-
litischen Gemeinde oder von Amtes wegen über die Ausrichtung von 
Kantonsbeiträgen aus der kantonalen Spezialfinanzierung. 
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65 Vertragsraumordnung - Ver-
waltungsrechtliche Verträge 

Wesentliche Neuerungen 
Mit Art. 65 PBG wird neu die ausdrückliche gesetzliche Grundlage für 
den Abschluss verwaltungsrechtlicher Verträge zwischen Gemeinwesen 
und Privaten geschaffen. Verwaltungsrechtliche Verträge sind nach der 
Rechtsprechung des Bundesgerichts grundsätzlich zulässig, wenn das 
Gesetz solche Handlungsspielräume ausdrücklich vorsieht, wenn es da-
für Raum lässt oder sie nicht ausdrücklich ausschliesst. Verträge müs-
sen der Zielsetzung des Gesetzes entsprechen oder eine bessere Um-
setzung des Gesetzes ermöglichen und im öffentlichen Interesse liegen. 
Solche Verträge sind schon nach heutiger kantonaler Rechtslage nicht 
ausgeschlossen, insbesondere im Zusammenhang mit Enteignungen 
und der Regelung der Erschliessungskosten. 
In Abs. 1 wird bestimmt, dass Kanton und Gemeinde mit Grundeigentü-
mern verwaltungsrechtliche Verträge über verschiedene Inhalte ab-
schliessen können wie z.B. die Sicherstellung der Verfügbarkeit des 
Baulandes zur Überbauung, namentlich Verträge über die Entschädi-
gungslosigkeit einer Auszonung, wenn das Land nicht innert Frist über-
baut wurde (Bst. a), Erschliessung von Bauland sowie Beiträge an Bau 
und Unterhalt von Erschliessungsanlagen (Bst. b) usw. 
Die Aufzählung möglicher Sachbereiche ist nicht abschliessend (Bot-
schaft, S. 60; siehe auch Einleitung der Aufzählung mit "insbesondere"). 
Ob ein zivilrechtlicher oder ein verwaltungsrechtlicher Vertrag vorliegt, 
bestimmt sich nach der Funktionstheorie (so Botschaft, S. 61 mit Hin-
weisen u.a auf BGE 134 II 297). Auch ein verwaltungsrechtlicher Ver-
trag auf Eigentumsübertragung bedarf der öffentlichen Beurkundung 
(Botschaft, S. 61). Hervorzuheben ist, dass im Rahmen der Vertrags-
raumordnung nach Bst. e über die gesetzlich zwingend vorgeschriebene 
Mehrwertabgabe hinausgegangen werden kann (vgl. Botschaft, S. 60). 
Abs. 2 bestimmt, dass Eigentumsbeschränkungen aus den Verträgen 
im Grundbuch angemerkt werden. Insoweit ist die Anmerkung zwin-
gend. Ohne öffentliche Beurkundung ist des Weiteren die vereinbarte 
Eigentumsbeschränkung beispielsweise in Form eines eingeräumten 
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Kaufsrechts grundsätzlich nichtig, vorbehältlich rechtsmissbräuchlichen 
Verhaltens (vgl. Botschaft, S. 60). 
Parlamentarische Beratung 
- Im Rahmen der VoKo-Beratungen wurde betont, es sei klarzustellen, 
dass man sich auch bei einem Vertrag vollumfänglich an die geltenden 
gesetzlichen Vorgaben, insbesondere an alle verfassungs- und gesetz-
mässigen Vorgaben (inkl. Richtplan) halten sowie die entsprechen-
den Verfahren einhalten müsse und nicht mit Privaten etwas unter der 
Hand abmachen könne. 
- Im Weiteren wurden Anträge um Ergänzung der Sachbereiche gestellt, 
die Inhalt eines verwaltungsrechtlichen Vertrags sein können, nämlich 
Verträge über "(neu: j) energetische Massnahmen" und "(neu: k) auto-
arme oder autofrei Wohnräume". Der Antrag, um Ergänzung mit "ener-
getischen Massnahmen" wurde angenommen, derjenige um Ergänzung 
mit "autoarmen oder autofreien Wohnräumen" abgelehnt. Der angenom-
mene Antrag wurde im Wesentlichen damit begründet, dass deren aus-
drückliche Erwähnung im Gesetz den besonderen Stellenwert erhöhe 
und der schon geltenden Praxis entspreche. Die Regierung stellte kei-
nen Gegenantrag. Entsprechend wurde die Bestimmung gegenüber 
dem E-PBG mit dem erwähnten Bst. j ergänzt. 

66 Grundanforderun-
gen an Bauten und 
Anlagen - Baureife - 
Voraussetzungen 

49 Wesentliche Neuerungen 
Art. 66 PBG bezeichnet die Voraussetzungen für das Vorliegen von 
baureifem Land und verlangt neben der baurechtlichen (Bst. a) auch 
eine planungsrechtliche (Bst. b, z.B. Etappierungsvorschriften) und eine 
sicherheitspolizeiliche (Bst. c, z.B. Hangrutschungen) Baureife. 
Bst. a entspricht im Wesentlichen Art. 49 Abs. 1 BauG. Art. 49 BauG be-
schränkte sich allerdings nur auf die baurechtliche Baureife.  
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 66 Bst. c E-PBG war vorgesehen, dass einer Überbauung keine 
"baupolizeilichen" Gründe entgegenstehen dürfen. Weil diese aber be-
grifflich leicht mit den baupolizeilichen Vorschriften des E-PBG verwech-  
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selt werden können, wurden sie in "sicherheitsrelevante" Gründe umbe-
nannt. Sicherheitsrelevante Gründe verweisen als Begriff eindeutiger 
auf die Vorschriften zum Schutz der öffentlichen Sicherheit. 

67 Erschliessung - 
Strassen und Lei-
tungen 

49 Wesentliche Neuerungen 
Keine - Art. 67 PBG entspricht inhaltlich Art. 49 Abs. 2 Bst. a und b 
BauG. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 67 Bst. b E-PBG wurde für eine hinreichende Erschliessung "die 
Versorgung und Entsorgung mit genügenden Leitungen" verlangt. 
Nachdem in der VoKo klargestellt wurde, dass nur der Grundsatz, näm-
lich das Bestehen der Wasser-, Energie- und Abwasserzufuhr geregelt, 
nicht aber die konkrete Leitung vorgegeben werden solle, wurde Bst. b 
so umformuliert, dass neu eine genügende Ver- und Entsorgung sicher-
gestellt sein muss. Welche konkreten Leitungen im Einzelnen für die ge-
nügende Ver- und Entsorgung nötig sind, legt die Gemeinde fest. 
Der Antrag, in der Bestimmung ausdrücklich auch eine Erschliessung 
für Fussgänger und den Veloverkehr zu verlangen, wurde abgelehnt, 
weil Einigkeit bestand, dass eine hinreichende Erschliessung dieser An-
forderung ohnehin genügen muss.  

68 Öffentlicher Verkehr 69bis Wesentliche Neuerungen 
Die neue Regelung entspricht weitgehend § 32 Abs. 2 BauG des Kan-
tons Aargau. Die geltende Regelung von Art. 69bis Abs. 3 BauG for-
derte für Bauten und Anlagen von überörtlicher Bedeutung mit grossem 
Benützer- und Besucherkreis generell eine gute Erreichbarkeit mit öV. 
Weil diese allgemeine Forderung für die einzelnen Bauten und Anlagen 
als zu undifferenziert erschien, verlangt Art. 68 PBG für Bauten und An-
lagen mit intensivem Publikums- und Kundenverkehr nur mehr, dass 
diese ihrem Zweck und Standort entsprechend mit dem öV erreichbar 
sein müssen. Die Erreichbarkeit soll situativ unterschiedlich festgelegt 
werden können. 
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Parlamentarische Beratung 
Die VoKo hiess in erster Lesung noch den Antrag gut, Art. 68 E-PBG so 
zu fassen, dass nur Bauten und Anlagen mit intensivem Publikums- o-
der Kundenverkehr, die der UVP unterliegen, mit dem öV gut erreichbar 
sein müssen und auch das nur, sofern ein minimaler Auslastungsgrad 
des öV vorhanden ist und bestehen bleibt. Die Regierung beantragte 
dagegen dem KR Festhalten an ihrem Entwurf, weil durch den Gegen-
vorschlag der VoKo die Voraussetzungen für eine gute öV-Erschlies-
sung derart hoch gesteckt würden, dass alle im Kanton St.Gallen zurzeit 
absehbaren neuen Bauten und Anlagen mit intensivem Publikums- und 
Kundenverkehr durch die Regelung nicht betroffen würden. Der KR 
schloss sich dem Antrag der Regierung an.  

69 Ausstattung - Ab-
stellplätze - Erstel-
lung 

72; 
72bis 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 entspricht Art. 72 Abs. 1 BauG, mit der Ausnahme, dass neu 
auch Abstellplätze für Fahrräder vorgeschrieben werden können. Zu-
dem wurde die gesetzliche Bestimmung mit dem in der Praxis seit jeher 
geltenden Grundsatz ergänzt, dass sich bei Zweckänderung oder Erwei-
terung die Pflicht zur Erstellung auf den Mehrbedarf beschränkt. 
Abs. 2 entspricht Art. 72bis Abs. 1 BauG. Die bisherige Rechtsprechung 
gilt weiter. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 69 Abs. 1 E-PBG war noch vorgesehen gewesen, eine Abstell-
platz-Erstellungspflicht zu statuieren. Dies wurde von der VoKo ebenso 
abgelehnt, wie die in Art. 69 Abs. 2 E-PBG ursprünglich vorgesehene 
Regelung, dass die kantonsweit zwingende Anwendung der VSS-Nor-
men wie auch die generelle Erstellungspflicht durch die Regierung auf 
dem Verordnungsweg verbindlich vorgeschrieben wird. Die VoKo lehnte 
eine solche Kompetenzdelegation an die Regierung zur Verordnungsge-
bung ab. Dementsprechend sollen die Gemeinden weiterhin die Erstel-
lung von Abstellplätzen kommunal nach eigenem Gutdünken einschrän-
ken können.   
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70 Abstellplätze - Er-
satzabgabe 

72ter Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 entspricht weitgehend Art. 72ter BauG. 
Die in Abs. 2 und 4 neu festgelegten Grundsätze für die Erhebung und 
Verwendung der Parkplatzersatzabgabe nehmen die geltende bundes-
gerichtliche Rechtsprechung ins PBG teilweise auf. 
Nach Abs. 3 darf neu keine Ersatzabgabe mehr verlangt werden, wenn 
die Erstellung von Abstellplätzen aus überwiegenden öffentlichen Inte-
ressen untersagt oder beschränkt wird. 
Abs. 4 legt die Zweckbestimmung der Ersatzabgabe für die Bereitstel-
lung von öffentlichen Parkierungsanlagen und für Investitionen in die 
Verkehrserschliessung fest. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 70 Abs. 1 E-PBG war noch eine Pflicht zur Verfügung einer Er-
satzabgabe vorgesehen und in Abs. 4 E-PBG war geplant, den Ertrag 
aus der Ersatzabgabe für Investitionen in die Erschliessung des Ge-
meindegebiets mit öV und Langsamverkehr zu verwenden. Die VoKo 
war dagegen der Ansicht, dass erstens die Baubehörde nach eigenem 
Ermessen entscheiden können soll, ob sie im Fall einer Befreiung von 
der Erstellungspflicht eine Ersatzabgabe verlangt und zweitens soll mit 
den an die Gemeinden entrichteten Ersatzabgaben die Erschliessung 
durch öV und Langsamverkehr nicht finanziell gefördert werden. In der 
Beratung interpretierte der KR den Antrag der VoKo so, dass mit der 
"Investition in die Verkehrskehrserschliessung" Verkehr als Oberbegriff 
für Strassenverkehr, öV und Langsamverkehr gemeint sei. Der KR 
stimmte dem Antrag der VoKo in diesem Sinn zu. 

Eine Verfügung über die Pflicht zur 
Leistung einer Ersatzabgabe für 
Parkplätze stellt - auch wenn sie in 
der Baubewilligung erfolgt - eine 
selbständige Abgabeverfügung dar, 
die gemäss Art. 41 Bst. h Ziff. 5 
VRP bei der Verwaltungsrekurs-
kommission anfechtbar ist (GVP 
2004 Nr. 56). 

71 Spielplätze - Erstel-
lung 

73; 
73bis; 
75 

Wesentliche Neuerungen 
Keine wesentlichen Neuerungen gegenüber dem geltenden Art. 73 
BauG. Das BauG verlangte allerdings bisher in Art. 73bis, dass Spiel-
plätze nach den Bedürfnissen der Kinder zu gestalten und in Art. 75, 
dass sie ihrer Zweckbestimmung zu erhalten sind. Beide Bestimmungen 
werden im Sinn einer Verwesentlichung nicht ins PBG übernommen. 
Mit Abs. 1 wird die Pflicht zur Erstellung und zum Unterhalt von Spiel- 

Nach Art. 73 Abs. 1 BauG konnten 
Gemeinden den Eigentümer beim 
Bau von MFH verpflichten, auf sei-
nem Grundstück der Grösse der 
Überbauung angemessene Kinder-
spielplätze zu erstellen. Somit war 
es den Gemeinden möglich, auch 
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und Begegnungsbereichen kantonsweit vereinheitlicht, wobei der heute 
übliche, breit gefasste Begriff «Spiel- und Begegnungsbereiche» ver-
wendet wird. Dieser Begriff beinhaltet sowohl die eigentlichen Kinder-
spielplätze wie auch Spielflächen für Jugendliche oder Aufenthaltsberei-
che auch für Erwachsene. 
Abs. 2eröffnet den Gemeinden einen grossen Handlungsspielraum, um 
bei Spiel- und Begegnungsbereichen Mindestgrössen und -anforderun-
gen festzulegen; zwingend dafür ist die formale Festlegung in einem 
Reglement. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 71 Abs. 1 E-PBG war, wie in Art. 73 BauG, lediglich von Kinder-
spielplätzen die Rede. Diese sollten, ebenfalls wie bisher, für die Be-
dürfnisse der Kinder angemessen, genügend besonnt und gegen den 
Verkehr gesichert sein. Die VoKo wollte demgegenüber eine Regelung 
für Spiel- und Begegnungsbereiche. Gemäss Protokoll des KR (Frei-
Eschenbach), S. 73, liegt darin keine Einschränkung der Spielplatz-Er-
stellungspflicht oder eine Verwässerung der Mindestanforderungen an 
derartige Plätze, sondern lediglich eine Begriffsöffnung. Neben Plätzen 
für Kinder müssten auch Bereiche für jüngere und ältere Menschen ge-
schaffen werden und alle diese müssten jeweils angemessen und den 
Bedürfnissen der Benutzer angepasst sein.  

bei Überbauungen mit weniger als 
sechs Wohneinheiten die Erstel-
lung von Kinderspielplätzen zu ver-
langen. Dagegen gab es eine ge-
setzliche Pflicht zur Erstellung von 
Kinderspielplätzen erst ab sechs 
und mehr Wohnungen (Art. 73 Abs. 
2 BauG). Da eine Art. 73 Abs. 1 
BauG vergleichbare Regelung im 
PBG fehlt, verfügen die Gemeinden 
neu nicht mehr über die Kompe-
tenz, Spielplätze auch bei Überbau-
ungen mit weniger als sechs Woh-
nungen zu verlangen.  

72 Spielplätze - Ersatz-
abgabe 

74 Wesentliche Neuerungen 
Nach Abs. 1 ist die Ersatzabgabe in einem Gemeindereglement festzu-
legen (z.B. BauR), das die erforderlichen Vorschriften enthält (Pflichtige, 
Bemessungsgrundlage, allfällige Pauschalierung usw.) und dem fakulta-
tiven Referendum untersteht; der Ertrag steht der Gemeinde zu. Er wird 
für die Bereitstellung von öffentlichen Spiel- und Begegnungsbereichen 
verwendet. Als Bereitstellung gelten sowohl der Bau wie auch der Er-
satz und der Unterhalt von öffentlichen Spiel- und Begegnungsberei-
chen. 
Nach Abs. 3 wird die geleistete Ersatzabgabe anteilsmässig zurücker-
stattet (ohne Zins), wenn fehlende Spiel- und Begegnungsbereiche 

Flächen für die Realisierung nach-
träglicher Spiel- und Begegnungs-
bereiche sind nur dann genü-
gend "gesichert" im Sinn von 
Art. 72 Abs. 2 Bst. b PBG, wenn 
diese Sicherung im Planverfahren 
mittels Festlegung in einem SNP 
erfolgt oder - im Baubewilligungs-
verfahren - wenn eine ausdrückli-
che Auflage in der Baubewilli-
gung vorhanden ist. 
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nachträglich erstellt werden. 
Analog zu Art. 74 BauG gilt der Grundsatz, dass bei Überbauungen mit 
sechs und mehr Familienwohnungen eine Verpflichtung zur Erstellung 
von Spiel- und Begegnungsbereichen besteht. Die Grundeigentümerin-
nen und Grundeigentümer erhalten nach Abs. 2 neu jedoch einen 
Rechtsanspruch, die Ersatzabgabe leisten zu können:  
- wenn öffentliche Spiel- und Begegnungsbereiche in angemesse-
ner Distanz bereits bestehen. Welche Distanz noch angemessen ist, 
wird je nach den örtlichen Verhältnissen zu beurteilen sein (ländliche o-
der eher städtische Verhältnisse; Quartierplätze; Spiel- und Begeg-
nungsbereiche bei einem Kindergarten, bei einer Schule usw.). 
- wenn bei einer Überbauung vorderhand kein Bedarf für Spiel- 
und/oder Begegnungsbereiche besteht, die erforderlichen Flächen für 
die nachträgliche Realisierung aber gesichert sind (wenn die erforderli-
chen Flächen freigehalten werden oder beispielsweise problemlos in ei-
nen Kinderspielplatz umgestaltet werden können). 
- wenn die Erstellung von Spiel- und Begegnungsbereichen auf-
grund der örtlichen Verhältnisse nicht zumutbar ist, beispielsweise auf-
grund der Steilheit des Geländes oder in einem dicht überbauten Orts-
kern. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Bestimmung wurde von der VoKo sehr stark ausgeweitet. Nach 
Art. 72 Abs. 1 E-PBG war lediglich vorgesehen, eine Ersatzabgabe für 
den Fall leisten zu können, dass die Erstellung eines Spielplatzes auf-
grund der örtlichen Verhältnisse unzumutbar ist. Im E-PBG sollte zudem 
auch noch auf eine Zweckbindung der Ersatzabgabe verzichtet werden.  

73 Erstellung von Bauten und 
Anlagen - Begriffe - Gebäude 

Wesentliche Neuerungen 
Der Gebäudebegriff war früher im BauG nicht definiert. 
Der Gebäudebegriff entspricht der Legaldefinition gemäss IVHB sowie 
den diesbezüglichen Erläuterungen. Gebäude sind demnach mit dem 
Boden fest verbundene ("ortsfeste") Bauten. Nicht ortsfeste Objekte wie 
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Camping- oder Baustellenwagen sind damit keine Gebäude. Dies gilt al-
lerdings nur, wenn solche Fahrnisbauten nicht am gleichen Ort auf 
Dauer oder in einer gewissen Regelmässigkeit abgestellt werden. Ge-
bäude bieten weiter Schutz durch eine feste Überdachung und wei-
sen in der Regel weitere Abschlüsse auf. Nicht gefordert ist damit, dass 
ein Gebäude allseitig geschlossen ist. Keine eigenständige Definition ist 
für den Begriff "Hauptbaute" möglich. Die Hauptbaute grenzt sich von 
Klein- und Anbauten durch ihre Masse ab. Alle Gebäude, welche die 
Massangaben der Klein- oder Anbauten überschreiten, gelten als 
Hauptbauten. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

74 Kleinbauten 
 

Wesentliche Neuerungen 
Der Kleinbautenbegriff war im BauG nicht definiert. Kleinbauten waren 
bisher unter dem Begriff "Nebenbauten" geläufig. 
Der Begriff "Kleinbauten" entsprach gemäss Art. 74 E-PBG noch der Le-
galdefinition gemäss IVHB sowie den diesbezüglichen Erläuterungen. 
Kleinbauten sind demnach freistehende Gebäude, die das zulässige 
Mass nicht überschreiten. Sie sind gegenüber den Hauptbauten privile-
giert (z.B. reduzierte Abstände). Die für eine Kleinbaute zulässigen 
Masse werden wie bisher von den Gemeinden festgelegt. Festzulegen 
sind Gesamthöhe und Grenzabstand sowie höchstzulässige Gebäu-
degrundfläche. Die Massvorgaben der Gemeinde kommen je Einzel-
baute zur Anwendung. Werden die zulässigen Masse eingehalten, kön-
nen demnach auch mehrere Kleinbauten realisiert werden. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 74 E-PBG war noch vorgesehen, dass Kleinbauten nur Neben-
nutzflächen enthalten dürfen, wie es auch die Legaldefinition der IVHB 
und deren Erläuterungen vorsehen. Die VoKo war demgegenüber der 
Auffassung, dass in Kleinbauten in der Praxis Hauptnutzungen nicht sel-  
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ten vorkommen. Der dagegen erhobene Einwand, es sei abenteuer-
lich, einen heute widerrechtlichen Zustand damit zu legalisieren, blieb 
ungehört. Folglich dürfen im Kanton St.Gallen Kleinbauten künftig nicht 
nur Nebennutzflächen enthalten, sondern auch Hauptnutzungen aufwei-
sen. 

75 Anbauten 
 

Wesentliche Neuerungen 
Der Anbautenbegriff war früher im BauG nicht definiert. 
Der Anbautenbegrifff entspricht der Legaldefinition gemäss IVHB und 
deren Erläuterungen. Anbauten sind demnach mit einem anderen Ge-
bäude zusammengebaut, überschreiten in ihren Dimensionen die zuläs-
sigen Masse nicht und enthalten nur Nebennutzflächen. Sie sind gegen-
über der Hauptbaute privilegiert (z.B. reduzierte Abstände, Nichtberück-
sichtigung bei der Bemessung von Gebäudelänge und -breite). Die 
funktionale Trennung der Anbaute von der Hauptbaute ist nicht erforder-
lich; die Anbaute umfasst aber nur Nebennutzflächen.  
Die zulässigen Masse für Anbauten werden von den Gemeinden festge-
legt (vgl. Art. 80). Es sind daher die Gesamthöhe und der Grenzabstand 
sowie die höchstzulässige Gebäudegrundfläche festzulegen. Die Mass-
vorgaben der Gemeinde kommen je Einzelbaute zur Anwendung. Wer-
den die zulässigen Masse eingehalten, können demnach auch mehrere 
Anbauten realisiert werden. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo war in erster Beratung der Auffassung, weil Hauptnutzungen 
in der Praxis in Anbauten nicht selten vorkommen, müssten solche in 
Anbauten generell zugelassen werden. Diesem Anliegen schloss sich 
die Regierung in ihren Anträgen an den KR an. 
Die VoKo wollte zudem aber auch nicht mehr, dass sich eine Anbaute 
durch eine konstruktive und funktionale Trennung von der Hauptbaute 
abgrenzen muss. Dem widersetzte sich die Regierung mit der Argumen-
tation, dadurch verlöre die Trennung zwischen Haupt- und Anbaute 
weitgehend ihren materiellen Sinn. Faktisch könnten dadurch nach Gut-

Sollen in Anbauten, die Nebennutz-
flächen enthalten, Hauptnutzungen 
im Sinn von Art. 75 Abs. 2 PBG 
eingerichtet werden, ist dafür ent-
weder das ordentliche Verfahren 
(Art. 138 f. PBG) oder das verein-
fachte Verfahren (Art. 140 f. PBG) 
durchzuführen. Das Meldeverfah-
ren (Art. 142 f. PBG) ist dafür nicht 
zulässig, weil Hauptnutzungen in 
Anbauten nur unter der Vorausset-
zung zulässig sind, dass keine 
überwiegenden privaten oder öf-
fentlichen Interessen entgegenste-
hen. 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

84/193 

 

dünken Hauptbautenteile zu Anbauten erklärt und somit die Abstandsre-
geln unterlaufen werden. Im Resultat würde eine höchst unerwünschte 
Rechtsunsicherheit in der Nachbarsbeziehung zwischen zwei Grundstü-
cken geschaffen. Darüber hinaus sei der Änderungsantrag der VoKo 
auch wegen der Möglichkeit eines separaten Niveaupunkts für Anbau-
ten problematisch. Wenn nicht klar erkennbar sei, wo der Hauptbau auf-
höre und der Anbau beginne, seien auch die Niveaupunkte nicht mehr 
leicht festzulegen. 
Der KR wies nach eingehender Beratung die Anträge der VoKo an 
diese zurück. In zweiter Beratung war die VoKo nur mehr und neu der 
Ansicht, dass Hauptnutzungen in Anbauten weiterhin nicht zugelassen 
werden sollten. Allerdings solle für Ausnahmen die generelle Hürde zur 
Erteilung einer Ausnahmebewilligung (Art. 108) heruntergesetzt werden. 
Die Baubehörde solle deshalb gemäss Abs. 2 (neu) ausnahmsweise 
Hauptnutzungen zulassen können, wenn keine überwiegenden privaten 
oder öffentlichen Interessen entgegenstehen. Diesem Antrag der 
VoKo stimmte der KR zu.  

76 Vorbauten 
 

Wesentliche Neuerungen 
Der Vorbautenbegriff war früher im BauG nicht definiert. 
Der Begriff der Vorbauten wird mit dem PBG gegenüber dem bestehen-
den Recht standardisiert. Bei Vorbauten handelt es sich um punktuell 
abgestützte oder nicht abgestützte, über die Fassade vorspringende 
Bauteile, wie Vordächer, Balkone, Erker, Veranden. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

77 Niveaupunkt 60 Wesentliche Neuerungen 
Nach Art. 77 Abs. 1 gilt als Niveaupunkt nicht mehr wie bisher der 
Schwerpunkt des Gebäudegrundrisses auf dem gewachsenen Boden 
(Art. 60 Abs. 2 BauG), sondern der Schwerpunkt des kleinsten aus Ge-
bäudelänge und -breite gebildeten Rechtecks auf dem massgebenden 

Der Niveaupunkt bestimmt sich neu 
aufgrund der Projektion der oberir-
dischen Gebäudeteile auf das ge-
wachsene Terrain, wobei Vorbau-
ten einbezogen werden. Es darf 
mithin nicht mehr wie bisher nur auf 
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Terrain. Nach Abs. 2 wird für Anbauten und zusammengebaute Ge-
bäude der Niveaupunkt für jedes Gebäude oder jeden Gebäudeteil ein-
zeln bestimmt. Diese Regelung gilt i.d.R. nicht für versetzt übereinander 
angeordnete Baukörper (Terrassenhäuser): Wenn sich Gebäude über-
lappen, gelten sie üblicherweise als ein Gebäude mit nur einem Niveau-
punkt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Für die VoKo war die Möglichkeit, den Niveaupunkt auch für Gebäude-
teile einzeln bestimmen zu können, für das Bauen am Hang ein zentra-
les Anliegen. Deshalb wurde Abs. 2 E-PBG mit dem Begriff "oder jeden 
Gebäudeteil" ergänzt.  

den Schwerpunkt jenes Teils des 
Gebäudevolumens abgestellt wer-
den, der den gewachsenen Boden 
durchstösst. 
  
Weil neu der Schwerpunkt des 
kleinsten aus Gebäudelänge und -
breite gebildeten Rechtecks für die 
Bestimmung des Niveaupunkts 
massgebend ist, kann dieser in Ein-
zelfällen sogar ausserhalb des Ge-
bäudegrundrisses liegen. 
  
Gemäss Botschaft und Skizze 
(S. 68) gilt die Regelung mit dem 
separaten Niveaupunkt nicht für 
versetzt übereinander angeordnete 
Baukörper (Terrassenhäuser). 
Wenn sich die Gebäude überlap-
pen, sollen sie als ein Gebäude mit 
einem Niveaupunkt gelten. Daran 
hat sich aufgrund der Voten in der 
parlamentarischen Beratung auch 
durch die Ergänzung des Abs. 2 mit 
"oder jeden Gebäudeteil" nichts ge-
ändert. Es bleibt deshalb bei der 
bisherigen Praxis der Rechtsabtei-
lung des Baudepartementes: 
Die Anzahl der Niveaupunkte bei 
einem Terrassenhaus hängt von 
der optischen, funktionalen und 
konstruktiven Abtrennung der ein-
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zelnen Gebäudeteile bzw. Einhei-
ten ab (analog Anbauten). Grund-
sätzlich müssen Terrassenhäuser 
einen erheblichen (wesentlichen) 
horizontalen Versatz aufweisen, 
d.h. sie sollen soweit versetzt sein, 
dass es sich rechtfertigen lässt, 
eine Einheit als separate Einheit 
mit eigenem Niveaupunkt zu be-
trachten. Für diese bisherige Praxis 
wird durch die neue Formulierung 
von Abs. 2 ("oder jeden Gebäude-
teil") neu sogar die gesetzliche 
Grundlage geschaffen. 

78 Massgebendes Ter-
rain 

60 Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 lehnt an die bisherige Regelung von Art. 60 Abs. 2 BauG an. Der 
Niveaupunkt wird auf dem massgebenden Terrain bestimmt und ab dem 
Niveaupunkt werden die Höhenmasse (Gesamthöhe, Gebäudehöhe) 
festgelegt. Dementsprechend ist die Festlegung des massgebenden 
Terrains von zentraler Bedeutung. 
Als massgebendes Terrain gilt der natürliche Geländeverlauf (Abs. 1). 
Der natürliche Geländeverlauf entspricht dem "gewachsenen Boden" 
gemäss geltendem Recht. Nach ständiger Rechtsprechung entspricht 
der natürliche Geländeverlauf jenem Gelände, wie es ohne künstliche 
Eingriffe des Menschen vorgefunden wird. Geländeveränderungen, wel-
che auf menschliche Eingriffe zurückzuführen sind, dürfen nicht berück-
sichtigt werden. Kann der natürliche Geländeverlauf wegen früherer Ab-
grabungen oder Aufschüttungen nicht (mehr) festgestellt werden, gilt 
der natürlich gewachsene Geländeverlauf der Umgebung als Referenz-
grösse. 
Der Nutzungsplan kann eine vom natürlich gewachsenen Geländever-
lauf abweichende Festlegung des massgebenden Terrains vorsehen 

Bereits nach BauG war es zulässig 
und üblich, namentlich bei Hoch-
wassergefahr im BauR vorzusehen, 
dass in bestimmten Teilen des Ge-
meindegebiets der Boden des Erd-
geschosses einen grösseren Ab-
stand zum Niveaupunkt aufweisen 
darf, ohne dass deshalb das 
(dadurch höher gelegte) Unterge-
schoss als Vollgeschoss zählt. 
Selbstverständlich wäre es nach 
BauG auch zulässig gewesen, im 
BauR in solchen Gebieten andere 
massgeschneiderte Regelbauvor-
schriften (z.B. betreffend Gebäude- 
und Firsthöhe oder Geschosszahl) 
zu erlassen. Das PBG lässt neu 
zwar keine Bestimmungen über 
Geschosse mehr zu. Das gleiche 
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(Abs. 2). Zwingende Gründe dafür sind beispielsweise Hochwasserge-
fahren, Gefährdungen des Grundwassers, grossflächige Geländeverän-
derungen oder auch Siedlungsentwässerungen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo war der Ansicht, dass bei der Ermittlung des massgebenden 
Terrains grundsätzlich auf den natürlichen Geländeverlauf abzustellen 
ist. Kann dieser nicht mehr festgestellt werden, soll allerdings auf den 
bewilligten Geländeverlauf und nicht auf Umgebungsprojektionen zu-
rückgegriffen werden, wie das Art. 78 Abs. 1 zweiter Satz E-PBG noch 
vorsah. Die Regierung war demgegenüber der Meinung, sich aus-
schliesslich auf den bewilligten Geländeverlauf auszurichten, wie das 
die VoKo vorsehe, schaffe eine Gesetzeslücke. Das massgebende Ter-
rain müsse auch bestimmbar sein, wenn das natürliche Terrain nicht 
mehr festgestellt werden könne und darüber hinaus auch kein bewillig-
ter Geländeverlauf vorliege. Die Regierung beantragte deshalb, Art. 78 
Abs. 1 PBG mit einem zweiten Satz zu ergänzen, damit für der Fall, 
dass kein bewilligter Geländeverlauf besteht, vom natürlich gewachse-
nen Geländeverlauf der Umgebung ausgegangen wird. Diesem Antrag 
der Regierung stimmte der KR zu.  

Ziel kann aber auch erreicht wer-
den, wenn anstelle der Anpassung 
der Regelbauvorschriften das für 
die Lage des Niveaupunkts ent-
scheidende "massgebende Terrain" 
höher gelegt wird. Gemäss Bot-
schaft (S. 68) soll namentlich aus 
planerischen und erschliessungs-
technischen Gründen eine abwei-
chende Festlegung des "massge-
benden Terrains" in einem Nut-
zungsplan zulässig sein. Ob diese 
Gründe abschliessend sind, ist of-
fen. Auf jeden Fall bedarf es we-
sentlicher öffentlicher Interessen, 
um von Abs. 2 Gebrauch machen 
zu können; andernfalls könnte die 
kantonalgesetzliche Regelung des 
"massgebenden Terrains" in den 
BauR unterlaufen werden. 

79 Bauvorschriften für Bauten 
und Bauteile - Massangaben 
für Hauptbauten 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bauvorschriften für Bauten und Bauteile werden standardisiert und 
aufs Wesentliche reduziert. Für Bauten und Bauteile sind wenigstens 
Massangaben über Gesamthöhe, Grenzabstand und Gebäudeabstand 
in den kommunalen Nutzungsplänen nach Art. 1 Abs. 3 PBG festzule-
gen. 
Dies entspricht zum einen dem öffentlichen Interesse an einer geordne-
ten Siedlungsentwicklung. Es schafft zum anderen aber auch Rechtssi-
cherheit für die Nachbarn, wenn je Nutzungszone wenigstens die Ge-
samthöhe, der Grenz- und der Gebäudeabstand festgelegt sind.  
Es steht den Gemeinden frei, aus dem Katalog in Abs. 2 weitere Regel-
bauvorschriften auszuwählen. Die konkrete Auswahl ist aber auf den in 
Abs. 2 festgelegten Katalog beschränkt. Die im Katalog aufgeführten 

Gesamthöhe, Grenz- und Gebäu-
deabstand sind - mit Ausnahme der 
Landwirtschaftszone - in sämtlichen 
Zonenarten, in denen Bauten er-
stellt werden dürfen, zwingend fest-
zulegen, also auch in der ÖBA.  

  

In der Landwirtschaftszone gelten 
hingegen nach Art. 21 Abs. 1 PBG 
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Regelbauvorschriften widerspiegeln das zentrale Ziel der Totalrevision 
des Baugesetzes, die Regelungsdichte möglichst zu begrenzen. Dem-
entsprechend wurde der Umfang des Katalogs auf diejenigen Regelun-
gen eingeschränkt, welche einem zentralen öffentlichen Interesse ent-
sprechen. Kein öffentliches Interesse besteht insbesondere an der Fest-
legung von Geschossen (Untergeschoss, Vollgeschoss, Dachgeschoss) 
und an der damit einhergehenden Festlegung einer Ausnützungsziffer. 
Die Anliegen von Gemeinden oder von Nachbarn beziehen sich in aller 
Regel auf das Volumen und die Abstände einer Baute; dagegen besteht 
kein öffentliches Interesse am Entscheid, was innerhalb der definierten 
Bauvolumen realisiert wird bzw. wie diese Flächen genutzt werden. Ent-
gegen dem BauG kennt das PBG deshalb keine Ausnützungsziffer und 
keine Vorschriften über Geschosse mehr. 
Art. 79 PBG bezieht sich ausschliesslich auf Bauten und Bauteile. Für 
Anlagen dürfen keine Regelbauvorschriften, insbesondere kein Grenz-
abstand erlassen werden (das geht nur mit Baulinien im Rahmen eines 
Sondernutzungsplans). Ausnahme im PBG selbst: Art. 97 Abs. 2 für 
Stützmauern und Böschungen. 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 79 Abs. 2 Bst. 2 E-PBG war auf Wunsch der Gemeinden aus der 
VL noch vorgesehen gewesen, diesen eine Überbauungsziffer (Verhält-
nis der unüberbauten zur überbauten Grundstückfläche) anzubieten. 
Die VoKo war indessen der Ansicht, dass der Katalog der kantonsweit 
massgebenden Regelbauvorschriften möglichst minim gehalten werden 
soll. Da aus fachlicher Sicht die Baumassenziffer als einzige Dichteziffer 
im Katalog der Regelbauvorschriften grundsätzlich ausreicht, sollte die 
Überbauungsziffer aus dem Katalog gestrichen werden. Diesem Antrag 
stimmte der KR zu, wobei in der Diskussion der Antrag, die Ausnüt-
zungsziffer wieder ins PBG einzuführen, klar verworfen wurde.  

die bundesrechtlichen Bestimmun-
gen. Die Gde. kann zwar nach 
Art. 21 Abs. 2 PBG auch in der 
Landwirtschaftszone baupolizeili-
che Masse festlegen, muss dies in-
folge des Vorrangs des Bundes-
rechts aber nicht zwingend tun. Er-
lässt sie allerdings solche Bestim-
mungen, dürfen diese nach Bun-
desrecht zulässige Bauten und An-
lagen selbstverständlich nicht ver-
unmöglichen (vgl. dazu die Bemer-
kungen RA zu Art. 21 PBG).  
 
Im PBG gibt es keine Hygienevor-
schriften mehr wie in Art. 53 BauG 
(namentlich in Bezug auf sanitäre 
Anlagen, Raum- und Fenstergrös-
se, Besonnung, Belichtung, Belüf-
tung, Trockenheit und Lärmschutz). 
Es fragt sich deshalb, ob Art. 79 
PBG als gesetzliche Grundlage für 
den Erlass von solchen Vorschrif-
ten dienen kann. Dem ist aber nicht 
so. Der Gesetzgeber hat bewusst 
auf eine Überführung von Art. 53 
BauG ins PBG verzichtet. Ur-
sprünglich war im 1. Vernehmlas-
sungsentwurf (2012) noch vorgese-
hen, ausdrücklich zu deklarieren, 
dass auf eine Bestimmung im Sinn 
von Art. 53 BauG im PBG verzich-
tet werden solle. Das wurde jedoch 
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anschliessend in der Botschaft 
nicht mehr ausdrücklich ausgeführt. 
Ein Antrag in der VoKo (Bucher-
St.Margrethen) auf Aufnahme eines 
Art. 81a (neu), der eine derartige 
Hygienebestimmung beinhaltet 
hätte, wurde mit der Begründung 
abgelehnt, dafür bestehe keine 
Notwendigkeit; der Markt regle das 
schon von allein. Ein neuerlicher 
Antrag auf Aufnahme einer solchen 
Bestimmung ins PBG wurde später 
auch im Kantonsrat abgelehnt. Das 
hat nun zur Folge, dass eine dies-
bezügliche gesetzliche Grundlage 
im PBG fehlt und Gemeinden des-
halb keine Wohnhygienebestim-
mungen mehr ins BauR aufnehmen 
können. 

80 Kleinbauten und Anbauten Wesentliche Neuerungen 
Klein- und Anbauten waren im BauG nicht geregelt. 
Klein- und Anbauten dürfen definitionsgemäss in ihren Dimensionen die 
zulässigen Masse nicht überschreiten (vgl. Art. 74 und Art. 75 PBG). 
Konkret müssen zum einen die generell vorgeschriebenen Masse für 
die Gesamthöhe, den Grenzabstand und den Gebäudeabstand einge-
halten werden (Art. 79 Abs. 1 PBG). Zum anderen haben die Gemein-
den nach Abs. 1 im kommunalen Nutzungsplan für Klein- und Anbauten 
zusätzlich auch die höchste Gebäudegrundfläche vorzugeben. Diese 
Regelung soll Klein- und Anbauten verhindern, die von ihrer Dimension 
her in einem Missverhältnis zu zonenkonformen Hauptbauten stehen.  
 
Parlamentarische Beratung 
keine Wortmeldungen  
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81 Vorbauten und Dachvor-
sprünge 

Wesentliche Neuerungen 
Vorbauten und Dachvorsprünge waren im BauG nicht geregelt. 
Abs. 1 sieht vor, dass Vorbauten nur dann in Tiefe und Länge be-
schränkt werden dürfen, wenn sie in den GA oder den Strassenabstand 
hineinragen; sonst sind sie ohne Beschränkung realisierbar. Sie müssen 
aber im Gegenzug bei der Bemessung von Gebäudelänge und Gebäu-
debreite mitberücksichtigt werden (Art. 82 PBG). 
Abs. 2 bestimmt, dass Dachvorsprünge nur dann in der Tiefe be-
schränkt werden dürfen, wenn sie in den Grenz- oder Strassenabstand 
hineinragen; ansonsten sind sie ohne Beschränkung realisierbar. 
Nach Abs. 3 legen die Gemeinden die zulässigen Masse im kommuna-
len Nutzungsplan fest. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo war der Ansicht, dass die im E-PBG von der IVHB übernom-
mene Definition zu restriktiv sei. Dachvorsprünge sollen vom Mass her 
nur dann in der Tiefe begrenzt werden, wenn sie in den Grenz- oder 
Strassenabstand hineinragen und nicht schon deshalb, weil sie aus dem 
Dachraum hinausragen. In Art. 81 Abs. 2 E-PBG war noch vorgesehen 
gewesen, dass Dachvorsprünge höchstens bis zum zulässigen Mass für 
die Tiefe aus dem Dachraum hinausragen dürfen. 

 

82 Grössenbeschränkungen - 
Gebäudelänge und Gebäu-
debreite 

Wesentliche Neuerungen 
Gebäudelänge und Gebäudebreite waren bisher im BauG nicht gere-
gelt. Weil sie in den kommunalen BauR unterschiedlich definiert sind, 
drängte sich eine Vereinheitlichung auf. 
Abs. 1 bestimmt, dass die Gebäudelänge der längeren Seite des kleins-
ten die Baute umhüllenden Rechtecks entspricht (ohne Anbauten und 
Dachvorsprünge). 
Abs. 2 bestimmt, dass die Gebäudebreite der kürzeren Seite des kleins-
ten die Baute umhüllenden Rechtecks entspricht (ohne Anbauten und 
Dachvorsprünge). 
 
Parlamentarische Beratung 
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In der VoKo wurde diskutiert, Anbauten bei der Bestimmung von Ge-
bäudelänge und Gebäudebreite mitzuberücksichtigen; der Antrag wurde 
jedoch abgelehnt. 

83 Gesamthöhe Wesentliche Neuerungen 
Als neues Höhenmass wird die Gesamthöhe zur Verfügung gestellt. Die 
Gesamthöhe entspricht der bisherigen Firsthöhe, die im BauG nicht de-
finiert war. 
Nach Abs. 1 bezeichnet die Gesamthöhe den senkrechten Abstand zwi-
schen dem Niveaupunkt und dem höchsten Punkt des Dachs ("Ober-
kant fertig Dach"). 
Technisch notwendige Bauteile und Anlagen (wie z.B. Liftschächte, Ka-
mine, Antennen, Dachränder sowie Solarzellen und Sonnenkollektoren) 
werden bei der Bestimmung der Gesamthöhe nicht berücksichtigt 
(Abs. 2). Als "Dachrand" gilt, was für die Dachkonstruktion notwendig 
ist; nicht dazu gehören Brüstungen und Geländer (beispielsweise als 
Absturzsicherung) - sie zählen zur Gesamthöhe. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

84 Gebäudehöhe 60 Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung der Gebäudehöhe richtet sich nach dem bisherigen 
Recht. Abs. 1 entspricht dabei wörtlich Art. 60 Abs. 1 BauG. Entspre-
chend der bisherigen Praxis wird bei reinen Giebeldächern bei der Be-
rechnung der Gebäudehöhe weiterhin nur traufseitig gemessen. 
Abs. 2 bestimmt, dass bei Festlegung der Gebäudehöhe wenigstens für 
zwei Gebäudeseiten auch ein Winkelmass für die Bestimmung des 
Dachraums festgelegt werden muss, wobei dieses höchstens 60 Grad 
betragen darf. Mit dem Höchstmass von 60 Grad wird ermöglicht, dass 
auch Dachaufbauten oder -einschnitte innerhalb des Dachraums ange-
ordnet werden können. Das Winkelmass kann auch allseitig festgelegt 
werden und es wird immer - unabhängig vom konkreten Bauvorhaben -  
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ab der höchstzulässigen Gebäudehöhe gemessen. Damit ist die (ge-
mäss Bauvorhaben) tatsächliche Gebäudehöhe nicht massgebend 
und ein Bauherr ist bei der Gestaltung des Raums unterhalb des Win-
kelmasses frei, soweit nicht andere Bestimmungen zu beachten sind. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

85 Dachraum Wesentliche Neuerungen 
Der Dachraum war im bisherigen Recht nicht geregelt. 
Er gilt nach Abs. 1 als der Raum zwischen Gebäude- und Gesamthöhe, 
wobei ab Gebäudehöhe oder entsprechender Fassade das Winkelmass 
nach Art. 84 Abs. 2 PBG eingehalten wird. Dieses Winkelmass darf bis 
zu einem bestimmten Bruchteil des Fassadenabschnitts auch 90 Grad 
betragen (Abs. 2). Sobald eine Fassade abgewinkelte Bereiche auf-
weist, gelten diese als Fassadenabschnitte im Sinn der Bestim-
mung. Die einzelnen Fassadenabschnitte dürfen demnach bis zu einem 
bestimmten Mass ihrer Länge (Bruchteil) bis zur Gesamthöhe reichen. 
Die Regelung ermöglicht dadurch z.B. in ihrer Länge beschränkte Dach-
aufbauten, die bis an die Fassade reichen. Auch Attikageschosse kön-
nen so teilweise bis an die Fassade reichen. 
Das konkrete Mass (Bruchteil) für den zulässigen Fassadenabschnitt 
mit einem Winkelmass von 90 Grad kann von den Gemeinden im kom-
munalen Nutzungsplan festgesetzt werden. 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Die Frage, ab wann eine Fassade 
abgewinkelte Bereiche (Fassaden-
abschnitte) aufweist, ergibt sich we-
der aus dem Gesetzestext noch 
aus den Materialien. Weil kein kon-
kretes Winkelmass festgelegt 
wurde, ist im Interesse der Eigen-
tumsfreiheit davon auszugehen, 
dass auch ein ganz flacher, aber 
immerhin optisch noch wahrnehm-
barer Winkel zwischen den Fassa-
denabschnitten bereits genügt. 
Runde oder ovale Gebäude weisen 
allerdings keine Fassadenab-
schnitte auf. 
  
Das Winkelmass nach Art. 84 
Abs. 2 PBG wird immer - unabhän-
gig vom konkreten Bauvorhaben - 
ab der höchstzulässigen Gebäude-
höhe gemessen (vgl. dazu die Aus-
führungen in "Wesentliche Neue-
rungen" zu Art. 84 Abs. 2 PBG). 
Die (gemäss Bauvorhaben) tat-
sächliche Gebäudehöhe ist nicht 
massgebend und ein Bauherr ist 
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bei der Gestaltung des Raums un-
terhalb des Winkelmasses frei, so-
weit nicht andere Bestimmungen zu 
beachten sind. 
  
Das Beibehalten von Attikage-
schoss-Bestimmungen (analog den 
Regelungen in den bisherigen, 
auf BauG basierenden 
BauR) verstösst gegen das PBG. 
Im PBG wurde nicht nur bewusst 
auf die innere Aufteilung eines Ge-
bäudes in einzelne Geschosse (An-
zahl Geschosse) verzichtet. Mit 
dem Begriff "Dachraum" nach Art. 
85 PBG wurde abschliessend fest-
gelegt, was im Bereich zwischen 
(freiwillig eingeführter) Gebäude-
höhe (inkl. festzulegendem Winkel-
mass) und Gesamthöhe zulässig 
sein soll. Will eine Gemeinde wei-
terhin frei platzierbare „Attikage-
schosse“ ermöglichen, steht es ihr 
frei, entweder hohe Bruchteile für 
Fassadenabschnitte (Art. 85 Abs. 2 
PBG) festzulegen, wodurch diese 
bis zur Gesamthöhe reichen dürfen 
oder gänzlich auf Vorschriften betr. 
Gebäudehöhe zu verzichten. Das 
Festlegen der Gebäudehöhe ist im 
PBG nicht zwingend vorgeschrie-
ben (vgl. Art. 79 Abs. 2 PBG). Die 
Gemeinde muss dann allerdings 
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damit rechnen, dass auch ein „Voll-
geschoss“ erstellt werden kann. Im 
Gegensatz zum heutigen Recht 
(BauG) hat die Gemeinde nach 
PBG keine Autonomie mehr, soweit 
der kantonale Gesetzgeber nicht 
tätig geworden ist. Die Gemeinden 
sollen nur noch die Masse festle-
gen, nicht aber auch neue Baube-
griffe schaffen können. 

86 Fassadenhöhe Wesentliche Neuerungen 
Die Fassadenhöhe war im BauG nicht geregelt. 
Um an Hanglagen zu bauen, reicht die Gebäudehöhe oft nicht aus, tal-
seitig überhohe Fassaden zu verhindern. Mit der neuen kantonalen Re-
gelung sollen die vielen heute existierenden kommunalen Bestimmun-
gen in den BauR vereinheitlicht werden. 
Nach Art. 86 PBG bezeichnet die Fassadenhöhe den grössten Höhen-
unterschied zwischen der Dachoberkante und dem senkrecht darunter 
liegenden Punkt auf dem massgebenden Terrain der jeweiligen Fas-
sade. Als massgebendes Terrain gilt nach Art. 78 PBG der natürliche 
Terrainverlauf. 
Mit der Festlegung der Fassadenhöhe wird die entsprechende Fassade 
begrenzt. Dieses Mass darf an keiner Fassade überschritten werden. Es 
steht den Gemeinden aber offen, die Fassadenhöhe differenziert nach 
Gebäudeseiten festzulegen, z.B. für berg- oder tal-, trauf- oder giebel-
seitige Fassaden. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Wenn das BauR nach Art. 97 
Abs. 1 PBG Abgrabungen unter 
das massgebende Terrain zulässt 
und solche auch ausgeführt wer-
den, wird diese Abgrabung bei der 
Berechnung der Fassadenhöhe 
nicht berücksichtigt. Je grösser das 
Abgrabungsmass ist, desto ausge-
prägter kann die Fassade in Er-
scheinung treten (vgl. dazu die 
Ausführungen in "Wesentliche Neu-
erungen" zu Art. 97 PBG).  

87 Dichteziffer - Bau-
massenziffer 

63bis Wesentliche Neuerungen 
Die Ausnützungsziffer wird abgeschafft, weil die in Art. 79 PBG aufge-
führten Regelbauvorschriften das zentrale Ziel der Totalrevision des 

Werden ursprünglich offene Ge-
bäudeteile im Sinn von Art. 87 
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Baugesetzes, die Regelungsdichte möglichst zu begrenzen, widerspie-
geln. Dementsprechend wurde der Umfang des Katalogs auf diejenigen 
Regelungen eingeschränkt, die einem zentralen öffentlichen Interesse 
entsprechen. Kein öffentliches Interesse besteht insbesondere an der 
Festlegung von Geschossen und an der damit einher-gehenden Festle-
gung einer Ausnützungsziffer. Die Anliegen von Gemeinden oder von 
Nachbarn beziehen sich auf das Volumen und die Abstände einer 
Baute; dagegen besteht kein gewichtiges öffentliches Interesse am Ent-
scheid, was innerhalb der definierten Bauvolumen realisiert wird bzw. 
wie diese Flächen genutzt werden. Die Gemeinden können statt dessen 
künftig mit der Baumassenziffer die Überbauung ihres Siedlungsgebiets 
insbesondere hinsichtlich der angestrebten Körnigkeit steuern und an 
einem langfristigen Zielbild ausrichten. Die Vorgabe einer Baumassen-
ziffer konkretisiert insbesondere für den angrenzenden Nachbarn die 
höchst möglichen Auswirkungen einer künftigen Grundstücküberbau-
ung. Bereits das geltende Recht sieht in Art. 63bis BauG eine Baumas-
senziffer vor, für die eine durch den Niveaupunkt verlaufende horizon-
tale Ebene massgebend ist. 
Nach Abs. 1 bezeichnet die Baumassenziffer das Verhältnis des Bauvo-
lumens zur anrechenbaren Grundstücksfläche. 
Nach Abs. 2 gilt als Bauvolumen jenes Volumen, das über einer durch 
den Niveaupunkt verlaufenden horizontalen Ebene liegt. 
Die Volumina offener Bauteile werden nicht angerechnet (Abs. 3). 
 
Parlamentarische Beratung 
In Art. 79 Abs. 2 Bst. e und Art. 88 E-PBG war noch vorgesehen gewe-
sen, den Gemeinden neben der Baumassenziffer auch die Überbau-
ungsziffer, als weitere Dichteziffer, zur Auswahl anzubieten. Die VoKo 
war jedoch der Ansicht, die Baumassenziffer reiche für die Steuerung 
der Überbauungsdichte aus. 
Anträge um Festlegung einer Mindestdichte wurden in der VoKo abge-
lehnt. 

Abs. 3 PBG später vollständig ver-
glast oder mit Elementen ausge-
stattet, die man schliessen kann, ist 
ihr Volumen neu an die Baumas-
senziffer anzurechnen. Eine andere 
Auslegung macht keinen Sinn, an-
dernfalls Umgehungen nicht zu ver-
hindern wären. Gleiches gilt im Üb-
rigen bereits heute bei der Berech-
nung der Ausnützungsziffer (Art. 61 
BauG). Bei der Umwandlung von 
ursprünglich nicht anrechenbaren 
Geschossflächen zu anrechenba-
ren Geschossflächen sind diese an 
die Ausnützungsziffer anzurech-
nen. 
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Die VoKo beantragte für die Fassung von Art. 87 Abs. 3 E-PBG eine Lo-
ckerung. Diese Bestimmung sah vor, dass nur die Volumina offener Ge-
bäudeteile, die weniger als zur Hälfte durch Abschlüsse, wie Wände, 
umgrenzt sind, nicht ans Bauvolumen angerechnet werden. Diese an 
der IVHB ausgerichtete Definition des E-PBG wurde von der VoKo als 
zu restriktiv erachtet. Die Volumina offener Gebäudeteile sollten gene-
rell nicht zur Berechnung der Baumassenziffer angerechnet werden. 
Dies rechtfertige sich, weil heute vermehrt Gebäude als kompakte Kör-
per mit rückspringenden Balkonen gebaut würden. Die Fassung von 
Abs. 3 E-PBG erschwere eine solche kompakte Bauweise und lasse 
Spielraum für Umgehungen. 
Weiter beantragte die VoKo eine Streichung von Art. 87 Abs. 4 E-PBG. 
Diese Bestimmung sah für den Fall vor, dass die Konstruktion von Aus-
senwand und Dach aufgrund der Wärmedämmung stärker als 35 cm 
wird, diese für die Berechnung der Baumassenziffer nur bis höchstens 
35 cm berücksichtigt wird. Stattdessen entschied sich die VoKo, 
Art. 109 E-PBG (Ausnahmebewilligung) um einen neuen Art. 3 zu er-
gänzen, um nachträgliche Wärmedämmungen von Dach und Aussen-
wänden im Ausnahmerecht bewilligen zu können, falls dadurch die zu-
lässige Baumassenziffer überschritten würde. Art. 109 Abs. 3 E-PBG 
entspricht Art. 108 Abs. 3 PBG. 

88 Anrechenbare 
Grundstücksfläche 

61 Wesentliche Neuerungen 
Nach Abs. 1 gilt als anrechenbare Grundstücksfläche die von der Bau-
eingabe erfasste Grundstücksfläche (im Baugebiet und innerhalb ver-
markter Grenzen), soweit diese Fläche nicht bereits früher beansprucht 
wurde. Die Ermittlung der anrechenbaren Grundstückfläche entspricht 
weitgehend der bisherigen Regelung von Art. 61 Abs. 3 BauG. 
Zur öffentlichen Strasse im Sinn von Abs. 2 gehören nicht nur die Ver-
kehrsflächen, sondern auch die ihr dienenden Anlagen (vgl. Art. 3 StrG). 
Somit kann weiterhin der gesamte Boden zur anrechenbaren Grund-
stückfläche gerechnet werden, der für die Bestandteile der öffentlichen 
Strasse abgetreten wird (Strassenkörper einschliesslich Kunst- und  
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Schutzbauten wie Bankette, Böschungen oder Geh-, Fuss- und Rad-
wege). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

89 Nutzungsübertra-
gung 

63 Wesentliche Neuerungen 
Das geltende Recht lässt in Art. 63 BauG Nutzungsübertragungen "aus-
nahmsweise" zu, wobei es sich dabei aber nicht um eine eigentliche 
Ausnahmebewilligung im Sinn von Art. 77 BauG handelte. Weil solche 
Übertragungen in der Praxis häufig vorkommen, sind sie neuerdings 
grundsätzlich nicht mehr ausnahmsweise, sondern immer zulässig, so-
fern die Voraussetzungen von Abs. 1 Bst. a (gleiche Nutzungszone), 
Bst. b (schriftlicher Verzicht) und Bst. c (keine entgegenstehenden öf-
fentlichen oder schutzwürdigen privaten Interessen) kumulativ erfüllt 
sind. 
Entgegenstehende öffentliche Interessen sollen gemäss Botschaft 
(S. 76) z.B. das Orts-, Quartier- oder Landschaftsbild sein. Entgegenste-
hende schutzwürdige Privatinteressen sollen allenfalls das Interesse an 
einer unerwünschten Baudichte bzw. das Interesse an einer uner-
wünschten Konzentration der Bausubstanz in einem bestimmten Be-
reich des Grundstücks sein. Die neu vorgesehene Berücksichtigung der 
Nachbarinteressen ist gerechtfertigt, weil die Regelbauvorschriften stark 
reduziert werden und neu nur noch Gesamthöhe, Grenzabstand und 
Gebäudeabstand zwingend vorgeschrieben sind. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde beantragt, aus Abs. 1 Bst. c die "schutzwürdigen pri-
vaten Interessen" heraus zu streichen; der Antrag wurde nach kurzer 
Diskussion wieder zurückgezogen. 

Solange die Regelbauvorschriften 
eingehalten sind und die Nutzungs-
übertragung direkt vom unmittelbar 
angrenzenden Grundstück aus er-
folgt, ist die in der Botschaft ge-
nannte "unerwünschte Baudichte" 
oder die "unerwünschte Konzentra-
tion der Bausubstanz in einem be-
stimmten Bereich des Grund-
stücks" nicht vorstellbar, weil die im 
BauR vorgeschriebene Gesamt-
höhe sowie der Grenz- und Gebäu-
deabstand sowieso immer einge-
halten werden müssen. Gleiches 
gilt für das Orts-, Quartier- oder 
Landschaftsbild. Dieses kann 
kein einer Nutzungsübertragung 
entgegenstehendes öffentliches In-
teresse darstellen, solange die Re-
gelbauvorschriften eingehalten 
sind und die Nutzungsübertragung 
direkt vom unmittelbar angrenzen-
den Grundstück aus erfolgt (von 
dem ja jederzeit auch eine Anpar-
zellierung eines Grundstückteils 
möglich wäre). Andernfalls wäre es 
Aufgabe der Gemeinde, entweder 
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die höchzulässigen Regelbauvor-
schriften im BauR von vornherein 
auf ein ortsbildverträgliches Mass 
zu begrenzen oder für ein konkret 
bezeichnetes Gebiet Gestaltungs- 
oder Einordnungsvorschriften nach 
Art. 99 Abs. 2 PBG zu erlassen.  

90 Abstände - Gewäs-
serabstand 

59 Wesentliche Neuerungen 
Im PBG ist keine Unterscheidung mehr zwischen den verschiedenen 
Gewässerarten vorgesehen. 
Abs. 1: Die Gemeinde legt den Gewässerraum gemäss Bundesrecht in 
der kommunalen Nutzungsplanung fest (mit SNP [Baulinie] oder überla-
gernder Schutzzone). Darüber hinaus regelt das Bundesrecht, was (na-
mentlich bezüglich des Umfangs der Bestandesgarantie und der Ge-
währung von Ausnahmebewilligungen) innerhalb des festgelegten Ge-
wässerraums baulich und bezüglich Bodenbewirtschaftung zulässig ist. 
Bis zur definitiven Festlegung des Gewässerraums gilt der übergangs-
rechtliche Gewässerabstand gemäss Bundesrecht. 
Abs. 2: Wird auf die Festlegung des Gewässerraums gemäss 
Art. 41a Abs. 5 und 41b Abs. 4 GSchV verzichtet, gilt für Bauten und 
Anlagen in der Bauzone ein beidseitiger Bauabstand von 5 m.  
Abs. 3: Die Unterschreitung nur des Abstands nach Abs. 2 ist möglich. 
Dafür ist keine Ausnahmebewilligung nach Art. 108 PBG nötig; es müs-
sen also keine besonderen Verhältnisse vorliegen. Es besteht vielmehr 
ein Anspruch auf Unterschreitung, wenn kumulativ die Hochwassersi-
cherheit gewährleistet ist (Bst. a), der Zugang und die ungehinderte Zu-
fahrt zum Gewässer für den Unterhalt sichergestellt oder nicht erforder-
lich sind (Bst. b) und keine ökologischen Interessen entgegenstehen 
(Bst. c). 
Abs. 4: Der Zustimmung der zuständigen kantonalen Stelle bedür-
fen Baubewilligungen im Gewässerraum (Bst. a) und die Unterschrei-
tung des Abstands nach Abs. 3 (Bst. b).  

Art. 90 PBG ist die kantonale Zu-
ständigkeitsnorm für die Ausschei-
dung des Gewässerraums gemäss 
Bundesrecht (vgl. Art. 41a GSchV 
[Fliessgewässer] und 41b GSchV 
[stehende Gewässer]). Die Margi-
nalie "Gewässerabstand" von 
Art. 90 PBG greift deshalb zu kurz. 
Art. 90 Abs. 1 PBG gilt gleicher-
massen für Fliessgewässer und für 
stehende Gewässer, auch wenn in 
der Botschaft und in der parlamen-
tarischen Beratung stets nur der 
Gewässerraum der Fliessgewässer 
Anlass zur Diskussion gab. 
  
Der beidseitige Abstand von 5 m 
gemäss Abs. 2 gilt dagegen ledig-
lich gegenüber eingedolten und 
künstlich angelegten Fliessgewäs-
sern im Sinn von Art. 41a Abs. 5 
GSchV, nicht aber für stehende 
Gewässer im Sinn von Art. 41b 
Abs. 4 GSchV, weil bei stehenden 
Gewässern von vornherein kein 
beidseitiger Abstand eingehalten 
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Parlamentarische Beratung 
Art. 91 Abs. 2 E-PBG sah gegenüber dem Gewässerraum und gegen-
über Gewässern, bei denen auf die Festlegung des Gewässerraums 
verzichtet wurde, für Bauten und Anlagen einen beidseitigen Abstand 
von 5 m vor. Die VoKo beantragte, diesen kantonalen Abstand gegen-
über dem Gewässerraum zu streichen. Ihrer Meinung nach könne der 
Hochwasserschutz und die Zugänglichkeit zum Gewässerraum für den 
Unterhalt individuell ohne einen zusätzlichen kantonalen Gewässerab-
stand zum Gewässerraum ausreichend sichergestellt werden. Der KR 
wies Art. 91 Abs. 2 E-PBG an die VoKo zurück, weil nicht verständlich 
wurde, was die Regierung mit dem zusätzlichen Bauabstand gegenüber 
dem Gewässerraum bezwecken wollte. Willi Haag erklärte in der VoKo, 
mit dem beidseitigen Bauabstand von 5 m sei für den Hochwasser-
schutz und die Zugänglichkeit statt einer individuellen eine schemati-
sche Festlegung vorgesehen. Bei der Beurteilung im Einzelfall bestehe 
jedoch der Anspruch auf Reduktion, wenn Unterhalt, Hochwasserschutz 
und ökologische Anliegen auch ohne diesen zusätzlichen Abstand si-
chergestellt seien. Die Gesuche könnten dann situativ beurteilt werden, 
im Extremfall könne der Abstand dabei auch auf 0 reduziert werden. Da-
mit wäre man schneller und einfacher am Ziel, als wenn man diesen Ab-
stand gemäss strenger bundesrechtlicher Regelung in jedem Einzelfall 
individuell einzeln festlegen müsse. Bis dies der Fall sei, würden zudem 
die strengen übergangsrechtlichen Bestimmungen gelten. Trotz dieser 
Erklärung und den damit mutmasslich zusammenhängenden zahlrei-
chen Rechtsmittelverfahren strich die VoKo auch beim zweiten Durch-
gang den zusätzlichen kantonalen Gewässerabstand gegenüber dem 
Gewässerraum mit der Begründung, die Vorgaben des Bundes für die 
Festlegung des Gewässerraums unter Berücksichtigung des Hochwas-
serschutzes, der Zugänglichkeit und der Ökologie seien ausreichend. 
Deshalb bestehe keine Notwendigkeit für einen zusätzlichen kantonalen 
Gewässerabstand. Der Antrag der VoKo wurde in der zweiten Lesung 
vom KR kommentarlos gebilligt. 

werden kann.  
  
Die "Ausnahmebewilligung" nach 
Abs. 3 – es handelt sich dabei um 
keine eigentliche Ausnahmebewilli-
gung im Sinn von Art. 108 PBG – 
ist nur auf die Tatbestände von 
Abs. 2, also auf den kantonalen 
Gewässerabstand von 5 m an-
wendbar, nicht aber auf Abs. 1, weil 
in Bezug auf den dort genannten 
Gewässerraum das Bundesrecht 
abschliessend regelt, in welchen 
Fällen Ausnahmebewilligungen er-
teilt werden können. 
 
Nach Art. 90 Abs. 4 Bst. a PBG be-
dürfen Baubewilligungen im Ge-
wässerraum der Zustimmung der 
zuständigen kantonalen Stelle 
(AREG gemäss Art. 8 PBV). Or-
dentlich – d.h. ohne Ausnahmebe-
willigung – dürfen im Gewässer-
raum allerdings nur standortgebun-
dene, im öffentlichen Interesse lie-
gende Anlagen wie Fuss- und 
Wanderwege, Flusskraftwerke oder 
Brücken bewilligt werden. Obwohl 
im Gesetz nicht ausdrücklich er-
wähnt, bedürfen selbstverständlich 
nicht nur solche ordentlichen Bau-
bewilligungen, sondern auch Aus-
nahmebewilligungen vom definitiv 
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ausgeschiedenen wie auch vom bis 
dahin noch übergangsrechtlich gel-
tenden Gewässerraum der Zustim-
mung des AREG, weil erst eine sol-
che Ausnahmebewilligung die Er-
teilung der Baubewilligung möglich 
macht. Bei diesen Ausnahmebewil-
ligungen handelt es sich indessen 
nicht um solche nach Art. 108 PBG, 
sondern um Ausnahmebewilligun-
gen nach Art. 41c Abs. 1 zweiter 
Satz Bst. a bis d GSchV. Das Bun-
desrecht regelt in dieser Verord-
nungsbestimmung abschliessend, 
in welchen Fällen Ausnahmebewilli-
gungen erteilt werden können. 
  
Nach Art. 41b GSchV ist der Ge-
wässerraum von stehenden Ge-
wässern ab der Uferlinie zu mes-
sen. Weder im PBG noch in der 
PBV wurde diese jedoch festgelegt. 
  
Der Gewässerraum kann – entge-
gen der Botschaft (S. 76) – nicht 
mit einer Freihaltezone im Sinn von 
Art. 16 PBG festgelegt wer-
den. Dies deshalb, weil das Bun-
desrecht abschliessend regelt, wel-
che Nutzungen im Gewässerraum 
zulässig sind. Demgegenüber wä-
ren nach Art. 16 Abs. 2 PBG in 
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Freihaltezonen innerhalb und aus-
serhalb der Bauzonen auch Bauten 
und Anlagen zulässig, die dem 
Zweck der Freihaltezone dienen 
(welcher von der Gemeinde im 
Rahmennutzungsplan festzulegen 
ist) oder die standortgebunden 
sind. 
 
Entgegen der früheren Rechtspre-
chung des Baudepartementes gilt 
künftig für bestehende (ursprüng-
lich rechtmässig erstellte) Bauten 
und Anlagen innerhalb des Gewäs-
serraums neben der Bestandesga-
rantie auch die Erweiterungs- und 
Wiederaufbaugarantie nach 
Art. 109 f. PBG. Dies liegt indessen 
nicht am Inkrafttreten des PBG, 
sondern an der neueren bundesge-
richtlichen Rechtsprechung (Urteil 
des Bundesgerichtes 1C_473/2015 
vom 22. März 2016 Erw. 4). Das 
Bundesgericht erwog in diesem Ur-
teil, dass sich der Bestandesschutz 
von Bauten und Anlagen im Ge-
wässerraum innerhalb der Bauzone 
primär nach kantonalem Recht 
richte, wobei die Kantone einen 
Spielraum genössen (s. hiezu BDE 
Nr. 101/2020 vom 27. Oktober 
2020 Erw. 5.2). Problematisch an 
dieser neuen bundesgerichtlichen 
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Rechtsprechung ist, dass das Bun-
desgericht darin lediglich eine Will-
kürprüfung in Bezug auf die Ausle-
gung der kantonalgesetzlichen Re-
gelung vornahm. Diese Bestim-
mung (Kanton SZ) sah für Bauten 
und Anlagen innerhalb der 
Bauzone die Bestandes- und Wie-
deraufbaugarantie (im früheren 
Umfang) ausdrücklich vor. Das 
Bundesgericht erwog, die Ausle-
gung des VerwG, die im Rahmen 
des zu beurteilenden Wiederauf-
baus zusätzlich geplante Erweite-
rung führe zu einer massiven Er-
weiterung des Bestehenden und 
sei deshalb unzulässig, sei nicht 
willkürlich. Die Prüfungsbefugnis 
des Bundesgerichtes bei der Ausle-
gung kantonalen Rechts ist auf 
Willkür beschränkt. Allerdings hätte 
das Bundesgericht vor dieser Will-
kürprüfung eigentlich mit voller 
Rechtskontrolle beurteilen müssen, 
ob diese kantonale Wiederaufbau-
garantie überhaupt mit Bundes-
recht vereinbar ist oder zu einer 
Aushöhlung der bundesrechtlichen 
Vorschriften über den Gewässer-
raum führt. Nachdem das Bundes-
gericht dazu im Urteil kein Wort 
verliert, ist im Umkehrschluss wohl 
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davon auszugehen, dass es kanto-
nalrechtliche Bestimmungen, die an 
rechtswidrigen Bauten Erweiterun-
gen zulassen oder gar deren Wie-
deraufbau vorsehen, als mit den 
bundesrechtlichen Vorschriften 
über den Gewässerraum vereinbar 
betrachtet. 

Für Bauten und Anlagen im Ge-
wässerraum ausserhalb der Bauzo-
nen hatte das Bundesgericht be-
reits mit Urteil 1C_345/2014 vom 
17. Juni 2015 bestimmt, dass sich 
der Bestandesschutz nach der Be-
stimmung von Art. 24c RPG richtet. 
Neuerdings hat das Bundesgericht 
aber diesbezüglich wieder eine Än-
derung seiner Rechtsprechung voll-
zogen. In BGE 146 II 304 wird aus-
geführt, dass Art. 24c RPG lediglich 
Ausnahmen vom Erfordernis der 
Zonenkonformität erlaube. Bauten 
im Gewässerraum seien aber ge-
wässerschutzrechtlich widerrecht-
lich, und zwar unabhängig davon, 
ob sie in der Landwirtschaftszone 
zonenkonform oder zonenwidrig 
seien. Dementsprechend fehle eine 
raumplanungsrechtliche Regelung 
für zonenkonforme Bauten im Ge-
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wässerraum. Mangels einer gesetz-
lichen Regelung gelte deshalb nur 
der aus der Eigentumsgarantie und 
dem Vertrauensschutz abgeleitete 
verfassungsrechtliche Besitz-
standsschutz. Dieser umfasse den 
Bestand, die Weiternutzung und 
den Unterhalt von Bauten. Zulässig 
sein dürften – unter Berücksichti-
gung des Normzwecks und des 
Verhältnismässigkeitsprinzips – 
auch Umbauten, welche die Funkti-
onen des Gewässerraums nicht be-
rührten, wie die im Entscheid 
1C_345/2014 vom 17. Juni 2015 
streitige Installation von Solarzellen 
auf einer bestehenden Baute (diese 
sei heute nach Art. 18a Abs. 1 RPG 
in der Regel sogar ohne Baubewilli-
gung zulässig). Dagegen dürften 
zonenwidrige Bauten ausserhalb 
der Bauzone im Gewässerraum 
weder erweitert noch wiederaufge-
baut werden, weil dadurch der ge-
wässerrechtswidrige Zustand ver-
stärkt und über die Lebensdauer 
der ursprünglich bewilligten Baute 
hinaus perpetuiert würde. 

91 Waldabstand 58 Wesentliche Neuerungen 
Das Bundesrecht schreibt einen angemessenen Mindestabstand der 
Bauten und Anlagen vom Waldrand zwingend vor. Die Regelung über-
nimmt im Wesentlichen das geltende Recht. Insbesondere wird der 
Waldabstand weiterhin ab Stockgrenze gemessen, mit anderen Worten  
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ab der Verbindungslinie von Stockmitte zu Stockmitte der Randbäume 
und Randsträucher. 
Neu müssen leicht befestigte Naturstrassen einen Abstand von 2 m ab 
Stockgrenze einhalten (vorher kein Abstand, falls kein Aushub nötig 
war). Dabei wird in der Regel zum Waldareal ein Waldsaum von zwei 
Metern hinzugerechnet. Beim Waldsaum handelt es sich um wertvollen 
Boden, der mit dem um zwei Meter ausgedehnten Waldareal geschont 
wird.  
Als Strassen gelten auch Wege und Plätze. 
Ansonsten übernimmt die Regelung das geltende Recht. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

92 Grenzabstand 56 Wesentliche Neuerungen 
Es gilt nach Abs. 1 allseits der gleiche Grenzabstand. Es gibt also kei-
nen grossen Grenzabstand mehr. 
Abs. 2 entspricht weitgehend der Bestimmung von Art. 56 Abs. 2 zwei-
ter Satz BauG.  
Neu kann die Gemeinde nach Abs. 3 für Bauten innerhalb einer Zone, 
wo ein grösserer Bedarf nach Verdichtung besteht, andere Masse für 
den Grenzabstand festlegen als gegenüber Grundstücken in anderen 
Zonen.  
 
Parlamentarische Beratung 
Art. 93 Abs. 1 E-PBG bot den Gemeinden noch die Möglichkeit, neben 
dem kleinen auch einen grossen Grenzabstand festzulegen. Die VoKo 
war demgegenüber der Ansicht, der grosse Grenzabstand legitimiere 
sich neben städtebaulichen Gründen vor allem aus wohnhygienischen 
Überlegungen. Vor dem Hintergrund der breit geforderten inneren Ver-
dichtung wie auch mit Blick auf das generelle Bestreben, dem Bauherrn 
eine grössere Verantwortung zuzugestehen, sei auf die Festlegung ei-
nes grossen Grenzabstands künftig zu verzichten.   

Andere Masse für die Grenzab-
stände (für Bauten innerhalb einer 
Zone) im Sinn von Abs. 3 sind von 
der Gemeinde im BauR selbst oder 
im SNP festzulegen; es ist nicht zu-
lässig, diese erst im Baubewilli-
gungsverfahren zu bestimmen. 
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Hinweis 
In der Referendumsvorlage wurde (fälschlicherweise) noch zwischen ei-
nem grossen und dem kleinen Grenzabstand unterschieden. 

93 Gebäudeabstand 57 Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1: Die Regelung entspricht weitgehend den bisherigen Bestimmun-
gen des BauG (Summe der für die beiden Gebäude vorgeschriebenen 
Grenzabstände). Demnach gilt als Gebäudeabstand die kürzeste Entfer-
nung zwischen zwei Fassaden. Allerdings wird nun einheitlich festge-
legt, dass der Gebäudeabstand der Summe der für die beiden Gebäude 
vorgeschriebenen Grenzabstände entspricht. Damit wird insbesondere 
auch Art. 98 Abs. 2 Rechnung getragen, wonach keine den Bauvor-
schriften widersprechende Verhältnisse geschaffen werden dürfen. Wür-
den Gebäudeabstände festgelegt, welche geringer sind als die Summe 
der vorgeschriebenen Grenzabstände, so käme es bei Grundstückstei-
lungen regelmässig zu einer Verletzung der massgebenden Grenzab-
stände. Dies hätte zur Folge, dass entsprechende Grundstücksteilungen 
nicht mehr zulässig wären. 
Abs. 2: Steht auf dem Nachbargrundstück ein Gebäude mit einem gerin-
geren als dem vorgeschriebenen Grenzabstand, genügt anstelle des 
Gebäudeabstands die Einhaltung des Grenzabstands, wenn keine wich-
tigen öffentlichen Interessen entgegenstehen. Die Beeinträchtigung der 
Interessen muss sowohl subjektiv wie objektiv erheblich sein. So ist in 
der Regel hinzunehmen, dass ein Neubau gegenüber einem benach-
barten Altbau lediglich den Grenz-, nicht aber den Gebäudeabstand ein-
hält. Im BauG waren allgemein wichtige Interessen, also auch die priva-
ten zu berücksichtigen.  
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  
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94 Abstände von Kleinbauten 
und Anbauten 

Wesentliche Neuerungen 
Das BauG hat die Klein- (bzw. Neben-) und Anbauten und deren Ab-
stände nicht definiert. Art. 94 bestimmt neu für alle Gemeinden, dass mit 
Zustimmung des benachbarten Eigentümers bis an die Grenze gebaut 
werden darf. 
Kann eine Kleinbaute oder Anbaute mit schriftlicher Zustimmung mit ei-
nem verringerten Abstand oder an die Grenze gestellt werden, heisst 
dies nicht automatisch, dass beide Grundeigentümer dieses Recht ha-
ben. Es empfiehlt sich dementsprechend, die schriftliche Zustimmungs-
erklärung so zu formulieren, dass das entsprechende Recht gegenseitig 
eingeräumt wird.  
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Mit schriftlicher Zustimmung des 
Nachbarn können Kleinbauten und 
Anbauten "bis" an die Grenze ge-
stellt werden. Es kommt auf den 
genauen Wortlaut der Vereinba-
rung an. "Bis" an die Grenze be-
deutet jedenfalls nach dem klaren 
Wortlaut des Gesetzes nicht auto-
matisch, dass die Bauten auch 
"auf" die Grenze gestellt werden 
müssen. Dabei können Private je-
den erdenklichen Abstand mitei-
nander vereinbaren; vorbehalten 
bleibt Art. 79 Abs. 3 PBG (Feuer-
schutz). 

95 Abstandsfreie Ge-
bäude und Gebäu-
deteile 

56 Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1: Unterirdische Gebäude und Gebäudeteile können auch weiter-
hin bis an die Grenze gestellt werden. Vorbehalten bleiben andere Re-
gelungen im Nutzungsplan. Die Bestimmungen zum Gewässerraum und 
die Waldabstandsvorschriften sind einzuhalten. 
Als unterirdisch gelten gemäss Botschaft jene Gebäude oder Gebäude-
teile, die vollständig überschüttet sind, d.h. wenn mit Ausnahme von Zu-
gängen und Zufahrten keine Gebäude oder Gebäudeteile sichtbar sind.  
Abs. 2: Oberirdische Gebäude und Gebäudeteile, die das massgebende 
oder tiefer gelegte Terrain höchstens um 0,5 m überragen, halten einen 
Abstand von wenigstens 0,5 m zur Grenze ein. Mit schriftlicher Zustim-
mung des Nachbarn können sie bis an die Grenze gebaut werden. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

96 Bauweise und Terrain - Bau-
weise 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 sieht die offene Bauweise vor, soweit der Nutzungsplan keine 
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geschlossene Bauweise vorschreibt. D.h. allseitig freistehende Bauten 
und die Grenzabstände sind auf allen Seiten einzuhalten. Das Bauen 
bis an die Grenze ist abgesehen von Klein- und Anbauten (Art. 94 PBG) 
sowie von abstandsfreien oberirdischen Gebäuden und Gebäudeteilen 
(Art. 95 PBG) nicht möglich. 
Nach Abs. 2 ist der Zusammenbau über die Grenze bis zur höchsten 
zulässigen Gebäudelänge oder Gebäudebreite gestattet. Die geschlos-
sene Bauweise findet sich vorwiegend in Kernzonen; sie wird mitunter 
aber auch im Rahmen von SNP festgelegt. Ist kein Maximalmass fest-
gelegt, so gibt es für den Zusammenbau über die Grenze keine Ein-
schränkungen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

97 Terrainveränderun-
gen 

 
Wesentliche Neuerungen 
Das PBG sieht eine Vereinheitlichung der unterschiedlichen Abgra-
bungs- und Aufschüttungsvorschriften in den BauR vor. 
Nach Abs. 1 sind Abgrabungen höchstens bis zum zulässigen Mass un-
ter das massgebende Terrain (Art. 78 PBG) erlaubt. Von der Abgra-
bungsbeschränkung sind Haus- und Kellerzugänge, Gartenausgänge 
sowie Zufahrten ausgenommen. Bei der Festlegung des zulässigen Ab-
grabungsmasses ist zu beachten, dass ein Bezug zur Fassadenhöhe 
(Art. 86 PBG) besteht, da diese auf das massgebende Terrain (Art. 78 
PBG) und nicht auf das gestaltete Terrain abstellt. Je grösser das Ab-
grabungsmass ist, desto ausgeprägter kann die Fassade in Erschei-
nung treten.  
  
Abs. 2 verlangt, dass Aufschüttungen dem massgebenden Terrain (Art. 
78 PBG) angepasst werden und Stützmauern und Böschungen einen 
Abstand zur Grenze einzuhalten haben.  
Nach Abs. 3 bleibt es Sache der Gemeinden, das höchtzulässige Ab-
grabungsmass und den Grenzabstand von Stützmauern und Böschun-
gen festzulegen, wobei je nach Zonenarten oder bestimmten Teilen des 

Die Bestimmung von Abs. 2, wo-
nach Aufschüttungen dem "mass-
gebenden Terrain" (Art. 78 Abs. 1 
PBG), also i.d.R. dem natürlichen 
Geländeverlauf, anzupassen sind, 
gab es im früheren BauG nicht. Sie 
stellt eine kantonalgesetzliche Ge-
staltungsvorschrift dar, die - anders 
als nach Art. 93 Abs. 4 BauG - für 
das ganze Gemeindegebiet gilt und 
über das Verunstaltungsverbot (Art. 
99 Abs. 1 PBG) hinausgeht.  
  
Die Gemeinde darf bzw. muss nach 
Abs. 3 im kommunalen Nutzungs-
plan nur das Mass für Abgrabun-
gen (Abs. 1) und den Abstand von 
Stützmauern sowie Böschun-
gen zur Grenze (Abs. 2 Satz 2) 
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Gebiets unterschiedliche Masse festgelegt werden können. 
Nach Abs. 4 können - analog der Bestimmung bei Klein- und Anbauten 
(Art. 94 PBG) - auch Stützmauern und Böschungen mit schriftlicher Zu-
stimmung des Nachbarn an die Grenze gestellt werden. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

festlegen. Für Aufschüttungen 
(Abs. 2 Satz 1) dürfen dagegen im 
Nutzungsplan keine Masse festge-
legt werden. Eine andere Ausle-
gung hätte zur Folge, dass das 
PBG zu einer Verschärfung gegen-
über dem BauG führte, was nicht 
Wille des Gesetzgebers war.  

98 Teilung von Grund-
stücken 

56; 
62; 
63bis; 
64 

Wesentliche Neuerungen 
Die Teilung von Grundstücken führt häufig zu Abstandsunterschreitun-
gen oder Nutzungsüberschreitungen. Zudem kann durch eine Parzellie-
rung die erforderliche Erschliessung wegfallen. Diesem Problembereich 
widmen sich im geltenden Recht verschiedene Bestimmungen. Die 
neue Regelung fasst die bestehenden Vorschriften vereinfacht zusam-
men. Materiell findet keine Änderung statt.  
In Abs. 1 wird klargestellt, dass das Grundbuchamt die Baubehörde zu 
benachrichtigen hat, wenn ein ganz oder teilweise überbautes Grund-
stück geteilt werden soll. 
 
Parlamentarische Beratung 
keine Wortmeldungen  

99 Einordnung und Ge-
staltung - Grundsatz 

93 Wesentliche Neuerungen 
Das Verunstaltungsverbot wird neu im Kapitel Baupolizeirecht geregelt 
(im BauG im Kapitel Natur- und Heimatschutz). Materiell bleibt im We-
sentlichen alles beim Alten, so ist beispielsweise das Verunstaltungsver-
bot auch weiterhin auf störende Ablagerungen wie Lagerplätze für aus-
rangierte Möbel oder Fahrzeuge anwendbar. 
Abs. 2 sieht vor, dass die Gemeinde für Kern- und Schutzzonen sowie 
für weitere konkret bezeichnete Gebiete vorschreiben kann, dass Bau-
ten und Anlagen so gestaltet und eingeordnet werden, dass mit der Um-
gebung zusammen eine gute Gesamtwirkung entsteht. Ausserhalb von 
Kern- und Schutzzonen besteht kein generelles öffentliches Interesse 

Abs. 1 begründet einen Umge-
bungsschutz für Baudenkmäler, 
worunter nach dem klaren Wortlaut 
des Gesetzes (Art. 115 Bst. g PBG) 
auch geschützte Ortsbilder fal-
len. Im Unterschied zur bisherigen 
Regelung, die keinen Umgebungs-
schutz für geschützte Ortsbilder 
kannte, sondern diesen nur auf ge-
schützte Einzelobjekte anwandte, 
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an einer guten Einfügung. In den weiteren konkret bezeichneten Gebie-
ten kann die erhöhte Gestaltung deshalb nur dann verlangt werden, 
wenn es die Rücksichtnahme auf das Orts- und Landschaftsbild erfor-
dert (z.B. Einfamilienhauszone am Hang). Die gute Gestaltung 
kann nicht bloss für bereits überbautes Gebiet, sondern auch für Flä-
chen verlangt werden, die erst noch überbaut werden sollen. Die Ge-
meinde kann jedoch einzig eine "gute Gesamtwirkung" verlangen. Was 
diese umfasst, ist mit Bezug auf die konkrete Situation festzulegen. Für 
die Beurteilung können die Gemeinden Fachausschüsse einsetzen. 
Verschiedene bisher geregelte Sonderfälle des Verunstaltungsverbots 
werden mit dem neuen Recht hinfällig: Abbauzonen werden neu nur 
noch im Rahmen von SNP bewilligt, worin auch die Geländegestaltung 
geregelt wird. Nicht mehr separat geregelt werden auch Reklamen und 
Antennen. Dafür können die Gemeinden nicht standortgebundene Mo-
bilfunkantennen in den Wohnzonen neu generell verbieten (Art. 12 Abs. 
2 Bst. b PBG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Ratslinke versuchte, die Anforderungen an die Gestaltung zu erhö-
hen, was von der Ratsmehrheit abgewiesen wurde. 

ist deshalb neu von einem Umge-
bungsschutz auch bei geschützten 
Ortsbildern auszugehen.  
  
Die Gemeinde kann Art. 99 Abs. 2 
PBG im Baubewilligungsverfahren 
unmittelbar anwenden. Gebiete 
nach Abs. 2 müssen allerdings vor-
gängig im Zonenplan bezeichnet 
worden sein. Die gute Gesamtwir-
kung muss zusammen mit der Um-
gebung gegeben sein.  

100 Anreize für besonders hoch-
wertige Gestaltung 

Wesentliche Neuerungen 
Die Gemeinde kann im BauR Anreize für die besonders hochwertige 
Gestaltung von Bauten und Anlagen oder für die Durchführung von 
Wettbewerbsverfahren vorsehen. Derartige Anreize können für Bauten 
auf dem gesamten Gemeindegebiet geschaffen werden. 
Die Gemeinde ist grundsätzlich frei, Art und Mass des Anreizes festzu-
legen. Konkret kann eine Gemeinde etwa eine gegenüber den Regel-
bauvorschriften höhere Baumassenziffer erlauben. Die zulässigen An-
reize sind allerdings in der Nutzungsplanung genauer zu umschreiben. 
Dabei sind folgende Leitfragen zu beantworten: 
In welchen Gebieten bestehen besondere Anreize? 
Wie hoch sind sie bewertet? 
Welche Voraussetzungen sind für die Gewährung zu erfüllen? 
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Wer entscheidet über die Gewährung von Anreizen? 
Durch den zwingenden Vermerk in der Nutzungsplanung untersteht die 
Anreizregelung dem fakultativen Referendum. Dieser Referendumsvor-
behalt setzt dem Handlungsspielraum der Gemeinde angesichts der be-
trächtlichen finanziellen Werte einzelner Anreize zweckmässige Gren-
zen. Es liegt abschliessend am Stimmbürger zu entscheiden, wie ein 
kommunales Anreizsystem ausgestaltet wird. Das Ausmass der höchs-
ten Nutzung ist im BauR festzulegen. "Höheres Nutzungsmass" meint, 
dass die bodenpreisbestimmende Grundstücksausnutzung erhöht wird 
(z.B. durch einen Nutzungsbonus oder durch eine grössere Gesamt-
höhe). 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte die vollständige Streichung, die Regierung die Bei-
behaltung dieses Artikels. Letztere erachtete es allerdings nicht – wie 
noch in Art. 101 Abs. 2 E-PBG vorgesehen – als erforderlich, dass für 
die Gewährung eines höheres Nutzungsmasses ein Bericht eines Fach-
organs zur besonders hochwertigen Gestaltung eingeholt oder ein Ar-
chitekturwettbewerb durchgeführt werde. Die Gemeinden sollten über 
solche Vorgaben in eigener Kompetenz entscheiden können. Der KR 
folgte der Regierung. Die ursprünglich vorgesehene Pflicht, für die Ge-
währung eines Anreizes für eine besonders hochwertige Gestaltung ei-
nen Fachbericht einzuholen oder einen Architekturwettbewerb durchzu-
führen, wurde fallen gelassen. 

101 Technische Anfor-
derungen - Sicher-
heit 

52 Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung entspricht dem geltenden Recht. Bauten und Anlagen 
müssen demnach sowohl während der Erstellung als auch während der 
Dauer des Bestands der für ihren Zweck notwendigen Festigkeit ent-
sprechen (insbesondere hinsichtlich Fundation, Konstruktion, Material 
und Sicherung von Baugruben). Ebenso sind die anerkannten Regeln 
der Baukunde einzuhalten. Bauten und Anlagen dürfen weder bei ihrer 
Erstellung noch durch ihren Bestand Personen oder Sachen gefährden. 

Im PBG gibt es keine Hygienevor-
schriften mehr wie in Art. 53 BauG 
(namentlich in Bezug auf sanitäre 
Anlagen, Raum- und Fenstergrös-
se, Besonnung, Belichtung, Belüf-
tung, Trockenheit und Lärmschutz). 
Es fragt sich deshalb, ob Art. 101 
PBG als gesetzliche Grundlage für 
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Dieses Gebot beinhaltet insbesondere die hinreichende Sicherheit ge-
gen Absturzgefahren. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

den Erlass von solchen Vorschrif-
ten dienen kann. Dem ist aber nicht 
so (vgl. dazu Bemerkungen zu 
Art. 79 PBG). 

102 Zugänglichkeit für 
Menschen mit Be-
hinderung 

55; 
55ter; 
55bis 

Wesentliche Neuerungen 
Das BehiG ist nur ein Rahmengesetz. Es beschränkt sich hinsichtlich 
der Beseitigung baulicher Hindernisse grundsätzlich darauf, allgemeine 
Voraussetzungen festzulegen. Die Bestimmungen erfordern eine Um-
setzung im PBG. 
Die neue Regelung übernimmt im Wesentlichen die bereits heute in 
Art. 55 ff. BauG vorgesehenen Ausführungsbestimmungen zum Bun-
desrecht. Allerdings ist neu der Bau oder die Erneuerung von MFH be-
reits ab vier Wohnungen nach den Grundsätzen des anpassbaren Woh-
nungsbaus zu auszuführen. Entsprechend sind Wohnungen in MFH im 
Grundriss anpassbar zu gestalten. Dies bedeutet, dass alle Wohnungen 
so zu erstellen sind, dass sie auch für Menschen mit Rollstuhl weitge-
hend besuchsgeeignet sind. Zudem ist sicherzustellen, dass nachträgli-
che Anpassungen an die individuellen Bedürfnisse einer behinderten 
Person mit wenig Aufwand möglich sind. Solche Anpassungen werden 
jedoch erst dann vorgenommen, wenn sie erforderlich und im Detail be-
kannt sind. Es wird somit nicht von Anfang an eine umfassende Behin-
dertengerechtigkeit verlangt. Die Vorkehrungen für die Anpassbarkeit 
beschränken sich im Wesentlichen auf den stufenlosen Zugang sowie 
auf genügend grosse Durchgangsbreiten und Bewegungsflächen. Ent-
sprechend ist bei Neubauten mit keinen wesentlichen Mehrkosten zu 
rechnen. Bei Umbauten können die Kosten allenfalls höher ausfallen. In 
diesen Fällen kann jedoch die Baubehörde gestützt auf Abs. 3 unter 
Umständen von der Pflicht zur behindertengerechten Erneuerung be-
freien. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte die Beibehaltung der anpassbaren Gestaltung erst  
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bei MFH ab 6 Wohnungen und mehr (Art. 55bis BauG). Die Regierung 
beantragte, an ihrem Entwurf festzuhalten. Die Befürchtung der VoKo, 
dass die vorgeschlagene Schwelle von vier Wohnungen insbesondere 
bei der Sanierung von Altbauten zu unverhältnismässig hohen Zusatz-
aufwendungen führe, sei unbegründet, da Abs. 3 die Baubehörde aus-
drücklich von der Pflicht zur behindertengerechten Erneuerung von Bau-
ten und Anlagen befreie, wenn der zu erwartende Nutzen in einem 
Missverhältnis zum wirtschaftlichen Aufwand stehe. Der KR folgte dem 
Antrag der Regierung.  

103 Naturgefahren 
 

Wesentliche Neuerungen 
Bundesrechtlich ist die Ausarbeitung von Gefahrenkarten vorgeschrie-
ben. Die vorliegende Regelung setzt den Schutz vor Naturgefahren um 
und zwar auf der Basis der im Kanton St.Gallen für Bauzonen flächen-
deckend vorliegenden Gefahrenkarten. 
Abs. 1: Bauten und Anlagen haben demnach in Gefahrengebieten, un-
abhängig vom Bestehen einer Bewilligungspflicht, den Anforderungen 
an den Personen- und Sachwertschutz gegen Naturgefahren zu genü-
gen. Ein Schutzdefizit, das durch Objektschutzmassnahmen behoben 
werden muss, bestimmt sich grundsätzlich aus der Differenz zwischen 
dem vom Kanton festgesetzten Schutzziel und der aktuellen Gefahren-
situation. 
Abs. 2 und 3: Die Regelung setzt direkt anwendbare Baubeschränkun-
gen für die Gefahrengebiete fest. Aus Effizienzgründen wird analog zum 
Kanton Bern (aber im Gegensatz beispielsweise zu den Kantonen Thur-
gau und Graubünden) darauf verzichtet, den Gemeinden den Erlass 
kommunaler Gefahrenzonen vorzuschreiben. Den Gemeinden steht 
diese Option aber grundsätzlich trotzdem offen. Auf jeden Fall müssen 
die Gemeinden die Gefahrenkarten berücksichtigen. Namentlich bei 
Neueinzonungen und bei der Festlegung des Bauzonentyps können 
sich aufgrund der Gefahrenkarten Einschränkungen aufdrängen (z.B. 
Verzicht auf Neueinzonungen in roten Gefahrengebieten oder auf den 
Bau von Spitälern in gelben Gefahrengebieten). Die Gemeinden stützen 
sich bei der Ausgestaltung ihrer Ortsplanung auf ihren kommunalen  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

114/193 

 

Richtplan ab, der neu zwingend ein Massnahmenkonzept Naturgefah-
ren mit Schutzzielen und -massnahmen enthalten muss (Art. 5 Abs. 3 
PBG). 
Abs. 3 Bst. a: In roten Gefahrengebieten gilt angesichts der erheblichen 
Gefährdung ein grundsätzliches Bauverbot. Aus Gründen der Verhält-
nismässigkeit können geringfügige Änderungen einer bestehenden 
Baute oder Anlage aber dennoch zulässig sein, wenn für die ganze 
Baute oder Anlage – also auch den unveränderten Teil – die nötigen 
Objektschutzmassnahmen getroffen werden. 
Abs. 3 Bst. b: In blauen Gefahrengebieten kann kein Bauverbot verfügt 
werden. Es gilt aber die gleiche Pflicht zu situationsgemässen Objekt-
schutzmassnahmen, die gewährleisten müssen, dass die Risiken im zu-
lässigen Bereich gehalten werden können. Welches Risiko zulässig ist, 
bestimmt sich nach den entsprechenden technischen Richtlinien. Ein 
Bauvorhaben in roten oder blauen Gefahrengebieten bedarf immer ei-
ner fachlichen Begutachtung, um zu entscheiden, ob und welche Ob-
jektschutzmassnahmen das Risiko im zulässigen Bereich halten kön-
nen. Der fachliche Nachweis, dass die Objektschutzmassnahmen genü-
gen, obliegt der Bauherrschaft. Die Baubewilligungsbehörde legt dann 
im Bauentscheid die erforderlichen Massnahmen fest oder verweigert 
die Bewilligung. In roten Gefahrengebieten tut sie das immer mit Zustim-
mung der zuständigen kantonalen Fachstelle. 
Abs. 3 Bst. c: In gelben Gefahrengebieten (geringe Gefährdung) reicht 
es, wenn Objektschutzmassnahmen für sensible Objekte wie Schulhäu-
ser, Versammlungslokale, Spitäler oder teure Infrastrukturanlagen ge-
troffen werden. Die gelbweissen Gebiete auf den Gefahrenkarten wei-
sen eine Restgefährdung auf. Die heute geltende Praxis, wonach Be-
triebe selber entscheiden können, ob sie auf freiwilliger Basis Massnah-
men treffen, soll weitergeführt werden. 
Abs. 4: Gefahrenkarten sind Sachverhaltsfeststellungen von Sachver-
ständigen und keine Nutzungspläne. Sie können dementsprechend 
nicht selbständig gerichtlich überprüft werden. Ihre Richtigkeit und Aktu-
alität muss deshalb im Nutzungsplanverfahren oder durch Verfügung 
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grundeigentümerverbindlich festgestellt werden. 
Abs. 5: Die Grundeigentümer können im Baubewilligungsverfahren den 
Nachweis erbringen, dass die in den Gefahrenkarten ausgewiesene Ge-
fahr nicht mehr besteht oder durch sichernde Massnahmen behoben ist. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde diskutiert, ob hier eine Bestimmung zur Ausschei-
dung von Notentlastungsräumen aufgenommen werden soll. Die Idee 
wurde aber verworfen. Im KR keine Wortmeldungen. 

104 Besondere Bauten 
und Anlagen - 
Hochhäuser - 
Grundsätze 

68; 69 Wesentliche Neuerungen 
Die Unterscheidung von höheren Häuser und Hochhäusern im BauG 
wird aufgehoben. Das PBG umfasst generell keine Geschosszahlvor-
schriften, so dass einzig die Gesamthöhe die Zuordnung zum Bautypus 
Hochhaus entscheidet. Das geltende Recht spricht ab 25 m Gebäude-
höhe von Hochhäusern. Neu wird die Hochhausgrenze auf eine Ge-
samthöhe von 
30 m festgelegt (Abs. 1). Für Bauten mit einer Gesamthöhe unter 30 m 
gelten demnach die kommunalen Regelbauvorschriften. 
Hochhäuser sind gemäss BauG ausser in Industriezonen nur aufgrund 
eines SNP zulässig. Neu sind in jedem Fall ein SNP, ein städtebauli-
ches Konzept, ein besonders geeigneter Standort und eine der Grösse 
des Bauvorhabens entsprechende architektonische Gestaltung erforder-
lich, und zwar aus zwei Gründen: Zum einen reicht die Sichtbarkeit ei-
nes Hochhauses weit über den Standort und die betreffende Zone hin-
aus und zum anderen sind auch die städtebaulichen Auswirkungen be-
trächtlich. Hochhäuser sind mit ihrer Umgebung nur dann verträglich, 
wenn der Ort, die Höhe, die Erschliessung wie auch die Gestaltung und 
Einordnung an ihrem Fuss städtebaulichen Mindestanforderungen ent-
sprechen. Neben der Fernwirkung sind Standort und Gestaltung vor al-
lem auf die bestehende Siedlung (d.h. das bisher Gebaute) und den öf-
fentlichen Raum rund um den Hochhaussockel abzustimmen. Konkret 
ist diese Verträglichkeit mit einem städtebaulichen Konzept nachzuwei-
sen. Dementsprechend ist es auch eine zentrale Aufgabe städtischer 

Hochhäuser dürfen nicht allein ge-
stützt auf einen SNP erstellt wer-
den, da sie eine unzulässige mate-
rielle Zonenplanänderung bewirken 
würden. Vorgängig ist im Zonen-
plan immer eine geeignete Zone 
(z.B. Schwerpunktzone, ÖBA oder-
Arbeitszone) festzulegen. In dieser 
Zone ist die Gesamthöhe sowohl 
für die Regelbauweise (Art. 79 
Abs. 1 PBG), als auch für ein allfäl-
liges Hochhaus festzulegen, damit 
der zulässige Schattenwurf nach 
Art. 105 Abs. 1 Bst. b PBG be-
stimmbar ist. 
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Ortsplanungen, konzeptionelle Überlegungen für Hochhäuser anzustel-
len und im kommunalen Richtplan zu verankern. Weil der kommunale 
Richtplan nur wegleitend ist, genügt aber ein blosser Verweis auf diesen 
Richtplan nicht, um den besonders geeigneten Standort zu begründen. 
Vielmehr muss der Planungsbericht zum SNP ausdrückliche städtebau-
liche Überlegungen zum besonders geeigneten Standort enthalten.  
Hochhäuser weichen in den meisten Fällen deutlich von der Regelbau-
weise ab. Entsprechende SNP stellen deshalb nur dann keine materielle 
Zonenplanänderung dar, wenn sie im Zonenplan und BauR vorgesehen 
sind (vgl. Art. 36 Abs. 1 PBG). Eine geeignete Zone dafür wäre bei-
spielsweise eine Schwerpunktzone mit der Vorschrift, dass darin "Hoch-
häuser mit einer Gesamthöhe von höchstens 60 Meter" erstellt werden 
dürfen. 
 
 Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

105 Hochhäuser - 
Schattenwurf 

69 Wesentliche Neuerungen 
Da der Schattenwurf in der Regel einen Hauptstreitpunkt bei Hochhäu-
sern darstellt, fördern konkrete Vorschriften dazu die Rechtssicherheit.  
Das Verbot übermässiger Beeinträchtigung von Nachbarinnen und 
Nachbarn (Art. 104 Abs. 3 PBG) wird in Art. 105 Abs. 1 Bst. a und b 
PBG konkretisiert. 
Nach Abs. 2 dauert der Schattenwurf eines Hochhauses auf die be-
nachbarten Wohn-, Wohn-/Gewerbe- und Kernzonen an mittleren Win-
tertagen nicht länger als 2,5 Stunden. In Ortszentren und zur Ermögli-
chung von städtebaulich sorgfältig geplanten Hochhausgruppen kann 
die Beschattungsdauer bis 3 Stunden betragen, wenn dies das städte-
bauliche Konzept vorsieht. 
Die neue Beschattungsregel ist liberaler ausgestaltet als im BauG, weil 
künftig alle Hochhäuser einen SNP erfordern. Die Nachbarn können 
sich im Rahmen des SNP-Verfahrens wirksamer gegen ein geplantes 
Hochhaus zur Wehr setzen als im Rahmen eines blossen Baubewilli-
gungsverfahrens. Die neuen Beschattungsregeln richten sich sodann 

Für den Schattenwurf gilt die 
Grundregel gemäss Art. 105 Abs. 3 
PBG. Mit Art. 105 Abs. 1 Bst. a und 
b PBG wird dieser Grundsatz inso-
fern gelockert, als eine Beschat-
tung durch das Hochhaus gleich-
wohl als nicht übermässig gilt, 
wenn die Nachbargrundstücke auf 
Grund der Topographie, auf Grund 
bereits bestehender Bauten oder 
auf Grund der nach Regelbauweise 
zulässigen Bauten ohnehin be-
schattet werden oder beschattet 
werden könnten. Dies hat zur 
Folge, dass Nachbargrundstücke je 
nach Standort des geplanten Hoch-
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am Grundsatz aus, dass Hochhäuser der Verdichtung in den Städten 
dienen und die Beschattungsvorschriften dieses Bestreben nicht unver-
hältnismässig behindern dürfen. Dementsprechend dürfen die Beschat-
tungsvorschriften die mit einem Hochhaus mögliche höhere Ausnützung 
nicht unterlaufen. Eine zu kurze Beschattungsdauer verlangt für das 
Hochhaus städtebaulich i.d.R. unerwünscht grosse und finanziell kaum 
tragbare Grenzabstände. 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Sinn einer vollständigen Regelung des Schattenwurfs im PBG be-
schloss der KR, die in der Regelungsskizze der Regierung vorgesehene 
Vorschrift zum Schattenwurf von der Verordnung ins PBG zu überführen 
(Abs. 3).   

hauses unterschiedlich von der ge-
setzlichen Schattenregelung profi-
tieren. So ist beispielsweise bei ei-
nem Hochhaus am Südfuss eines 
Hügels der (theoretische) Schatten-
wurf auf eine Projektionsebene im 
Niveaupunkt des Hochhauses auch 
dann einzuhalten, wenn die im Nor-
den des Hochhauses höher gelege-
nen Grundstücke von diesem tat-
sächlich gar nicht beschattet wer-
den können. Wenn jedoch das 
Hochhaus beispielsweise am Nord-
fuss eines Hügels zu stehen 
kommt, kann es vorkommen, dass 
der tatsächliche Schattenwurf des 
Hügels weiter reicht als der auf die 
Projektionsebene im Niveaupunkt 
projizierte Schatten des Hochhau-
ses (Art. 105 Abs. 1 Bst. a PBG). 
Demzufolge kann hier das Hoch-
haus gebaut werden, auch wenn 
Abs. 3 verletzt wird, weil für die Ab-
standsberechnung nur die vorbe-
stehenden tatsächlichen Beschat-
tungsverhältnisse zu berücksichti-
gen sind (Art. 105 Abs. 1 PBG). 
Demgegenüber sind mit Blick auf 
den klaren Wortlaut von Art. 105 
Abs. 3 PBG andere tatsächliche 
Verhältnisse – der Umstand, dass 
das Hochhaus am Südfuss eines 
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Hügels die nördlich davon gelege-
nen Grundstücke auf Grund ihrer 
erhöhten Lage gar nicht beschatten 
kann – unbeachtlich. 

106 Bauten und Anlagen 
mit besonderen 
Auswirkungen auf 
Raum und Umwelt - 
Grundsätze 

69,2 Wesentliche Neuerungen 
Art. 106 BPG regelt wie Art. 69bis BauG, welche Vorhaben als "Baute 
oder Anlage mit besonderen Auswirkungen auf Raum und Umwelt" gel-
ten. Die Rechtsfolgen dieser Einstufung sind im nachfolgenden Art. 107 
PBG geregelt. Konkret sieht Art. 107 Abs. 1 PBG eine SNP-Pflicht vor. 
Sodann ist in Art. 107 Abs. 2 PBG geregelt, welcher Art die Regelungen 
des SNP sein können.  
Von dieser SNP-Pflicht zu unterscheiden ist die Frage, welche Grossinf-
rastrukturen einen Eintrag im kantonalen Richtplan erfordern. Der Ein-
trag in den kantonalen Richtplan ist gestützt auf Art. 8 Abs. 2 RPG vor 
allem deshalb notwendig, weil solche Bauten und Anlagen je nach 
Standort und Grösse regionale und kantonsübergreifende Auswirkun-
gen haben können und eine entsprechende regionale Abstimmung er-
forderlich ist. Bei solchen Grossinfrastrukturen sind der Standort und ge-
gebenenfalls weitere Angaben im kantonalen Richtplan festzusetzen.  
Die neuen Bestimmungen zu den Bauten und Anlagen mit besonderen 
Auswirkungen auf Raum und Umwelt ersetzen die Bestimmungen im 
geltenden Recht, welche eine Vielzahl von unbestimmten Rechtsbegrif-
fen enthalten. Um die bestehende Rechtsunsicherheit zu beseitigen, 
werden die unbestimmten Rechtsbegriffe möglichst durch einfache 
Schwellenwerte ersetzt. Damit entfallen insbesondere die vage formu-
lierten und kaum konkretisierbaren Voraussetzungen, welche die Bau-
bewilligungs- oder Rekursbehörden in der Praxis vor erhebliche Voll-
zugsprobleme stellen. 
Abs. 1 Bst. a: Einkaufs- und Fachmarktzentren können erhebliche Aus-
wirkungen auf Raum und Umwelt haben, weshalb sie bereits ab einer 
Verkaufsfläche von 2'500 m2 der SNP-Pflicht unterliegen sollen. Dieser 
Schwellenwert ist einfach überprüf- und durchsetzbar und beseitigt die 
auch in diesem Bereich bestehende Rechtsunsicherheit.  
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Abs. 1 Bst. b: Bei Freizeitzentren und touristischen Anlagen ist demge-
genüber auf die UVP-Schwelle abzustellen (vgl. Urteile des BGer). 
Abs. 1 Bst. c und d: Abbaustellen und Deponien. Dazu gehören z.B. 
auch grossflächige Bodenverbesserungen (z.B. mit Schwemmmaterial). 
Diese Regelung entspricht dem geltenden Recht.  
Das PBG stellt den Gemeinden zwei ergänzende Instrumente zur Verfü-
gung, mit denen auch die Bauten und Anlagen gesteuert werden kön-
nen, welche die vorgeschriebenen Schwellenwerte nicht erreichen. So 
können zum einen für ein bestimmtes Gebiet bestimmte Nutzungen ge-
nerell ausgeschlossen werden (Art. 7 Abs. 3 Bst. b PBG). Zum anderen 
steht es den Gemeinden offen, in bestimmten Gebieten eine allgemeine 
SNP-Pflicht einzuführen (Art. 7 Abs. 3 Bst. c PBG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte, die SNP-pflichtige Verkaufsfläche auf 7'500 m2 
zu erhöhen. Die Regierung beantragte, an ihrem Entwurf von 2'500 m2 
festzuhalten. Als Kompromiss wurden 3'500 m2 vorgeschlagen. Der KR 
folgte dem Entwurf der Regierung. 

107 Bauten und Anlagen 
mit besonderen 
Auswirkungen auf 
Raum und Umwelt - 
Sondernutzungs-
plan 

69bis Wesentliche Neuerungen 
Bauten oder Anlagen mit besonderen Auswirkungen auf Raum und Um-
welt nach Art. 107 PBG dürfen nur aufgrund eines SNP neu erstellt wer-
den (Abs. 1). 
Dieser muss nach Abs. 2 Mindestinhalte umfassen und auch die über-
geordneten Anforderungen des kantonalen Richtplans und des Mass-
nahmenplans Luftreinhaltung erfüllen. Insbesondere legt der kantonale 
Massnahmenplan Luftreinhaltung fest, welche Massnahmen im Bereich 
der Luftreinhaltung wenigstens vorzusehen sind. 
Abs. 2 Bst. a: Ein SNP für Bauten und Anlagen mit besonderen Auswir-
kungen auf Raum und Umwelt muss zwingend deren Grösse, Anord-
nung, Gestaltung sowie deren Erschliessung festlegen. Die Regelung 
der Erschliessung im Rahmen des SNP soll es der Gemeinde insbeson-
dere erlauben, die Einordnung des Vorhabens in die bestehende Sied-  
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lung sicherzustellen und vorausschauend die möglichen oder offensicht-
lichen Konflikte zu regeln. 
Abs. 2 Bst. b Ziff. 1: Den Gemeinden steht es auch offen, die Bauherren 
an den Kosten des Ausbaus der Verkehrsinfrastruktur zu beteiligen. 
Diese Möglichkeit ist deshalb gerechtfertigt, weil von diesem Ausbau 
meist die Bewilligungsfähigkeit und der Liegenschaftsertrag abhängen. 
So kann etwa der Anschluss eines Einkaufszentrums an das übergeord-
nete Strassennetz davon abhängen, dass ein Verkehrskreisel oder Ab-
zweigespuren gebaut werden. Der SNP kann einzig eine Beteiligung an 
den Kosten des Infrastrukturausbaus vorsehen. Demgegenüber sieht 
Art. 20a GöV eine Beitragspflicht von "verkehrsrelevanten Einrichtun-
gen" an die Betriebskosten des öV vor.  
Abs. 2 Bst. b Ziff. 2: Im Rahmen des SNP ist auch die Anordnung von 
Massnahmen zur Beschränkung des Verkehrsaufkommens möglich. Da 
die Berechtigung solcher Massnahmen von den konkreten Gegebenhei-
ten des Einzelfalls abhängig ist, sollen sie nicht generell-abstrakt im Ge-
setz festgeschrieben werden. Vielmehr können die Gemeinden im Rah-
men des SNP die allenfalls gerechtfertigten Massnahmen (z.B. Park-
platzbewirtschaftung, Fahrtenbegrenzung gemäss der Leistungsfähig-
keit des Strassennetzes oder einzelner Knoten, Beschränkung der An-
zahl Abstellplätze) vorsehen. Solche Massnahmen sind möglich, wenn 
dies aus Gründen der Verkehrsplanung oder des Umweltschutzes erfor-
derlich ist. Da es sich bei den Massnahmen um einen Eingriff in die Ei-
gentumsfreiheit handelt, sind sie wie immer nur zulässig, wenn sie ver-
hältnismässig sind. Dies wird im Gesetzestext verdeutlicht, wonach die 
Massnahmen das Verkehrsaufkommen wirksam (d.h. sie müssen geeig-
net sein) begrenzen und erforderlich sein müssen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte, bloss die Neuerstellung, nicht aber wesentliche 
Änderungen von Bauten und Anlagen als SNP-pflichtig zu erklären. Als-
dann sollte Abs. 2 Bst. b Ziff. 2 gestrichen werden. Das GöV lege hin-
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sichtlich der ungedeckten Kosten einer öV-Erschliessung einer ver-
kehrs- und publikumsintensiven Einrichtung eine Beitragspflicht fest. Die 
Betreiber der Bauten und Anlagen sollten sich darüber hinaus nicht 
auch noch an den Kosten der erforderlichen Ausbauten der Infrastruktur 
von öffentlichem und privatem Verkehr beteiligen müssen, selbst wenn 
ihnen daraus ein offensichtlicher wirtschaftlicher Vorteil entsteht. Die 
Regierung beantragte an ihrem Entwurf festzuhalten. Die von der 
VoKo beschlossene Beschränkung der SNP-Pflicht auf Neubauten sei 
nicht sachgerecht. Tatsächlich könnten sich wesentliche Umbauten an 
den bestehenden grossen Zentren mindestens ebenso stark auf den 
Raum und die Umwelt auswirken wie der Neubau eines Einkaufs- oder 
Fachmarktzentrums. Die Auswirkungen hingen vom erzeugten Ver-
kehrsaufkommen ab und dieses würde wiederum vom konkreten Ange-
bot bestimmt. Mit der SNP-Pflicht stünde den Gemeinden ein Instrument 
zur Verfügung, mit dem sie solche Probleme lösen könnten. Die priva-
ten Betreiber von verkehrsintensiven Bauten und Anlagen würden so-
dann einseitig auf Kosten der Steuerzahler bevorzugt, selbst wenn 
das GöV hinsichtlich der ungedeckten Betriebskosten einer öV-Er-
schliessung einer verkehrs- und publikumsintensiven Einrichtung eine 
Beitragspflicht festlege. Der KR strich die SNP-Pflicht für wesentliche 
Änderungen von Bauten und Anlagen, wie es die VoKo beantragt 
hatte, folgte aber bezüglich der Kostenbeitragspflicht für die Ausbauten 
der Verkehrsinfrastruktur dem regierungsrätlichen Entwurf.  

108 Ausnahmebewilli-
gung und Bestan-
desgarantie - Aus-
nahmebewilligung 

77 Wesentliche Änderungen 
Die Regelung übernimmt im Wesentlichen die Ausnahmetatbestände 
des geltenden Rechts, wobei künftig der Ausnahmetatbestand der "of-
fensichtlichen Härte" wegfällt. Ausserdem darf nicht mehr von SNP ab-
gewichen werden. Da mit einem SNP von der Grundordnung bereits ab-
gewichen wird, kann im Einzelfall nicht auch noch eine Ausnahmebewil-
ligung geltend gemacht werden. 
Abs. 1: Auf einen umfangreichen Ausnahmekatalog wird weiterhin ver-
zichtet, da dieser nicht abschliessend sein kann. Eine Ausnahmebewilli-
gung setzt in erster Linie das Vorliegen besonderer Verhältnisse voraus. 

In Abs. 1 ist von "besonderen Ver-
hältnissen" die Rede, die vorliegen 
müssen, damit eine Ausnahmebe-
willigung erteilt werden darf. Zwi-
schen dem Vorliegen einer "Aus-
nahmesituation" und "besonderen 
Verhältnissen" gibt es keinen Un-
terschied; beide Begriffe bedeuten 
nach der Rechtsprechung des Bun-
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Die Regelung will dabei Abhilfe schaffen und den Gedanken des Ge-
setzgebers weiterführen. Es gilt also, Härten, Unbilligkeiten und Unzu-
länglichkeiten zu vermeiden, die sich daraus ergeben, dass die Anwen-
dung der Allgemeinordnung aussergewöhnlichen Gegebenheiten nicht 
Rechnung trägt. Es geht mithin um offensichtlich ungewollte Wirkungen 
einer Vorschrift. Die Ausnahmebewilligung darf mit anderen Worten 
nicht dazu eingesetzt werden, generelle Gründe zu berücksichtigen, die 
sich praktisch immer anführen liessen. Auf diesem Weg würde ansons-
ten materiell das Gesetz geändert. Besondere Verhältnisse sind dem-
nach – neben der Eigenart des Bauwerks, der Architektur oder der 
Zweckbestimmung des Gebäudes – insbesondere in der Topografie, 
Form oder Lage des Baugrundstücks oder der besseren Wahrung öf-
fentlicher Interessen begründet. 
Abs. 2: Die Ausnahmebewilligung darf nicht gegen den Sinn und Zweck 
der Vorschrift verstossen, von der sie befreit, und auch sonst keine 
überwiegenden öffentlichen Interessen verletzen oder die Nachbar-
schaft unzumutbar benachteiligen. Die Ausnahmebewilligung muss 
demnach mit den Grundgedanken des Gesetzes vereinbar sein, die Ab-
sicht des Gesetzgebers weiterführen und auf der Besonderheit des Ein-
zelfalls beruhen. Als öffentliche Interessen, denen eine Ausnahmebewil-
ligung nicht zuwiderlaufen darf, gelten insbesondere gesundheits- und 
feuerpolizeiliche, wohnhygienische, planerische sowie städtebauliche 
Anliegen. Aber nicht jedes noch so geringfügige öffentliche Interesse 
reicht zur Verweigerung der Ausnahmebewilligung aus. Vielmehr müs-
sen die sich widerstreitenden öffentlichen und privaten Interessen sorg-
fältig gegeneinander abgewogen werden. In Betracht fällt dabei vor al-
lem, wie und mit welcher Intensität die Norm, die ausser Acht gelassen 
werden soll, das öffentliche Interesse wahrnimmt. Zudem darf ein Nach-
bar durch eine Ausnahmebewilligung nicht unzumutbar benachteiligt 
werden. 
Abs. 3: Nach dieser Bestimmung liegen besondere Verhältnisse insbe-
sondere dann vor, wenn aufgrund einer nachträglichen Wärmedäm-
mung von Aussenwänden und Dach die Baumassenziffer über- oder der 

desgerichtes genau dasselbe (Ur-
teile des Bundesgerichtes 
1C_603/2018 vom 13. Januar 2020 
Erw. 4.3 und 1C_318/2019 vom 
31. August 2020 Erw. 5 und 5.1).  

Es besteht weiter ein Unterschied 
zwischen der Ausnahmebewilligung 
nach 108 PBG und jener nach 
Art. 108 StrG. Gegenüber der bis-
herigen Rechtsprechung wird sich 
also wenig ändern. Die Ausnahme-
bewilligung nach Art. 108 PBG hat 
– wie bereits jene nach dem früher 
geltenden Art. 77 BauG – zum 
Zweck, Härten und Unbilligkeiten 
zu vermeiden, die sich wegen der 
Besonderheit des Sachverhalts aus 
der strikten Anwendung der Bau-
ordnung ergeben würden. Voraus-
gesetzt ist immer eine Ausnahmesi-
tuation (bzw. besondere Verhält-
nisse oder besondere Umstände), 
bei der die Handhabung der Bau-
vorschriften in Würdigung der Ge-
gebenheiten des Einzelfalls den 
Bauherrn in besonderem Mass hart 
treffen würde. Die Härte muss in 
einem objektiven Nachteil beste-
hen, den der Baugesuchsteller im 
Verhältnis zu Mitbürgern in gleicher 
oder ähnlicher Situation durch die 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

123/193 

 

Grenzabstand unterschritten wird. 
Abs. 4: Eine Ausnahmebewilligung von Gewässerabstand, Waldabstand 
und Zonenkonformität bedarf aufgrund der wesentlichen betroffenen öf-
fentlichen Interessen der ausdrücklichen Zustimmung der zuständigen 
kantonalen Stelle. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo fügte Abs. 3 mit der Begründung ein, die Regelung der Wär-
medämmung gemäss Art. 87 Abs. 4 E-PBG sei zu kompliziert und sys-
tematisch falsch eingeordnet. Sie sei in vereinfachter Form als neuer 
Abs. 3 in Art. 108 PBG einzufügen. 

strikte Anwendung der Baunormen 
erleiden würde (GVP 2001 Nr. 94 
mit Hinweisen). Für die Annahme 
einer Ausnahmesituation bedarf es 
nach der Rechtsprechung stets trif-
tiger Gründe, und an die Erteilung 
eines Dispenses ist ein strenger 
Massstab zu legen. 

Demgegenüber orientiert sich das 
Baudepartement bei Ausnahmebe-
willigungen nach Art. 108 StrG – 
obwohl es sich bei diesen aufgrund 
des Randtitels "Ausnahmen" an 
sich ebenfalls um eigentliche "Aus-
nahmebewilligungen" handelt – 
weiterhin an der grosszügigeren 
und das Ermessen der Bewilli-
gungsbehörde stärker betonenden 
eigenen bisherigen Rechtspre-
chung sowie jener des Verwal-
tungsgerichtes. Die Begründung 
dafür liegt darin, dass in der Bot-
schaft des Regierungsrates vom 
28. Mai 1986 zum Erlass des Stras-
sengesetzes vom 12. Juni 1988 
(ABl 1986, 1650) ausdrücklich aus-
geführt wurde, dass Ausnahmebe-
willigungen von den Strassenab-
standsvorschriften nicht zwingend 
"nach Härtefällen im Sinn einer 
Ausnahmesituation" verlangen und 
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insbesondere "die in Art. 77 BauG 
umschriebenen Voraussetzungen 
für die Erteilung von Ausnahmebe-
willigungen nicht unbesehen heran-
zuziehen" seien. Das Vorliegen be-
sonderer Verhältnisse ist allerdings 
auch bei Ausnahmebewilligungen 
nach Art. 108 StrG nötig, auch 
wenn diese (nach StrG) etwas an-
ders zu werten sind, als Ausnah-
mesituationen bzw. besondere Ver-
hältnisse im Sinn der sonstigen 
Rechtsprechung zur Ausnahmebe-
willigung nach Art. 108 PBG (vgl. 
dazu VerwGE B 2014/18 vom 
24. März 2015 Erw. 4.1)  
 
Art. 108 PBG ist unmittelbar an-
wendbar. D.h., dass Ausnahmebe-
willigungen ab Inkrafttreten des 
PBG ausschliesslich gestützt auf 
Art. 108 PBG erteilt werden kön-
nen; so auch für Abweichungen 
von Bestimmungen "altrechtlicher" 
Baureglemente. Entsprechend kön-
nen zukünftig keine Ausnahmen 
von "altrechtlichen" SNP mehr er-
teilt werden. Art. 77 BauG ist dafür 
nicht mehr anwendbar, da das 
BauG mit Inkrafttreten des 
PBG aufgehoben wurde (Art. 172 
Bst. a PBG). 
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Nach Art. 108 Abs. 4 Bst. a PBG 
sollen Ausnahmebewilligungen 
vom Gewässerabstand der Zustim-
mung der zuständigen kantonalen 
Stelle (AREG gemäss Art. 8 PBV) 
bedürfen. Dabei handelt es sich 
wohl um ein gesetzgeberisches 
Versehen, weil es Ausnahmebewil-
ligungen vom "Gewässerabstand" 
im eigentlichen Sinn künftig gar 
nicht mehr gibt. Die Unterschrei-
tung nur des in Art. 90 Abs. 2 PBG 
normierten Gewässerabstands von 
5 m ist nach Art. 90 Abs. 3 PBG un-
ter bestimmten Voraussetzungen 
zulässig. Dafür ist jedoch keine 
Ausnahmebewilligung im Sinn von 
Art. 108 PBG nötig. Es besteht viel-
mehr ein Anspruch auf Unterschrei-
tung des Gewässerabstands von 
5 m, wenn nach Art. 90 Abs. 3 PBG 
kumulativ die Hochwassersicher-
heit gewährleistet ist (Bst. a), der 
Zugang und die ungehinderte Zu-
fahrt zum Gewässer für den Unter-
halt sichergestellt oder nicht erfor-
derlich sind (Bst. b) und keine öko-
logischen Interessen entgegenste-
hen (Bst. c). Eigentliche Ausnah-
mebewilligungen wird es in Zukunft 
nur noch vom definitiv ausgeschie-
denen wie auch vom bis dahin 
noch übergangsrechtlich geltenden 
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Gewässerraum geben. Bei diesen 
Ausnahmebewilligungen handelt es 
sich indessen nicht um solche nach 
Art. 108 PBG, sondern um Ausnah-
mebewilligungen nach Art. 41c 
Abs. 1 zweiter Satz Bst. a bis d 
GSchV. Das Bundesrecht regelt in 
dieser Verordnungsbestimmung 
abschliessend, in welchen Fällen 
Ausnahmebewilligungen erteilt wer-
den können. Dennoch bedürfen 
solche Ausnahmebewilligungen der 
Zustimmung des AREG, allerdings 
gestützt auf Art. 90 Abs. 4 
Bst. a PBG und nicht auf Art. 108 
Abs. 4 PBG (vgl. dazu die Bemer-
kungen RA zu Art. 90 PBG). 

109 Bestandesgarantie - 
Umbauten und Er-
weiterungen inner-
halb der Bauzone 

77bis Wesentliche Neuerungen 
Baugesetzgebung, BauR und Zonenpläne ändern periodisch. Diese Än-
derungen bewirken, dass Bauten materiell baurechtswidrig werden. 
Eine sofortige Anpassung an neue Vorschriften ist unmöglich. Demge-
genüber besteht aber ein öffentliches Interesse, dass wenigstens mittel-
fristig eine Anpassung an das neue Recht erfolgt.  
Die Regelung übernimmt die liberalen Bestimmungen zur Bestandes- 
und Erweiterungsgarantie des geltenden Rechts, wobei Umbau, Erwei-
terungen und Zweckänderungen (Art. 109 Abs. 2 PBG) und Wiederauf-
bau (Art. 110 PBG) neu in zwei separaten Artikeln normiert werden. 
Abs. 1: Innerhalb der Bauzone sind Bestand und Erneuerung von Bau-
ten und Anlagen, die formell rechtmässig erstellt wurden, aber den gel-
tenden Vorschriften oder Plänen widersprechen, gewährleistet. 
Abs. 2: Umbauten, Zweckänderungen und Erweiterungen sind zulässig, 
soweit dadurch die Rechtswidrigkeit weder vermehrt noch wesentlich 
verstärkt wird. Neu liegt von Gesetzes wegen keine Verstärkung der 

Bei Zweckänderungen von zonen-
fremden Betrieben sind die zu er-
wartenden neuen bzw. zusätzlichen 
Immissionen in die Beurteilung ein-
zubeziehen. Schon die blosse zeit-
liche Erweiterung einer Nutzung ist 
baubewilligungspflichtig; dabei sind 
Immissionen nach USG zu prüfen 
(z.B. Verkürzung der Schliessungs-
zeit eines Restaurants). Nutzungs-
änderungen, die umweltrechtliche 
Auswirkungen haben, sind ohnehin 
stets baubewilligungspflichtig (s. 
dazu Urteil des Bundesgerichtes 
1C_395/2015 Erw. 3.3.1; JuMi 
2000 II Nr. 20; JuMi 2001 IV 
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Rechtswidrigkeit vor, wenn Bauten und Anlagen ohne Vergrösserung 
des umbauten Raums umgebaut oder in ihrem Zweck geändert werden 
(vgl. bisher Art. 77bis Abs. 2 BauG). Ergänzend wird neu ausdrücklich 
festgehalten, dass baurechtswidrige Bauten zusätzlich mit einer Wärme- 
und Schallisolation versehen werden können, auch wenn dies zu einer 
Verminderung der Abstände oder zur Überschreitung der Höhen-, Län-
gen- oder Dichtevorschriften führen kann. 
Abs. 3: Andere Vorschriften, wie etwa das USG mit seinen besonderen 
Sanierungsbestimmungen, können die allgemeine Bestandesgarantie 
des PBG einschränken. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Nr. 39). 
d 
Entgegen der bisherigen Recht-
sprechung des Baudepartementes 
gilt innerhalb der Bauzone für be-
stehende (ursprünglich rechtmässig 
erstellte) Bauten und Anlagen in-
nerhalb des Gewässerraums neben 
der Bestandesgarantie auch die Er-
weiterungs- und Wiederaufbauga-
rantie nach Art. 109 f. PBG (vgl. 
dazu die Bemerkungen RA zu 
Art. 90 PBG). 

110 Bestandesgarantie - 
Wiederaufbau inner-
halb der Bauzone 

77bis Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung übernimmt die liberalen Bestimmungen zur Bestandes- 
und Erweiterungsgarantie des geltenden Rechts. Insbesondere ist der 
nicht rechtskonforme Wiederaufbau nicht nur nach einem Elementarer-
eignis zulässig, sondern weiterhin auch nach einem freiwilligen Ab-
bruch. Diese historische Privilegierung einzelner Eigentümerinnen und 
Eigentümer (seit dem III. NG zum BauG [1. Februar 1997]) ist ausseror-
dentlich liberal und im interkantonalen Vergleich einzigartig. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Entgegen der bisherigen Recht-
sprechung des Baudepartementes 
gilt innerhalb der Bauzone für be-
stehende (ursprünglich rechtmässig 
erstellte) Bauten und Anlagen in-
nerhalb des Gewässerraums neben 
der Bestandesgarantie auch die Er-
weiterungs- und Wiederaufbauga-
rantie nach Art. 109 f. PBG (vgl. 
dazu die Bemerkungen RA zu 
Art. 90 PBG). 

111 Bauten und Anlagen 
ausserhalb der 
Bauzone - Rechts-
grundlage 

77quini-

quies 
Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1: Die Voraussetzungen für das Bauen ausserhalb der Bauzonen 
sind im RPG weitgehend abschliessend geregelt.Auf die Möglichkeit, 
die Voraussetzungen für das Bauen ausserhalb der Bauzonen kantonal 
weiter einzuschränken, wird verzichtet. 
Abs. 2: Ergänzend zum RPG gilt es ausserhalb der Bauzonen noch ver-
schiedene kantonale oder kommunale Vorschriften zu beachten wie bei-

In der Landwirtschaftszone gelten 
nach Art. 21 Abs. 1 PBG die bun-
desrechtlichen Bestimmungen. Die 
Gemeinde kann zwar nach Art. 21 
Abs. 2 PBG auch in der Landwirt-
schaftszone baupolizeiliche Masse 
festlegen, muss dies infolge des 
Vorrangs des Bundesrechts aber 
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spielsweise die Landschaftsschutzzonen oder baupolizeiliche Vorschrif-
ten zu den Grenzabständen. Dieses kantonale oder kommunale Recht 
muss mit dem Bundesrecht vereinbar sein. Für die in diesem Sinn zu-
lässigen kantonalen oder kommunalen Vorschriften gilt die kantonale 
Bestandesgarantie. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

nicht zwingend tun. Erlässt sie al-
lerdings solche Bestimmungen, 
dürfen diese nach Bundesrecht zu-
lässige Bauten und Anlagen selbst-
verständlich nicht verunmöglichen 
(vgl. dazu die Bemerkungen RA zu 
Art. 21 und 79 PBG). 

112 Bewilligung 87bis Wesentliche Neuerungen 
Bauvorhaben ausserhalb Bauzonen bedürfen unabhängig davon, ob sie 
zonenkonform sind oder nicht, der Bewilligung der zuständigen kantona-
len Stelle. Sie muss die vom Bundesrecht verlangte umfassende Inte-
ressenabwägung vornehmen und namentlich auch die entgegenstehen-
den öffentlichen Interessen einbeziehen. 
Die Bewilligung erteilt entsprechend der bisherigen Praxis auch künftig 
die kommunale Behörde, und zwar auf der Basis der Zustimmung der 
kantonalen Stelle (Amt für Raumentwicklung und Geoinformation). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

113 Duldung von öffent-
lichen Einrichtungen 
- Duldungspflicht 

76 Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung auferlegt den Grundeigentümern eine entschädigungs-
lose Duldungspflicht bestimmter öffentlicher Einrichtungen. Die Dul-
dungspflicht ist im Unterschied zum geltenden Recht nicht mehr auf Ein-
richtungen an Bauten, Anlagen und Einfriedungen beschränkt. So 
sind z.B. an eine öffentliche Strasse angrenzende Signale oder Stras-
senbeleuchtungskandelaber auch im Grundstück selber zu dulden. 
Abs. 1: Die Aufzählung der zu duldenden öffentlichen Einrichtungen ist 
abschliessend. Besonders wird erwähnt, dass ein Grundeigentümer 
auch untergeordnete öffentliche Ver- und Entsorgungseinrichtungen wie 
Hydranten oder Elektro-Verteiler oder Einrichtungen für eine befristete 
Beleuchtung wie Weihnachtsbeleuchtung zu dulden hat. 

In den Beratungen der VoKo 
wurde nichts dazu gesagt, was un-
ter einem "berechtigten Interesse" 
gemäss Abs. 2 zu verstehen ist. Es 
ist davon auszugegehen, dass so-
bald ein Grundeigentümer eine 
Baubewilligung für eine neue Baute 
oder Anlage erhalten kann, sein In-
teresse als berechtigt im Sinn von 
Abs. 2 anzusehen und die öffentli-
che Einrichtung zu verlegen ist. 
Man kann dem Grundeigentümer 
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Abs. 2: Der Grundeigentümer kann die Verlegung verlangen, wenn er 
ein berechtigtes Interesse geltend machen kann.  
Abs. 3: Entsteht durch die Beanspruchung Schaden, wird er behoben o-
der Entschädigung geleistet. 
Abs. 4:  Öffentliche Versorgungs- und Entsorgungsleitungen, für welche 
die Durchleitungsrechte vereinbart oder rechtskräftig festgestellt sind, 
bestehen als öffentlich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen ohne Ein-
trag im Grundbuch. Der Bestand dieser Leitungen wird im Grundbuch 
angemerkt. Zusätzlich steht neu der SNP (vgl. Art. 23 Abs. 1 Bst. c 
Ziff. 1 und Art. 26 Abs. 1 Bst. b PBG) für die öffentlich-rechtliche Siche-
rung von öffentlichen Leitungen zur Verfügung. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte die Änderung von Abs. 2 und 3, da sie der Mei-
nung war, dass die Duldungspflicht gemäss E-PBG aus Bauherrensicht 
zu weit gefasst sei. Der Grundeigentümer müsse die Verlegung einer 
Einrichtung zu Lasten des Betreibers geltend machen können, wenn ein 
berechtigtes Interesse vorliege. 
Weiter war sie der Ansicht, die Duldungspflicht des Grundeigentümers 
müsse mit einer expliziten Schadenersatzpflicht des Betreibers verbun-
den werden. Der gegenüber dem E-PBG neu eingefügte Abs. 3 über-
nimmt Art. 66 Abs. 1 StrG. 

nicht entgegenhalten, er müsse 
seine (an sich an diesem Standort 
an sich bewilligungsfähige) Baute 
oder Anlage an einer anderen 
Stelle seines Grundstücks erstel-
len.  

114 Natur- und Heimatschutz - 
Allgemeine Bestimmungen - 
Grundsätze 
 

 

 

 

Wesentliche Neuerungen 
Der Natur- und Heimatschutz ist Verbundaufgabe von Kanton und Ge-
meinden. Nach dem Subsidiaritätsprinzip sind die für die Erreichung der 
Schutzziele notwendigen Eigentumsbeschränkungen durch die jeweils 
zuständige Behörde sicherzustellen, d.h. lokale Belange sind Sache der 
Gemeinden (Abs. 1). 
Die öffentliche Hand hat neben der hoheitlichen Aufgabe auch eine 
Selbstverpflichtung, den Natur- und Heimatschutz im eigenen Hand-
lungsbereich zu gewährleisten. Sie treffen bei der Erfüllung ihrer Aufga-
ben die nötigen Massnahmen, um Schutzobjekte zu schonen und dau-
ernd zu erhalten, wobei das öffentliche Interesse überwiegen muss 
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(Abs. 2). Diese Selbstverpflichtung stützt sich auf Bundesrecht (Art. 3 
NHG) sowie internationale Verträge (UNESCO- und Granada-Überein-
kommen).  
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

115 Schutzobjekte 98 Wesentliche Neuerungen 
Die Terminologie wird im Gegensatz zum BauG vereinfacht und aktuali-
siert sowie im Bereich der Baudenkmäler (Bst. g) und der archäologi-
schen Denkmäler (Bst. h) konkretisiert. Die Archäologie findet neu expli-
zit Erwähnung. Der kulturelle Zeugniswert eines Baudenkmals oder ar-
chäologischen Denkmals zeigt sich insbesondere im authentischen 
Zeugnis über eine historische, gesellschaftliche, wissenschaftliche, 
künstlerische, architektonische, handwerkliche, siedlungs- oder land-
schaftsprägende Gegebenheit und kann im Eigen- wie auch im Situati-
onswert liegen. Zu den Naturdenkmälern (Bst. d) zählen vor allem die 
Geotope. Die Aufzählung ist abschliessend. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde klargestellt, dass mit dem Wortlaut des Ingresses 
("Schutzobjekte") kein ex-lege-Schutz gemeint sei. An der bestehenden 
Rechtsprechung zu Art. 98 BauG wolle man nichts ändern. Der Antrag, 
den Artikel um einen Abs. 2 zu ergänzen, in dem dies ausdrücklich fest-
gehalten würde, wurde jedoch u.a. mit Verweis auf Art. 128 Abs. 4 PBG 
abgelehnt.  

116 Anspruch auf Ent-
scheid 

 
Wesentliche Neuerungen 
Um Rechtssicherheit zu erlangen, steht den Grundeigentümern neu die 
Möglichkeit offen, den Schutz und Schutzumfang mittels Antrag an die 
Baubehörde klären zu lassen (sog. Provokation). Wer einen Entscheid 
verlangt, stelle einen Antrag an die Baubehörde (Abs. 2). Die Gemeinde 
trifft den geforderten Unterschutzstellungsentscheid im Rahmen eines 
sachgemäss angewandten und für den Antragssteller unentgeltlichen  
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Baubewilligungsverfahrens (Abs. 3). Die Unentgeltlichkeit bezieht sich 
nicht auf allfälliges Rechtsmittelverfahren. 
 
Parlamentarische Beratung 
Umstritten war, ob der Anspruch auf Entscheid nur für im Inventar (Art. 
118 ff. PBG) aufgeführte Objekte bestehe. Insbesondere auf Grund der 
Systematik sowie der geltenden Rechtslage geht die VoKo davon aus, 
dass ein Anspruch auch für den Bereich Natur und Landschaft bestehe, 
wo kein Inventarmodell vorgesehen sei. Das Provokationsverfahren 
steht somit unabhängig von einem allfälligen Inventarmodell zur Verfü-
gung. 

117 Kantonsbeiträge 103 Wesentliche Neuerungen 
Bezüglich Natur-und Landschaftsschutz entspricht die Regelung dem 
bisherigen Recht (Art. 103 BauG). Gesetzliche Grundlage für die Aus-
richtung von Denkmalpflegebeiträgen bildet wie bisher das (sich in Revi-
sion befindliche) KFG sowie neu wohl auch das von der Regierung ver-
abschiedete KEG. Der entsprechende Verweis in Abs. 2 dient der Klar-
heit. Die Aufgaben von Kanton und Gemeinden bei der Ausrichtung von 
Denkmalpflegebeiträgen werden gemäss Entlastungsprogramm 2013 
im Rahmen der laufenden Revision des KFG/KEG entflechtet. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es wurde in der VoKo einzig die Befürch-
tung geäussert, dass die seit 1. Januar 2016 aufgrund des Entflech-
tungsauftrages in Kraft getretene Verordnung (sGS 275.12; VKG) allen-
falls unerwünschte Vorwirkungen auf das PBG habe.  

118 Baudenkmäler und archäolo-
gische Denkmäler - Schutzin-
ventar - Grundsatz 

Wesentliche Neuerungen 
Die Gemeinden können neu freiwillig die Baudenkmäler und archäologi-
schen Denkmäler in einem Schutzinventar erfassen und fachlich um-
schreiben. Das Inventar ist öffentlich und behördenverbindlich. Ob und 
in welchem Umfang die im Inventar enthaltenen Objekte tatsächlich 
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grundeigentümerverbindlich geschützt werden, wird erst in einem nach-
folgenden Schritt entschieden (vgl. Art. 121 PBG). Durch dieses zwei-
stufige Verfahren sollen insbesondere grössere Gemeinden und Städte 
von Rechtsmittelverfahren usw. entlastet werden, da nicht alle 
Schutzobjekte auf einmal unter Schutz gestellt werden müssen. Eine 
grundeigentümerverbindliche Klärung des Schutzes drängt sich meist 
erst bei einem konkreten Bauprojekt oder einem bevorstehenden Ver-
kauf bzw. einer Erbteilung auf. Eine Unterschutzstellung setzt die Auf-
nahme in das Inventar voraus, was zu einer negativen Rechtswirkung 
für nicht im Inventar aufgenommene Objekte führt und für diese Rechts-
sicherheit bewirkt. Eine Ausnahme bilden Entdeckungen (z.B. bisher un-
bekannte Bauteile und Ausstattungen oder neu entdeckte archäologi-
sche Funde; blosse Meinungsänderungen über die Schutzwürdigkeit 
sind keine Entdeckungen).  
 
Parlamentarische Beratung 
Der im Entwurf der Regierung vorgesehene Systemwechsel zum Inven-
tarmodell war vor allem bei den bürgerlichen Parteien sehr umstrit-
ten. Schliesslich einigte man sich darauf, mittels Kann-Bestimmung den 
Gemeinden eine Wahlmöglichkeit zu geben. Somit ist davon auszuge-
hen, dass vorerst bloss einige wenige, vor allem grössere Gemeinden, 
zum zweistufigen Modell wechseln werden. 

119 Inhalt 
 

Wesentliche Neuerungen 
Die zuständige kantonale Stelle bestimmt und bezeichnet die Objekte 
von nationaler und kantonaler Bedeutung (Bst. a). Die Gemeinden legen 
dagegen die Schutzobjekte von lokaler Bedeutung fest (Bst. b). Regio-
nale Schutzobjekte im Sinn von Art. 4 NHG sind im Verständnis des 
PBG Objekte von kantonaler Bedeutung. Sobald ein im Schutzinventar 
enthaltenes Objekt grundeigentümerverbindlich geschützt ist oder ein 
solches mit Bewilligung abgebrochen wird, wird dies auf dem Inventar-
blatt vermerkt. Das gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung bei der 
Nutzungsplanung zwingend zu berücksichtigende ISOS kann mit dem 
Schutzinventar präzisiert werden. So liegt es z.B. nahe, keine veralteten  
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ISOS-Aufnahmen in das Schutzinventar zu übernehmen. Die schüt-
zenswerten Ortsbilder von nationaler und kantonaler Bedeutung bzw. 
das ISOS werden aufgrund der Vorgaben des Bundesrechts im kanto-
nalen Richtplan aufgeführt (vgl. Art. 6 Abs. 2 und 4 RPG und Art. 4a VI-
SOS). 
Die ordentliche Anpassung an wesentlich veränderte Verhältnisse er-
folgt alle 15 Jahre (Abs. 2). Wesentlich veränderte Verhältnisse liegen 
z.B. vor, wenn ein Objekt nicht mehr als schützenswert erscheint, weil 
es verfallen ist oder ein Objekt wurde aufgrund eines das Interesse an 
der Erhaltung überwiegenden anderen öffentlichen Interesses abgebro-
chen. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit darf das Inventar insbesondere nicht 
als Folge eines Baugesuchs angepasst werden. Vorbehalten bleiben 
Entdeckungen (vgl. Art. 118 Abs. 2 PBG) sowie Anpassungen von Bun-
desinventaren (z.B. Art. 5 Abs. 2 NHG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war nicht umstritten. Es gab keine Wortmeldungen. Aller-
dings war das Schutzinventar an sich umstritten (siehe Art. 118 PBG).  
 
Verordnungsbestimmungen 
Zuständige kantonale Stelle für die Bezeichnung von Objekten von nati-
onaler und kantonaler Bedeutung ist gemäss Art. 10 Abs. 1 Bst. d PBV 
das Amt für Kultur. Die Nachführung und Anpassung des Schutzinven-
tares ist in Art. 11 PBV näher geregelt. So bedarf insbesondere die An-
passung des Schutzinventares aufgrund von Entdeckungen der Geneh-
migung nach Art. 120 Abs. 2 PBG. Die politischen Gemeinden können 
im Schutzinventar oder in der SchV die ortsbildprägenden Bauten nach 
Art. 6 der eidgenössischen Zweitwohnungsverordnung vom 4. Dezem-
ber 2015 bezeichnen (Art. 12 PBV). 

120 Erstellung 
 

Wesentliche Neuerungen 
Das Schutzinventar wird unter Federführung der Gemeinde in Zusam-
menarbeit mit dem Amt für Kultur erstellt. Dies soll sicherstellen, dass  
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die Objekte von kantonaler und nationaler Bedeutung vollständig und 
korrekt erfasst sind. Betroffene Grundeigentümer werden angehört. Das 
Schutzinventar wird vom Kanton genehmigt (Abs. 2). Die Genehmi-
gungskompetenz beschränkt sich ausdrücklich auf die Kontrolle der 
Vollständigkeit der aufgelisteten Schutzobjekte von nationaler und kan-
tonaler Bedeutung. Eine Prüfung von Mindestanforderungen an das In-
ventarisierungsverfahren findet nicht statt. 
Das Schutzinventar ist öffentlich (Abs. 3) und soll auch auf dem Geopor-
tal abrufbar sein.  
 
Parlamentarische Beratung 
Umstritten war insbesondere, ob Mindestanforderungen an die Inventa-
risierung erlassen werden sollen oder nicht sowie die Genehmigungs-
kompetenz des Kantons. Der Antrag der SP-GRÜ-Fraktion, die Mindest-
anforderungen an das Inventarisierungsverfahren konkret zu benennen, 
war chancenlos. 
Das E-PBG sah vor, dass sich die kantonale Genehmigungskompetenz 
auch auf die Erfüllung der Mindestanforderungen an das Inventarisie-
rungsverfahren beziehen soll. Da das Inventar von den Gemeinden er-
lassen wird und nur alle 15 Jahre geändert werden kann, seien an die 
Schutzinventare hinsichtlich Qualität und Vergleichbarkeit hohe Ansprü-
che zu stellen. Die Mindestanforderungen hätten in der Verordnung vor-
geschrieben werden müssen. Es bestand die Befürchtung, dass ohne 
einheitliche Erfassungsgrundsätze die künftigen Schutzinventare kaum 
vergleichbar wären und eine einheitliche Festlegung der kantonalen und 
nationalen Schutzobjekte spürbar erschwert wäre. Auf das Erfordernis 
von Mindestanforderungen sowie der Konkretisierung derselben mittels 
Verordnung wurde dann allerdings verzichtet. Als Ersatz wurde die For-
mulierung aufgenommen, das Verfahren erfolge nach anerkannten 
Grundsätzen. Dies soll nach Meinung der VoKo eine geordnete Erstel-
lung sicherstellen und brauche nicht vom Kanton überprüft zu werden. 
 
Verordnungsbestimmung  
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Zuständige kantonale Stelle für die Genehmigung des Schutzinventars 
ist gemäss Art. 10 Abs. 1 Bst. b PBV das Departement des Innern. 

121 Unterschutzstellung - Verfah-
ren 

Wesentliche Neuerungen 
Die Gemeinden haben die Wahl, den Schutzentscheid vorausschauend 
im Rahmen der Nutzungsplanung (SchutzV oder SNP; Bst. a) oder erst 
im Einzelfall bei einer Gefährdung durch ein konkretes Bauvorhaben 
(Auflagen und Baubeschränkungen in der Baubewilligung; Bst. b) zu 
treffen. Nutzungsplanerische Instrumente drängen sich insbesondere für 
den Schutz von Ortsbildern (ISOS) und Ensembles beziehungsweise 
grössere zusammenhängende Schutzgebiete auf. Ausnahmsweise 
kann auch eine Schutzverfügung erlassen werden. Darüber hinaus kann 
jederzeit ein Schutzentscheid verlangt werden (Art. 116 PBG). 
Sofern Objekte von nationaler oder kantonaler Bedeutung betroffen 
sind, bezieht die Gemeinde das Amt für Kultur rechtzeitig in das Verfah-
ren ein (Abs. 2). Damit können insbesondere kleinere Gemeinden von 
der kompetenten fachlichen Unterstützung der kantonalen Fachstellen 
profitieren. Entscheide der kommunalen Baubehörde müssen nicht 
durch den Kanton genehmigt werden. Kommt eine Gemeinde ihrer Ver-
pflichtung, Schutzobjekte angemessen zu schützen, nicht nach, hat der 
Kanton somit einzig die Möglichkeit, aufsichtsrechtlich einzuschreiten 
(Art. 155 ff. GG). Für die definitive Unterschutzstellung mittels SchutzV 
besteht jedoch nach wie vor ein Genehmigungserfordernis durch das 
AREG gemäss Art. 38 PBG. 
Schliesslich können die kantonalen und kommunalen Behörden zur nä-
heren Regelung des grundeigentümerverbindlichen Schutzes mit der 
Grundeigentümerschaft einen verwaltungsrechtlichen Vertrag abschlies-
sen (Abs. 3). Dies kann insbesondere angebracht sein, wenn "positive" 
Schutzmassnahmen hinsichtlich Unterhalt und Pflege vereinbart werden 
oder wenn dadurch komplexe Verfahren schneller und kostengünstiger 
abgewickelt werden können.  
 
Parlamentarische Beratung 
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Äusserst umstritten war die Frage, ob es für die definitive Unterschutz-
stellung eine Genehmigungskompetenz für den Kanton bei Objekten 
von nationaler und kantonaler Bedeutung brauche. Im E-PBG war vor-
gesehen, dass Entscheide der kommunalen Baubehörde durch den 
Kanton im Rahmen der kantonsinternen Verfahrenskoordination zu ge-
nehmigen seien, wenn inventarisierte Objekte von nationaler und/oder 
kantonaler Bedeutung verändert, renoviert oder beseitigt werden bzw. 
für sie der Schutzumfang festgelegt werden sollten. Insbesondere die 
bürgerlichen Parteien befürchteten unverhältnismässigen Mehraufwand 
bei den entsprechenden Ämtern sowie wohl einen zu weit gehenden 
Eingriff in die Gemeindeautonomie. Die entsprechenden Anträge zur 
Beibehaltung der Genehmigungspflicht wurden deutlich abgelehnt. 
 
Verordnungsbestimmung 
Sobald Unterschutzstellungsentscheide vorliegen, führt die Gemeinde 
das Schutzinventar nach (Art. 11 Abs. 1 PBV). Eine allfällige SchV ist 
vom AREG zu genehmigen (Art. 10 Abs. 1 Bst. c PBV i.V.m. Art. 38 
Abs. 1 PBG). 

122 Eigentumsbe-
schränkung 

98 Wesentliche Neuerungen 
Mit der Unterschutzstellung legt die Gemeinde Eigentumsbeschränkun-
gen wie Bau-, Veränderungs- oder Abbruchverbote, Baubeschränkun-
gen oder auch Nutzungs- und Zutrittsbeschränkungen fest (Abs. 1). 
Diese müssen im überwiegenden öffentlichen Interesse liegen und ver-
hältnismässig sein. Es wird ein Veränderungsverbot mit Genehmigungs-
vorbehalt für Objekte von kantonaler und nationaler Bedeutung bewirkt. 
Ein Schutzobjekt kann neu nach den Bedürfnissen des heutigen Woh-
nens und Lebens für bisherige oder neue Zwecke genutzt und unter 
Wahrung des Schutzziels verändert werden (Abs. 2). 
Unter Schutz stehende Objekte können wie nach BauG beseitigt oder 
beeinträchtigt werden, wenn ein gewichtiges das Interesse an der Erhal-
tung überwiegendes Bedürfnis nachgewiesen wird. Bei Schutzobjekten 
von nationaler oder kantonaler Bedeutung ist die Zustimmung der zu-
ständigen kantonalen Stelle (Amt für Kultur) erforderlich (Abs. 3). 

Aufgrund der Protokolle der VoKo 
ergibt sich, dass bei der Unter-
schutzstellung nach Art. 121 PBG 
das gemäss E-PBG vorgesehene 
Zustimmungserfordernis der kanto-
nalen Denkmalpflege gestrichen 
wurde (früherer Abs. 3), da man 
den Gemeinden den Entscheid 
auch bei Objekten von nationaler 
und kantonaler Bedeutung belas-
sen wollte. Die kantonale Denkmal-
pflege ist nach Art. 121 Abs. 2 PBG 
lediglich in dieses Unterschutzstel-
lungs-Verfahren einzubeziehen. 
Nicht diskutiert wurde in der VoKo 
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war (wohl) unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

dagegen die genau gleichlautende 
Bestimmung von Art. 122 Abs. 3 
PBG, die ein Zustimmungserforder-
nis der kantonalen Denkmalpflege 
bei der Beeinträchtigung und Be-
seitigung von bereits unter Schutz 
gestellten Objekten statuiert. Nach 
Art. 122 Abs. 3 PBG ist aufgrund 
des eindeutigen Wortlauts immer 
eine Zustimmung der kantonalen 
Denkmalpflege notwendig, wenn 
ein Bauvorhaben zu einer Beein-
trächtigung oder Beseitigung eines 
Schutzgegenstands von nationaler 
und kantonaler Bedeutung führt.  

Die kantonale Denkmalpflege prüft 
nach Art. 122 Abs. 3 PBG, ob das 
Bauvorhaben zu einer Beseitigung 
oder Beeinträchtigung eines 
Schutzgegenstands führt. Sollte 
das zutreffen, nimmt sie in der 
Folge die in Art. 122 Abs. 3 erster 
Satz PBG verlangte Interessenab-
wägung vor. Diese Interessenab-
wägung fällt neu in die Zuständig-
keit der kantonalen Denkmalpflege 
(im Unterschied zur Bestimmung 
von Art. 98 Abs. 2 BauG, nach der 
über diese Frage die Baubewilli-
gungsbehörde zu befinden hatte). 
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Nur wenn ein gewichtiges, das Inte-
resse an der Erhaltung überwie-
gendes Bedürfnis nachgewiesen 
wird, dürfen unter Schutz gestellte 
Objekte beseitigt oder beeinträch-
tigt werden. Abschliessend prüft die 
kantonale Denkmalpflege, ob die 
Beeinträchtigung des Schutzgegen-
stands mit verhältnismässigen Auf-
lagen gemindert und dadurch die 
Beeinträchtigung des Schutzgegen-
stands reduziert werden kann. Es 
ist Aufgabe der Gemeinde, der kan-
tonalen Denkmalpflege die kon-
krete Interessenlage darzustellen. 
Sie wird die verschiedenen, für die 
Überbauung sprechenden Interes-
sen aufzeigen müssen, damit die 
kantonale Denkmalpflege die Inte-
ressenabwägung vornehmen kann. 

Weil nach Art. 122 Abs. 3 PBG im-
mer eine Zustimmung der kantona-
len Denkmalpflege notwendig ist, 
wenn ein Bauvorhaben zu einer 
Beeinträchtigung oder Beseitigung 
eines Schutzgegenstands von nati-
onaler und kantonaler Bedeutung 
führt, müssen sämtliche Bauvorha-
ben, welche unter Schutz gestellte 
Objekte (und zwar Einzelschutzob-
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jekte und/oder Ortsbildschutzge-
biete) berühren, der kantonalen 
Denkmalpflege zur Prüfung einge-
reicht werden. Das bedeutet, dass 
in Gemeinden, in denen der "ex-
lege"-Schutz gilt (weil die Schutz-
verordnung bereits vor dem 
30. September 2002 genehmigt 
wurde), sämtliche Baugesuche - 
also auch solche ausserhalb eines 
ausgeschiedenen Ortsbildschutz-
gebiets -, sofern sie potenziell 
schutzwürdige Objekte betreffen, 
der kantonalen Denkmalpflege zur 
vorgängigen Beurteilung einge-
reicht werden müssen; gleiches gilt 
in solchen Gemeinden bei einem 
Gesuch nach Art. 116 PBG. Verfügt 
die Gemeinde über eine neuere 
Schutzverordnung (und besteht 
deshalb kein "ex-lege"-Schutz), 
sind der kantonalen Denkmalpflege 
alle Baugesuche zuzustellen, die 
sich innerhalb des Ortsbildschutz-
gebiets befinden oder ein festge-
legtes Einzelschutzobjekt direkt o-
der dessen unmittelbare Umge-
bung betreffen. Diese Baugesuche 
müssen deshalb zur kantonalen 
Denkmalpflege, weil auch eine neu-
ere Schutzverordnung noch keine 
Klassierung der Schutzgegen-
stände (national, kantonal, lokal) 
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enthält und die kantonale Denkmal-
pflege deshalb jeweils vorfrage-
weise zu beurteilen hat, ob das 
Bauvorhaben ein Objekt von natio-
naler oder kantonaler Bedeutung 
betrifft. Baugesuche ausserhalb 
des Ortsbildschutzgebiets einer 
neueren Schutzverordnung – aus-
genommen solche, die Einzel-
schutzobjekte betreffen – müssen 
der kantonalen Denkmalpflege 
nicht zugestellt werden.  

Die Baubehörde koordiniert ihren 
Gesamtentscheid bei unter Schutz 
gestellten Objekten mit der Zustim-
mung der kantonalen Denkmal-
pflege formell sowie materiell nach 
Art. 25a RPG, wobei die Baube-
hörde an den Entscheid der kanto-
nalen Denkmalpflege gebunden ist. 
Es handelt sich um einen Gesamt-
entscheid nach Art. 133 Bst. f PBG, 
der gestützt auf Art. 43bis VRP 
i.V.m. Art. 25 GeschR mit Rekurs 
beim Baudepartement angefochten 
werden kann (da die kantonale 
Denkmalpflege im Anhang zur PBV 
nicht als federführende Stelle des 
Kantons bezeichnet ist, bestimmt 
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sich der Rechtsmittelweg nicht 
nach Art. 132 Abs. 3 PBG).  

Führt das Vorhaben gemäss Beur-
teilung DMP zu einer Beeinträchti-
gung eines Schutzgegenstands 
und kann der Mangel nicht mit Auf-
lagen behoben werden, wird die 
Zustimmung verweigert, was zur 
Folge hat, dass die Baubehörde im 
Gesamtentscheid auch die Baube-
willigung zu verweigern hat. Führt 
das Vorhaben gemäss Beurteilung 
DMP zu einer Beeinträchtigung ei-
nes Schutzgegenstands und kann 
der Mangel mit Auflagen behoben 
werden, wird die Zustimmung unter 
Auflagen erteilt; letztere sind an-
schliessend von der Baubehörde in 
den Gesamtentscheid zu überneh-
men. 

Die noch fehlende Detailgestaltung, 
Farbgebung und Materialisierung 
können im Rahmen der Zustim-
mungserteilung jedoch nicht mit ei-
ner Auflage erst auf einen späteren 
Zeitpunkt nachverlangt werden. Im 
Kanton St.Gallen ist nach ständiger 
Rechtsprechung (VerwGE 
B 2011/122 vom 1. Mai 2012 
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Erw. 2.3 mit Hinweisen) in Ortsbild-
schutzgebieten und bei Einzel-
schutzobjekten das Baugesuch 
stets als Ganzes, einschliesslich 
der konkreten Fassaden- und 
Dachgestaltung, zu beurteilen. An-
dernfalls könnten die Fragen der 
Einfügung bzw. der Beeinträchti-
gung eines Schutzgegenstands im 
Baubewilligungsverfahren noch 
nicht abschliessend beurteilt wer-
den.  

Nur die Teilverfügung der kantona-
len Denkmalpflege (Zustimmung  
oder Verweigerung) ist Teil dieses 
Gesamtentscheides. Kommt die 
kantonale Denkmalpflege im Rah-
men der Beurteilung des Bauge-
suchs (oder auch erst später in  
einem allfälligen Rekursverfahren) 
zum Ergebnis, dass keine Beein-
trächtigung eines Schutzgegen-
stands von kantonaler oder natio-
naler Bedeutung vorliegt, stellt 
diese Feststellung für sich allein 
noch keine Teilverfügung dar, die 
im Rahmen eines Gesamtentschei-
des zu eröffnen (gewesen) wäre; 
nach dem klaren Wortlaut von 
Art. 122 Abs. 3 PBG trifft das nur 
für die Zustimmungsverfügung der 
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kantonalen Denkmalpflege zu. Das 
hat zur Folge, dass in Fällen, in de-
nen die kantonale Denkmalpflege 
im Rahmen eines Rekursverfah-
rens bestätigt, dass keine Beein-
trächtigung eines Schutzgegen-
stands vorliegt, auf den Rekurs ein-
getreten werden kann; es fehlt 
diesfalls nicht am Gesamtent-
scheid, sondern es ist bzw. war 
kein solcher nötig. Fehlt dagegen 
ein Gesamtentscheid, weil die Zu-
stimmung der kantonalen Denkmal-
pflege nicht eingeholt wurde, wird 
auf den Rekurs gegen die kommu-
nale Baubewilligung nicht eingetre-
ten. Die fehlende Zustimmung der 
kantonalen Denkmalpflege kann im 
Rechtsmittelverfahren nicht nach-
gereicht werden. Fehlt die Zustim-
mung, fehlt es auch am nötigen 
Gesamtentscheid. Ein Teilent-
scheid allein ist weder anfechtbar 
noch entfaltet er Rechtswirkungen. 
Dazu kann auf die Rechtsprechung 
verwiesen werden (VerwGE 
B 2015/131 vom 30. Mai 2017 
Erw. 4.2.1 mit Hinweisen), wonach 
kommunale Baubewilligungen, die 
ohne die erforderliche Zustimmung 
oder Genehmigung durch die kan-
tonale Behörde erteilt wurden, kei-
ne Rechtswirkungen entfalten. Dies 
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gilt unabhängig davon, ob der Ge-
nehmigungsvorbehalt im Bundes-
recht oder im kantonalen Recht be-
gründet ist (GVP 2001 Nr. 94 mit 
Hinweisen).  

Die Gemeinde selbst – ohne Teil-
verfügung der kantonalen Denk-
malpflege – kann eine Baubewilli-
gung allein aus denkmalpflegeri-
schen Gründen weder unter Aufla-
gen bewilligen noch verweigern. 
Dies auch dann nicht, wenn die 
Auflagen oder die Verweigerung 
materiell richtig begründet wären. 
Es ist in solchen Fällen stets ein 
Gesamtentscheid nötig und für die 
Beurteilung der Beeinträchtigung o-
der Beseitigung des Schutzgegen-
stands von kantonaler oder natio-
naler Bedeutung ist ausschliesslich 
die kantonale Denkmalpflege und 
nicht die Gemeinde zuständig. 

123 Sicherungsmass-
nahmen 

100 Wesentliche Neuerungen 
Grundeigentümer können wie bisher nur vertraglich zum Unterhalt eines 
Kulturdenkmals verpflichtet werden. Die Gemeinde kann aber Siche-
rungsmassnahmen treffen, wenn ansonsten der Verlust unwiederbringli-
cher Werte droht (Abs. 1). Soweit den Eigentümern daraus ein wirt-
schaftlicher Vorteil entsteht, können ihnen die Kosten überbunden wer-
den (Abs. 2). Gemäss Botschaft soll an der bestehenden Praxis grund-
sätzlich auch in Zukunft festgehalten werden.  
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

124 Meldepflicht bei Entdeckun-
gen 

Wesentliche Neuerungen 
Entdeckungen sind der zuständigen kantonalen Stelle zu melden. Mel-
depflichtig ist jedermann, d.h. insbesondere Grundeigentümer, Baube-
rechtigte, Bauende sowie Behörden. Zu den meldepflichtigen Entde-
ckungen gehören auch archäologische Funde/Fundstellen. Archäologi-
sche Funde (zumindest die beweglichen) sind als Altertümer von wis-
senschaftlichem Wert nach Art. 724 Abs. 1 ZGB Eigentum des Kantons 
(vgl. auch Art. 22 KEG für unbewegliche Kulturgüter). Eine ähnliche 
Meldepflicht findet sich bisher noch in der Verordnung betreffen den 
Schutz von Naturkörpern und Altertümern (sGS 271.51). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Im Falle einer Entdeckung, wird das Schutzinventar durch die politische 
Gemeinde nachgeführt (Art. 11 Abs. 2 PBV). Die zuständige kantonale 
Stelle ist das Amt für Kultur (Art. 10 Abs. 1 Bst. d PBV).  

 

125 Archäologische Denkmäler - 
Sicherung und wirssenschaft-
liche Untersuchung 

Wesentliche Neuerungen 
Die kantonale Fachstelle sichert und untersucht neu entdeckte archäo-
logische Fundstellen und bekannte archäologische Denkmäler, die nicht 
erhalten werden können (Abs. 1). Dieses Vorgehen entspricht zusam-
men mit Art. 126 und 127 PBG einem in andern Kantonen verbreiteten 
Standard. 
Da archäologische Denkmäler grösstenteils im Boden verborgen und 
somit unbekannt sind, verschafft erst eine nähere Untersuchung Klarheit 
darüber, ob es sich tatsächlich um ein archäologisches Denkmal han-
delt. Häufig kann im Rahmen der Interessenabwägung ein im Schutzin-
ventar erfasstes oder unter Schutz gestelltes archäologisches Denkmal 
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nicht erhalten werden. Deshalb ist es vor der Zerstörung wenigstens 
wissenschaftlich zu untersuchen. Die Untersuchung umfasst die Feldun-
tersuchung und deren Auswertung, die Konservierung und Restaurie-
rung sowie die Dokumentation und Publikation der Ergebnisse. 
Die Kosten der Sicherungs- und Untersuchungsmassnahmen trägt 
grundsätzlich der Kanton (Abs. 2). 
Sofern eine Gemeinde durch ein grösseres Bauvorhaben (Baukosten 
von wenigstens 2 Mio. Franken; Art. 14 Abs. 1 PBV) Sicherung und Un-
tersuchung eines archäologischen Denkmals ausgelöst haben, kann 
diese - sofern verhältnismässig - zur Übernahme eines Kostenanteils 
von höchstens 50 Prozent verpflichtet werden (Abs. 3). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Art. 13 PBV regelt das Verfahren, wenn vom Bauvorhaben ein archäolo-
gisches Denkmal betroffen sein könnte. Dabei ist das Vorgehen in Be-
zug auf die wissenschaftliche Untersuchungen und Sicherungsmass-
nahmen sowie die Fristen zwischen der Bauherrschaft und dem Amt für 
Kultur zu vereinbaren. Kommt keine Einigung zustande, entscheidet das 
Amt für Kultur. Art. 14 PBV regelt die Kostenbeteiligung der Gemeinden 
näher (insbesondere wonach sich die Höhe der Kostenbeteiligung be-
stimmt). Gemäss Abs. 4 dieser Bestimmung entscheidet die Regierung, 
wenn sich das Amt für Kultur und die Gemeinde nicht einig sind. 

126 Duldungspflicht 
 

Wesentliche Neuerungen 
Funde und Fundstellen dürfen bis zum Eintreffen der kantonalen Fach-
stelle in keiner Weise verändert werden. Sicherungs- und Untersu-
chungsmassnahmen sind zu dulden (Abs. 1). 
Berechtigte Nutzungsinteressen von Grundeigentümern und Baube-
rechtigten sind angemessen zu berücksichtigen (Abs. 2). 
Die Eigentumsgarantie und die Grundsätze des Enteignungsrechts set-  
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zen der Duldungspflicht klare Grenzen. Wenn der Umfang der Behinde-
rung und die Dauer der Verzögerung einer Enteignung gleich kommt, ist 
eine Entschädigung geschuldet (gemäss EntG). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war in der Schlussabstimmung grundsätzlich unumstritten. 
Die konkrete Umsetzung in der Praxis gab Anlass zu einer kurzen Dis-
kussion. 

127 Archäologische Ar-
beiten 

 
Wesentliche Neuerungen 
Archäologische Arbeiten dürfen nur durch die Kantonsarchäologie sel-
ber oder unter ihrer Federführung vorgenommen werden. Der Begriff 
"archäologische Arbeiten" ist breit zu verstehen und umfasst z.B. auch 
die Verwendung von Metalldetektoren. Bei archäologisch bedeutsamen 
Funden kommt es oft zu Raubgrabungen. Aus diesem Grund ist die 
Verwendung von Metalldetektoren bewilligungspflichtig (siehe auch Eu-
ropäisches Übereinkommen zum Schutz des archäologischen Erbes, 
SR 0.440.5). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

128 Natur- und Land-
schaft - Schutzmas-
snahmen 

99 Wesentliche Neuerungen 
Die Gemeinden treffen Schutzmassnahmen in erster Linie durch den Er-
lass von SchutzV mit Geltung für das ganze Gemeindegebiet (Abs. 1 
Bst. b). Ergänzend und in Ausnahmefällen können aber auch Schutzzo-
nen mit entsprechenden Schutzvorschriften ausgeschieden (Abs. 1 Bst. 
a) oder Schutzverfügungen (Abs. 1 Bst. c) erlassen werden. 
Weiter können mit den Grundeigentümern verwaltungsrechtliche Ver-
träge über Schutz, Erhaltung und Bewirtschaftung von Schutzobjekten 
abgeschlossen werden (Abs. 2). Diese Verträge sind von hoher prakti-
scher Bedeutung, weil die Unterschutzstellung nur Eigentumsbeschrän-
kungen, nicht aber Handlungspflichten beinhaltet. Der Vertrag kann so-
mit eine geeignete Ergänzung zur Unterschutzstellung darstellen.  
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Zur Klarstellung wurde in der Schlussabstimmung noch Abs. 3 einge-
fügt, wonach bei der Ausscheidung von Schutzzonen und dem Erlass 
von Vorschriften (Abs. 1 Bst. a) die Interessen der Grundeigentümer 
und Bewirtschafter angemessen zu berücksichtigen sind. 
Schliesslich wird klargestellt, dass einzelne Schutzobjekte bundesrecht-
lich einen ex-lege-Schutz geniessen. Dazu gehören einerseits bei der 
Erfüllung von Bundesaufgaben insbesondere die in den Bundesinventa-
ren aufgeführten Schutzobjekte (Art. 6 NHG). Andererseits auch ohne 
Inventarisierung bestehende Schutzobjekte (z.B. Ufervegetationen nach 
Art. 21 NHG oder Moore und Moorlandschaften von nationaler Bedeu-
tung nach Art. 78 Abs. 5 BV). Trotz ex-lege Schutz ist grundsätzlich - 
mit Ausnahme des Moor- und Moorlandschaftsschutzes - eine Interes-
senabwägung zwischen Schutz- und Nutzungsinteressen zulässig. 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Kantonsrat wurde von Seiten der Landwirtschaft die Einfügung von 
Abs. 3 beantragt und - trotz vorherrschender Meinung, dieser Zusatz sei 
unnötig - ziemlich klar angenommen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Art. 15 PBV legt die kantonalen Zuständigkeiten fest. 

129 Eigentumsbe-
schränkugen 

98 Wesentliche Neuerungen 
Schutzzonenvorschriften sowie SchutzV und Schutzverfügungen legen 
Eigentumsbeschränkungen fest. Diese müssen im überwiegenden öf-
fentlichen interesse liegen und verhältnismässig sein. Leistungspflichten 
können nur mittels vertraglicher Abmachung auferlegt werden. Nut-
zungs- und Zutrittsbeschränkungen sind dagegen möglich. Bei Missach-
tung trifft die Gemeinde die nötigen Massnahmen. 
Schutzobjekte dürfen nur im Fall eines gewichtigen Bedürfnisses, wel-
ches das Interesse an der Erhaltung überwiegt, beeinträchtigt oder be-
seitigt werden. Der Verursacher hat angemessenen bzw. verhältnismäs-
sigen Realersatz zu leisten. So muss der Ersatz z.B. in einem vernünfti-
gen Verhältnis zum wirtschaftlichen Interesse desjenigen sein, der ein  
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Schutzobjekte beseitigen will. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung 
(Art. 98 Abs. 2 BauG) beschränkt sich die Ersatzpflicht nicht auf Le-
bensräume schutzwürdiger Tiere und Pflanzen. 
Ist ein Schutzobjekt von nationaler / regionaler Bedeutung betroffen, so 
ist die Zustimmung der zuständigen kantonalen Stelle erforderlich. Bei 
Objekten von lokaler Bedeutung ist keine Zustimmung erforderlich. 
 
Parlamentarische Beratung 
Ursprünglich war in Abs. 1 vorgesehen, dass Massnahmen bei Missach-
tung auf Kosten des Pflichtigen erfolgen. Auf Anregung der VoKo wurde 
auf dieses zwingende Erfordernis verzichtet. Zudem gab es terminologi-
sche Diskussionen bezüglich kantonal / regional. In Anlehnung an das 
NHG wurde danach die Bezeichung "regional" gewählt. 
 
Verordnungsbestimmung 
Zuständige kantonale Stelle für Massnahmen und Entscheide im Wald 
ist das Kantonsforstamt (Art. 15 Abs. 1 Bst. b PBV). Für alle anderen 
Massnahmen und Entscheide ist das ANJF zuständig (Art. 15 Abs. 1 
Bst. c PBV). 

130 Ökologischer Aus-
gleich 

102bis Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung entspricht dem geltenden Recht (Art. 102bis BauG). 
Beim geforderten ökologischen Ausgleich handelt es sich nicht um eine 
Eigentumsbeschränkung. Es ist ein Handlungsauftrag an die Gemein-
den. Für den ökologischen Ausgleich sind soweit nötig auch Flächen mit 
Hilfe von verwaltungsrechtlichen Verträgen zu sichern. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Gemäss Art. 18b Abs. 2 NHG sor-
gen die Kantone in intensiv genutz-
ten Gebieten inner- und ausserhalb 
von Siedlungen für ökologischen 
Ausgleich mit Feldgehölzen, He-
cken, Uferbestockungen oder mit 
anderer naturnaher und standortge-
mässer Vegetation (siehe auch 
Art. 15 Abs. 1 NHV). Dabei sind die 
Interessen der landwirtschaftlichen 
Nutzung zu berücksichtigen. Der 
Kanton St.Gallen hat diesen bun-
desgesetzlichen Handlungsauftrag 
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mit Art. 130 PBG an die Gemein-
den weiterdelegiert. Sowohl 
Art. 18b Abs. 2 NHG als auch 
Art. 130 Abs. 1 PBG stellen Hand-
lungsaufträge an die Kantone bzw. 
Gemeinden dar, bilden für sich al-
lein aber in der Regel noch keine 
genügende gesetzliche Grundlage 
für entsprechende Eigentumsbe-
schränkungen. Solche wären durch 
die Gemeinden erst noch mit geeig-
neten Massnahmen z.B. im Rah-
men von Sach- und Nutzungsplä-
nen umzusetzen. Gemäss Art. 130 
Abs. 2 PBG können Flächen für 
den ökologischen Ausgleich im Ein-
zelfall auch mit verwaltungsrechtli-
chen Verträgen gesichert werden. 

131 Verfahren und Voll-
zug - Allgemeine 
Bestimmungen - 
Fristen 

3bis 
VKoV 

Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmungen von VKoG und VKoV wurden ins PBG und in die 
PBV aufgenommen. Abs. 1 entspricht Art. 3bis BauG. Abs. 2 entspricht 
Art. 6 VKoV. 
 
Verordnungsbestimmung 
Die Fristen für erstinstanzliche Entscheide sind im Anhang 1 der PBV 
geregelt (Art. 16 PBV). In Rechtsmittelverfahren vor Verwaltungsbehör-
den gilt eine Enscheidfrist von 21 Wochen nach Abschluss des Schrif-
tenwechsels (Art. 17 PBV). Die Ausnahmen und der Fristenstillstand 
sind in Art. 18f. PBV geregelt.  

132 Verfahrenskoordination - 
Grundsatz 

Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 war bisher in Art. 5 VKoG geregelt. 
Abs. 1 Bst. a ist neu. Es sind hauptsächlich die Tätigkeiten kantonaler 
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Stellen und nur ausnahmsweise auch von Bundesstellen aufeinander 
abzustimmen. Die Verfahrenskoordination kommt nicht zur Anwendung, 
wenn die Errichtung oder die Änderung einer Baute oder einer Anlage in 
die abschliessende Zuständigkeit der politischen Gemeinde fällt. Soweit 
also lediglich mehrere Stellen einer politischen Gemeinde beteiligt sind, 
greifen die kantonalen Bestimmungen über die Verfahrenskoordination 
nicht; vielmehr sind hier die Vorschriften von Art. 25a RPG unmittelbar 
anwendbar. Unwesentlich ist dagegen, ob die Mitwirkung der kanto-
nale(n) Stelle(n) mit einer Stellungnahme oder einer Verfügung endet. 
Unter den Begriff «Verfügung» fallen dabei sämtliche hoheitlichen Akte, 
mit denen die Übereinstimmung mit anwendbaren materiellen Vorschrif-
ten festgestellt oder verlangt wird. Keine Rolle spielt, welchen Namen 
sie tragen (z.B. Bewilligung, Zustimmung oder Genehmigung). 
Abs. 1 Bst. b entspricht Art. 5 Bst. a VKoG. 
Abs. 1 Bst. c ist neu. Zur Verfahrenskoordination auf Stufe Kanton und 
mit dem Bund gehören auch die notwendigen verfahrensleitenden An-
ordnungen, wie das Ansetzen von Fristen und Terminen für Stellung-
nahmen und Verhandlungen bzw. Besprechungen, und zwar mit für alle 
Beteiligten (auch für Bundesbehörden) möglichst verbindlicher Wirkung. 
Abs. 1 Bst. d war bisher in Art. 5 Bst. c VKoG geregelt. Die federfüh-
rende kantonale Stelle kann bei widersprüchlichen Stellungnahmen/Ver-
fügungen neu selbst entscheiden, wenn bei Widersprüchen keine Eini-
gung mit den mitwirkenden Stellen des Staates erzielt wird. Bisher wa-
ren die Regierung bzw. das Departement als Schiedsstelle zuständig 
(Art. 7 VKoG). Es besteht kein Widerspruch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn eine Baute oder Anlage nach dem einen Gesetz bewilli-
gungsfähig, nach einem anderen hingegen unzulässig ist. Da nach 
Art. 25a Abs. 3 RPG keine widersprüchlichen Entscheide ergehen dür-
fen, ist in einem solchen Fall vorerst lediglich der negative Entscheid 
dem Gesuchsteller über die Gemeinde zu eröffnen. Diejenigen Stellen, 
die ihre Bewilligung erteilen könnten, haben dies in einer verbindlichen 
Stellungnahme festzuhalten. Die positiv lautenden Entscheide sind nur 
zu eröffnen, wenn der Gesuchsteller den ablehnenden Entscheid anficht 
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und im Rechtsmittelverfahren obsiegt. 
Abs. 2 ist neu, galt aber bisher schon. 
Abs. 3 war bisher in Art. 8 VKoG geregelt. Neu ist das Verwaltungsge-
richt Rechtsmittelinstanz, wenn das zuständige Departement, dem die 
federführende kantonale Stelle angehört, entschieden oder am Verfah-
ren mitgewirkt hat (Bst. b). Die Regierung entfällt als Rechtsmitte-
linstanz (Art. 8 Abs. 1 Bst. b VKoG). Da das Verwaltungsgericht als 
erste und einzige Rechtsmittelinstanz entscheidet, müssen alle Mängel 
des angefochtenen Entscheids geltend gemacht werden können. Das 
Bundesrecht schreibt ein einheitliches Rechtsmittel für koordinierte Ver-
fahren vor. Es müssen alle Teilverfügungen eines Gesamtentscheids 
bei der gleichen Rechtsmittelinstanz angefochten werden können. 
Abs. 4 entspricht im Wesentlichen Art. 6 VKoG. 
Abs. 5 war bisher in Art. 1 Abs. 2 VKoG geregelt. Neu werden die Best-
immungen über die Verfahrenskoordination auch sachgemäss ange-
wendet auf Verfahren nach dem Enteignungsgesetz (Bst. c), Bewilli-
gung von Veranstaltungen nach EGWaG und SVG (Bst. d), Änderung 
oder Erlass von Zonenplänen und Sondernutzungsplänen, die in Zu-
sammenhang mit Rodungsverfahren nach EGWaG stehen (Bst. e). Zu 
den Sondernutzungsplänen gehören gemäss Botschaft nicht nur diejeni-
gen nach dem PBG, sondern auch Strassenprojekte und -pläne nach 
dem Strassengesetz sowie dem Wasserbaugesetz. Sachgemässe An-
wendung heisst, dass insoweit nach den Grundsätzen dieser Bestim-
mungen vorzugehen ist, als es darum geht, eine umfassende Interes-
senabwägung sämtlicher raum- und umweltschutzrelevanter Gesichts-
punkte vorzunehmen. Sie bedeutet dagegen nicht, dass in diesen Fällen 
das Gesuch ebenfalls bei der politischen Gemeinde einzureichen ist, 
wenn dies von der Sache her keinen Sinn macht (z.B. Kantonsstrassen-
vorhaben). Auch im geltenden Recht geht der Geltungsbereich der Ver-
fahrenskoordination über den Bereich von Baubewilligungen hinaus. 
 
Parlamentarische Beratung 
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Auf die Nachfrage, wie sichergestellt wird, dass bei koordinierten Ver-
fahren keine Verfahrensverzögerung entsteht, weil ein Amt zuerst die 
Stellungnahme des anderen Amts abwartet, wurde ausgeführt, dass die 
federführende Stelle alle involvierten Ämter gleichzeitig zur Stellung-
nahme einlädt und somit keines einfach zuwarten kann. 
 
Verordnungsbestimmung 
Die federführende kantonale Stelle ist im Anhang 2 der PBV bezeichnet 
(Art. 20 Abs. 1 PBV). In Art. 20 Abs. 2 und 3 PBV sind die Einzelheiten 
des koordinierten Verfahrens geregelt. 

133 Aufgaben der politischen Ge-
meinde 

Wesentliche Neuerungen 
Diese Bestimmung entspricht Art. 4 VKoG. 
Mit der kurzen Stellungnahme (Bst. c) hat die Gemeinde eine Gesamt-
würdigung vorzunehmen, damit die kantonalen Dienststellen die Mei-
nung der Gemeinde und deren Probleme kennen und somit die Rich-
tung der Abklärungen festlegen können. Der Inhalt der kurzen Stellung-
nahme ist vom Einzelfall abhängig. 
Ist das Gesuch vollständig, besorgt die Gemeinde die öffentliche Auf-
lage der Gesuchsunterlagen (Bst. d), und zwar grundsätzlich auch 
dann, wenn nach der Spezialgesetzgebung der Kanton das Vorhaben 
öffentlich auflegt. In diesen Fällen nimmt die politische Gemeinde die öf-
fentliche Auflage im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens stellvertre-
tend auch für die weiteren (kantonalen) Stellen vor. Nur mit der öffentli-
chen Auflage aller Gesuchsunterlagen ist sichergestellt, dass Einspra-
chelegitimierte die Auswirkungen der Baute oder der Anlage umfassend 
und ganzheitlich beurteilen können und nach abgelaufener Auflagefrist 
grundsätzlich alle Einwendungen gegen das Projekt bekannt sind. Von 
dieser Regel ausgenommen sind zum Beispiel Kantonsstrassenvorha-
ben, bei denen die öffentliche Auflage vom Kanton durchgeführt wird. 
Die Gemeinden stellen dem Kanton bei derartigen Vorhaben und Gesu-
chen Räume und Infrastruktur für die öffentliche Auflage zur Verfügung. 
Mit der Weiterleitung der Einsprachen und Stellungnahmen an die fe-
derführende kantonale Stelle (Bst. e) äussert sich die Gemeinde zum 
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Projekt und stellt den möglichen Bewilligungsausgang mit Hinweis auf 
allfällige Auflagen und Bedingungen in Aussicht. Die Weiterleitung der 
Gesuchsunterlagen an die federführende kantonale Stelle ist schon vor 
der öffentlichen Auflage möglich. Allerdings kann die definitive Beurtei-
lung durch die mitwirkenden Stellen von Bund und Kanton erst in Kennt-
nis der Einsprachen und der Stellungnahme des Gesuchstellers dazu 
erfolgen. Auch läuft die Bearbeitungsfrist (Ordnungsfrist) für die kanto-
nalen Stellen erst nach Vorliegen der vollständigen Gesuchsunterlagen 
samt Einsprachen und Stellungnahmen des Gesuchstellers. Wenn die 
politische Gemeinde die Unterlagen vor Ablauf des Auflageverfahrens 
einreicht, muss sie zwingend schriftlich das Ergebnis des Auflageverfah-
rens nachliefern, einschliesslich Einsprachen und Stellungnahme des 
Gesuchstellers dazu sowie Angaben zur Projektbeurteilung aus der 
Sicht der Gemeinde(Erteilung der Bewilligung möglich ja/nein, Auflagen, 
Bedingungen usw.). Die Gemeinde hat aber auch die Möglichkeit, mit 
der Zustellung der Unterlagen an die federführende kantonale Stelle bis 
zum Ablauf der öffentlichen Auflage und dem Vorliegen der Stellung-
nahme des Gesuchstellers zu allfälligen Einsprachen zuzuwarten. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

134 Duldungspflicht und Gewäh-
rung des Zutrittsrechts 

Wesentliche Neuerungen 
Das BauG enthielt keine vergleichbare Regelung. 
Das Zutrittsrecht besteht für alle Planungs-, Bewilligungs- und Schutz-
massnahmen und auch für Baukontrollen. Dementsprechend ist jeder-
mann, d.h. Eigentümerinnen und Eigentümer von Grundstücken, Bauten 
und Anlagen, Schutzobjekten sowie Bauherrschaften zur Duldung der 
diesbezüglichen Handlungen verpflichtet. Die Duldungspflicht umfasst 
auch erforderliche Eingriffe wie Verpflockungen oder Untersuchungen, 
wobei immer das Verhältnismässigkeitsprinzip zu beachten ist. Zudem 
erstreckt sich die Duldungspflicht auf alle jene Personen, welche am 
Verfahren beteiligt sind (im Rahmen eines Einsprache-Augenscheins 
somit auch auf die Einsprecher). 
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Die Ausübung des Zutrittsrechts ist den Betroffenen rechtzeitig, d.h. in 
der Regel vorgängig mitzuteilen (Abs. 2). Allfällige Schäden sind zu er-
setzen. Kann keine einvernehmliche Lösung erzielt werden, richtet sich 
das Verfahren nach dem Enteignungsgesetz (Abs. 3). 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde über den rechtlichen Charakter der Duldungspflicht 
bzw. der entsprechenden Anordnung und den Zeitpunkt eines allfälligen 
Rechtsmittels diskutiert. Es wurde auf mögliche Verfahrensverzögerun-
gen hingewiesen, wenn es eine anfechtbare Verfügung wäre. Ohne Re-
gelung gelte das VRP. Die Anordnung sei anfechtbar, wenn ein nicht 
wiedergutzumachender Nachteil bestehe. Der Antrag auf Ergänzung der 
Bestimmung mit "durch Verfügung angeordnete Handlungen..." wurde 
nach der Diskussion wieder zurückgezogen. 

135 Baubewilligungsverfahren - 
Zuständigkeit - Baubehörde 
der politischen Gemeinde 

Wesentliche Neuerungen 
Das BauG enthielt keine vergleichbare Bestimmung. 
Der Gemeinderat amtet gemäss Art. 90 GG als Baubehörde. Er kann 
diese Aufgaben an eine Kommission oder an eine Verwaltungsstelle de-
legieren. Dies ist vor allem in grösseren Gemeinden sinnvoll. Die Dele-
gation hat wenigstens in einem Reglement des Gemeinderates zu erfol-
gen (Art. 93 GG). In gewissen Baubewilligungsverfahren haben auch 
kantonale Stellen mitzuwirken. In diesen Fällen kommt das koordinierte 
Verfahren nach Art. 133 PBG zum Tragen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

 

136 Bewilligungspflicht 
und Bewilligungs-
verfahren - Bewilli-
gungspflicht 

78; 79 Wesentliche Neuerungen 
Von der Bewilligungspflicht in Abs. 1 ist auch die Beseitigung von Anla-
gen erfasst. Im BauG war hingegen nur der Abbruch von Bauten bewilli-
gungspflichtig (Art. 79 Abs. 1 BauG). Die Regelung des Abbruchs einer 
zusammengebauten Baute in Art. 79 Abs. 2 BauG wurde nicht ins PBG 
übernommen.  
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Abs. 2 enthält eine nicht abschliessende Liste nicht bewilligungspflichti-
ger Vorhaben in Abs. 2, statt wie in Art. 78 Abs. 2 BauG eine nicht ab-
schliessende Liste bewilligungspflichtiger Vorhaben. 
In Abs. 2 Bst. c steht statt längs öffentlichen Strassen neu Gemein-
destrassen. Die Praxis, dass Stützmauern immer bewilligungspflichtig 
sind, wurde in die Bestimmung aufgenommen. 
Gemäss den Ausführungen in der Botschaft zu Bst. g untersteht die in-
nere Umgestaltung von Baudenkmälern von Bundesrechts wegen der 
Baubewilligungspflicht. 
Die Kombination mehrerer bewilligungsfreier Bauvorhaben ist gemäss 
Abs. 3 i.d.R. bewilligungspflichtig. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo hat vor allem darüber beraten, ob Abs. 2 in die Verordnung o-
der ins Gesetz gehört. Die Experten haben darauf hingewiesen, dass 
Schwierigkeiten mit Art. 22 RPG bestehen. So könnten z.B. bei Bst. g 
"geringfügige Änderungen im Innern von bestehenden Gebäuden" nach 
umweltschutzrechtlichen Gesichtspunkten bewilligungspflichtig sein (S. 
13). Die wenigen Streitfälle im Einzelfall, ob ein Vorhaben gestützt auf 
Art. 22 RPG dennoch bewilligungspflichtig sei, könnten nach Meinung 
der VoKo in Kauf genommen werden. 
Ein Antrag auf eine nicht abschliessende Liste ("insbesondere") wurde 
zunächst nach längerer Diskussion abgelehnt. Nach der Beratung der 
einzelnen Tatbestände wurden ein Rückkommensantrag und der Ände-
rungsantrag zu einer nicht abschliessenden Liste nach kurzer Diskus-
sion dennoch angenommen. 
Bst. a: Ein Mitglied der VoKo stellte die Frage, ob EW-Kabinen, kleine 
Trafostationen oder Kompressorhäuschen sowie Werkleitungen baube-
willigungspflichtig sind. Die Frage wurde mit Ausnahme der Werkleitun-
gen bejaht. Unterirdische Leitungen seien nicht bewilligungspflichtig, 
ausser sie seien umweltrechtlich relevant oder mit hohem Druck. 
Bst. c: Ein Antrag auf Ergänzung dieser Bestimmung mit "...1,80 m ab 
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gewachsenem Terrain" wird diskutiert, u.a. mit Hinweis auf 12. NG EG-
ZGB jedoch wieder zurückgezogen. 
Bst. e: Die befristete Einrichtung von Durchgangsplätzen fällt gemäss 
der VoKo nicht unter diese Bestimmung. Die Einschränkung "je Kalen-
derjahr" wurde in der VoKo eingefügt. 
Bst. e und f: In der VoKo wurde diskutiert, ob der Auftritt eines Zirkus ein 
baubewilligungspflichtiger Tatbestand nach diesen Bestimmungen sein 
könne. Zu Bst. e wurde festgehalten, wenn ein Platz dauernd für ver-
schiedene Anlässe zur Verfügung stehen solle, werde dies für eine be-
stimmte Anzahl an Veranstaltungen als bewilligungspflichtiger Tatbe-
stand erfasst. 
Gemäss bisheriger Praxis sei, vorbehältlich des umweltrechtlichen Vor-
sorgeprinzips, die Durchführung von nicht mehr als zwei bis drei Veran-
staltungen jährlich am gleichen Standort bewilligungsfrei. Fänden je-
doch jedes Wochenende auf dem gleichen Platz Veranstaltungen statt, 
so sei nicht mehr das einzelne Ereignis, sondern die Nutzungs- bzw. 
Zweckänderung des ganzen Platzes ein bewilligungspflichtiger Sachver-
halt. Löse folglich ein Zirkus den andern ab, so sei der entsprechende 
Platz selbst als „Zirkusplatz“ zu bewilligen, auch wenn die einzelne Ver-
anstaltung bewilligungsfrei bleibe. 
Bst. h: Wahlplakate fallen wohl unter diese Bestimmung. Wenn der ein-
zige Zweck einer Aussen- oder Fassadenbeleuchtung die Beleuchtung 
einer Reklame ist, dann ist es wohl eine beleuchtete Aussenreklame 
und damit bewilligungspflichtig. Wenn aber der Lichtkegel einer „norma-
len“ Aussenbeleuchtung zufällig auch noch eine Reklame erfasst, so 
muss diese nicht abgedeckt werden.  

137 Einreichung von 
Gesuchen 

80 Wesentliche Neuerungen 
Die Bestimmung regelt neu die Zuständigkeit. Die Bestimmung zum In-
halt des Baugesuchs (Art. 80 Abs. 2 und 3 BauG) wurde dagegen nicht 
ins PBG übernommen. Die erforderlichen Unterlagen sollen gemäss 
Botschaft in der Verordnung aufgelistet werden.  
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Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Art. 21 PBV enthält Ausführungsbestimmungen zu den Baugesuchsun-
terlagen. 

138 Ordentliches Ver-
fahren - Visierung 

81 Wesentliche Neuerungen 
Bisher mussten die Visiere vor Einreichung des Baugesuchs aufgestellt 
werden (Art. 81 Abs. 1 BauG). Neu müssen die Visiere erst vor dem Aufla-
geverfahren aufgestellt werden. Wenn die Baugesuchsunterlagen unvoll-
ständig sind und ergänzt werden müssen, kann eine gewisse Zeit bis zur öf-
fentlichen Auflage verstreichen. Die Visiere sind dann aufzustellen, wenn 
die Baugesuchsunterlagen vollständig sind und die Veröffentlichung bevor-
steht.  
Die Visiere müssen auf jeden Fall vor der Veröffentlichung aufgestellt sein. 
Die Visierung ist ein Bestandteil der Publikation des Baugesuchs. Die Visie-
rung soll jene Personen auf geplante Bauten oder Anlagen aufmerksam 
machen, welche keine Bauanzeige erhalten. Massgebend sind jedoch im-
mer die Baugesuchsunterlagen, welche öffentlich aufzulegen sind.  
Damit die Visiere ihren Zweck als Bestandteil der Publikation erfüllen kön-
nen, muss die Baubehörde dem Bauherrn rechtzeitig mitteilen, wann die Vi-
siere aufgestellt sein müssen, damit die öffentliche Auflage erfolgen kann.  
Die Visiere dürfen grundsätzlich erst nach dem rechtskräftigen Entscheid 
über das Bauvorhaben entfernt werden. Wie bisher können sie aber mit Zu-
stimmung der Bewilligungs- oder Rechtsmittelbehörde auch vorher entfernt 
werden und es kann deren Wiederherstellung angeordnet werden (Art. 22 
Abs. 3 PBV).  
Neu müssen die Visiere immer die horizontale und vertikale Ausdehnung 
sowie die Gesamthöhe der Baute oder Anlage bezeichnen (Art. 22 Abs. 1 
PBV). Bisher mussten nur bei Bauten und Anlagen von über 18 Meter Höhe 
die horizontale Ausdehnung sowie an einer Stelle die maximale Höhe be-
zeichnet werden (Art. 81 Abs. 3 BauG). Neu kann die Bewilligungsbehörde  
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aus wichtigen Gründen Erleichterungen anordnen, soweit die Informa-
tion der Betroffenen und der Öffentlichkeit sichergestellt ist (Art. 22 Abs. 2 
PBV). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Die Visierung wird in Art. 22 PBV konkretisiert. 

139 Bekanntmachung 
und Auflageverfah-
ren 

82 Wesentliche Neuerungen 
Die Bekanntmachung erfolgt in der Regel im amtlichen Publikationsor-
gan sowie im Internet. Durch öffentlichen Anschlag kann die Bekannt-
machung nur unter den kumulativen Voraussetzungen von Abs. 2 erfol-
gen. Die Bekanntmachung im Internet ist auch dann zwingend. 
Die Voraussetzungen in Abs. 2 für eine Bekanntmachung durch öffentli-
chen Anschlag waren im Entwurf zur Botschaft alternativ ("...oder keine 
Auswirkungen..."), wurden im Text aber als kumulativ beschrieben 
("...und keine Auswirkungen..."). Die Änderung auf kumulativ wurde auf 
Antrag der Redaktionskommission ins PBG aufgenommen. 
Die öffentliche Auflage erfolgt gemäss Abs. 3 nach der Bekanntgabe. 
Von der eingeschrieben zu versendenden Bauanzeige muss die berech-
tigte Grundeigentümerschaft spätestens am Tag vor Beginn der öffentli-
chen Auflage Kenntnis nehmen können. Es ist daher die siebentägige 
Abholfrist für eingeschriebene Sendungen zu beachten. Zur Einsicht be-
rechtigt ist jedermann ohne Nachweis eines Interesses. Das Baugesuch 
umfasst gemäss Botschaft auch die erforderlichen Unterlagen. 
 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Vorgabe, dass immer eine Publikation im Internet erfolgt, wurde von 
der VoKo nach eingehender Diskussion beschlossen. 
Es wurde darauf hingewiesen, dass beschwerdeberechtigte Organisati-  
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onen nach NHG und USG in Fällen ausserhalb der Bauzonen praxisge-
mäss direkt von der Gemeinde oder vom AREG angeschrieben werden. 
Die VoKo diskutierte, ob die Auflagefrist von 14 auf 30 Tage erhöht wer-
den soll, weil die kurze Frist v.a. wegen Ferienabwesenheiten im Som-
mer und über Weihnachten problematisch sei. Es erfolgte jedoch kein 
entsprechender Antrag auf Erhöhung der Frist bei Art. 139 selbst, dann 
aber bei Art. 154 Abs. 4, der allerdings abgelehnt wurde. 

140 Vereinfachtes Ver-
fahren - Vorausset-
zung 

82bis Wesentliche Neuerungen 
Die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtes, dass das vereinfachte 
Verfahren auch keine Anwendung findet auf Vorhaben, die der UVP un-
terstehen, wurde in Bst. b aufgenommen. Gemäss Botschaft ist das ver-
einfachte Verfahren auch nicht anwendbar, wenn der Kreis der Ein-
spracheberechtigten nicht ausreichend bestimmbar ist oder das Vorha-
ben der Verbandsbeschwerde nach Art. 12 NHG bzw. Art. 55 USG un-
terliegt. Ebenso findet das vereinfachte Verfahren keine Anwendung 
bei Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzone sowie bei UVP-
pflichtigen Vorhaben. 
 
Parlamentarische Beratung 
Auf Nachfrage hin wurde erklärt, das vereinfachte Verfahren sei in den-
jenigen Fällen möglich, die keine oder nur die Interessen weniger bzw. 
eine überschaubare Anzahl von Einspracheberechtigten berührten. Die 
Grenze sei einmal bei rund zehn Personen gezogen worden. Wenn es 
gar keine möglichen Einspracheberechtigten gebe, so komme unter 
Umständen auch das Meldeverfahren in Frage. Auch könnten Einspra-
cheberechtigte einem Vorhaben explizit zustimmen, womit auf eine öf-
fentliche Auflage verzichtet werden könnte. 
Als Beispiele, wann das vereinfachte Verfahren angewendet werden 
kann, wurden etwa eine Dachaufbaute auf einer Seite, ein Gartenhäus-
chen oder ein Anbau auf einer Gebäudeseite, welcher nur einen Nach-
barn betreffe, erwähnt. Ebenso eine Garage oder ein Gartensitzplatz,  
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den nur wenige einsehen könnten. Ein Einfamilienhaus hingegen könnte 
z.B. kaum im vereinfachten Verfahren bewilligt werden. 

141 Ablauf 82bis Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

142 Meldeverfahren - 
Voraussetzung 

82ter Wesentliche Neuerungen 
Das Meldeverfahren birgt gewisse Risiken für die Baugesuchstellenden: 
Wenn zu Unrecht ein Vorhaben ohne Information an besonders Be-
troffene im Anzeigeverfahren durchgeführt wird, wird die mangelhafte 
Bewilligung zwar nicht gerade nichtig, doch muss unter Umständen ein 
nachträgliches Einspracheverfahren durchgeführt werden. Es gelten die 
allgemeinen Grundsätze über die mangelhafte Eröffnung von Verfügun-
gen. 
Das Meldeverfahren ist für bundesrechtlich bewilligungsfreie Solaranla-
gen nur sachgemäss durchzuführen (Abs. 2). Es sind lediglich die erfor-
derlichen Unterlagen ohne ein eigentliches Baugesuch einzureichen. 
Die Baubehörden haben die Möglichkeit, das Vorhaben innerhalb von 
30 Tagen in ein höherstufiges Verfahren zu verweisen. 
Nach Art. 18a Abs. 2 RPG können Kantone in klar umschriebenen Ty-
pen von Schutzzonen eine Baubewilligungspflicht für Solaranlagen vor-
sehen. Gemäss Botschaft soll dies im Interesse einer für die Bevölke-
rung transparenten und unkomplizierten Beurteilung im Kanton St.Gal-
len das Schutzinventar nach Art. 119 ff. PBG als Abgrenzungskriterium 
zwischen baubewilligungs- und meldepflichtigen Anlagen sein. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo diskutierte darüber, ob sich das Meldeverfahren in der Praxis 
bewährt hat. Die Experten wiesen darauf hin, dass das Meldeverfahren 
oft nicht richtig angewendet werde. Es werde in der Praxis als unkompli-
ziert und pragmatisch dennoch befürwortet. Der Vorschlag für eine Be-
stimmung, dass Nachbarn sich nach Feststellung innert 14 Tagen mel-
den müssen, wird aber nicht beantragt. Die bisherige Praxis mit dem 
Meldeverfahren solle übernommen werden.  
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143 Ablauf 
 

Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

144 Teilentscheid 
 

Wesentliche Neuerungen 
Der mit der neuen Regelung eingeführte Teilentscheid wird im gleichen 
Verfahren wie der Entscheid über das Baugesuch getroffen und ist dem-
entsprechend auch in gleicher Weise verbindlich gültig und anfechtbar 
(Abs. 2). Der Teilentscheid ist gegenüber der geltenden Regelung des 
Vorverfahrens (Art. 91 und 92 BauG) verfahrensmässig aufwendiger. 
Aufgrund der verbindlichen Wirkung entspricht das neue Verfahren aber 
einem ausgewiesenen Bedürfnis der Praxis. 
 
Parlamentarische Beratung 
Auf Einsprachen von Dritten zu Fragen, die im Teilentscheid entschie-
den wurden, werde nicht eingetreten (sofern keine wesentliche Verän-
derung der Verhältnisse nachgewiesen wird). 
Die Frage der Visierung sei von der Einzelfrage abhängig. Bei umstritte-
ner Erschliessung durch eine private Zufahrtsstrasse müsse diese im 
Gelände ausgesteckt werden, bei umstrittener Zonenkonformität nicht. 
Es müsste ausdrücklich geregelt sein, dass auch in solchen Fällen vi-
siert bzw. eine Hinweistafel aufgestellt werden muss. Es wurden aber 
keine entsprechenden Anträge gestellt. Die Geltungsdauer des Teilent-
scheids entspreche jener der Baubewilligung (Art. 148 PBG). 
Zusammenhang zu Teilrechtskraft nach VRP: Die Teilrechtskraft ge-
mäss Art. 51bis VRP führe zu einer Bewilligung, demgegenüber sei der 
Teilentscheid der Bewilligung vorgelagert. 
Der Teilentscheid sie eine erleichterte Feststellungsverfügung zu Guns-
ten des Bauherrn, weil der Frage, wann die Kosten für das Erreichen ei-
ner gestaltenden Verfügung mit unverhältnismässigem Aufwand verbun-
den ist, aus dem Weg gegangen wird.  

145 Vorbescheid 91; 92 Wesentliche Neuerungen 
Es soll das Vorverfahren nach geltendem Recht weitergeführt werden. 
Art. 92 Abs. 3 BauG ist zwar nicht mehr im PBG, gemäss Botschaft ist  
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von den Behörden trotzdem eine ernsthafte Prüfung der Fragestellung 
zu gewährleisten. Vom Vorbescheid kann im nachfolgenden Baubewilli-
gungsverfahren nur abgewichen werden, wenn neue Erkenntnisse vor-
liegen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

146 Baubewilligung - 
Voraussetzungen 

87 Wesentliche Neuerungen 
Es fallen nur solche öffentlich-rechtlichen Vorschriften in Betracht, wel-
che die Bewilligungsfähigkeit, den Umfang sowie die Gestaltung des 
Bauvorhabens selbst beeinflussen. So stellen beispielsweise im öffentli-
chen Recht begründete finanzielle Ausstände des Baugesuchstellers 
gegenüber der Gemeinde kein Hindernis dar, das die Verweigerung der 
Baubewilligung rechtfertigt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

147 Auflagen und Bedin-
gungen 

87 Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 ist ausführlicher als Art. 87 Abs. 2 BauG, inhaltlich gibt es jedoch 
keine Änderung. Mit Bedingungen und Auflagen (Nebenbestimmungen) 
zur Baubewilligung können nur Hindernisse von untergeordneter Bedeu-
tung beseitigt werden. 
Die Sicherstellung nach Abs. 2 tritt gemäss Botschaft zur primären bau-
rechtlichen Pflicht hinzu und nicht an ihre Stelle. Der Pflichtige kann sich 
also nicht durch Erbringung der verfügten Sicherheitsleistung seiner 
Verpflichtung entziehen. Ist die primäre Pflicht erfüllt, so ist die geleis-
tete Sicherstellung freizugeben (vorbehalten bleiben Dauerverpflichtun-
gen). Die Sicherstellung wird geleistet mit finanziellen Garantien (z.B. 
Hinterlegung einer Kaution, einer Bankgarantie oder einer Bürgschaft). 
Der Betrag kann so bemessen werden, dass das Gemeinwesen im Fall 
einer notwendigen Ersatzvornahme Kostendeckung besitzt. Die Anord-
nung einer Sicherstellung setzt voraus, dass die Erfüllung der in Frage  
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stehenden Pflicht nach den Umständen des konkreten Falls oder nach 
allgemeiner Erfahrung als gefährdet erscheint. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wird ein Antrag auf Streichung von Abs. 2 nach Diskussion 
zurückgezogen. Beispiele für eine Sicherstellung sind: 
Der Neubau eines MFH setzt den Ausbau einer privaten Strasse vo-
raus. In der Baubewilligung wird als Bedingung verfügt, dass das Haus 
erst nach der Erstellung der privaten Strasse bezogen werden darf. 
Wird das Haus gebaut, ohne die Strasse zu erstellen, kann mit der ge-
leisteten Sicherstellung die Ersatzvornahme durchgeführt werden. 
Die Bewilligung für den Kiesabbau wird mit der Auflage erteilt, dass am 
Schluss die Wiederherstellung erfolgt. Da es sich um eine jahrzehnte-
lange Nutzung handelt, könne der Kieswerkbetreiber Konkurs gehen. Es 
bestehe deshalb ein Interesse der Behörde an einer gewissen Sicher-
stellung. 
Ein Ersatzbau ausserhalb der Bauzone werde mit der Erlaubnis bewil-
ligt, bis zur Fertigstellung des Neubaus im Altbau zu wohnen und diesen 
danach abzubrechen. Wenn der Abbruch nicht erfolgt, können die Ab-
bruchkosten mit der geleisteten Sicherstellung bezahlt werden. 

148 Geltungsdauer 88 Wesentliche Neuerungen 
Die Geltungsdauer beträgt neu drei Jahre statt wie bisher ein Jahr. Die 
Baubehörde kann die Frist auf Gesuch hin einmal um zwei Jahre verlän-
gern. Nach Art. 88 Abs. 3 BauG war eine zweimalige Fristerstreckung 
um ein Jahr möglich. Die Baubewilligung gilt während drei Jahren nach 
Eintritt der formellen Rechtskraft. Das Verlängerungsgesuch muss vor 
Ablauf der Frist gestellt und muss nicht weiter begründet werden. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde festgehalten, es bestehe ein Bedürfnis in der Praxis, 
ein Bauvorhaben in Etappen zu vollziehen. So könne z.B. erst der Ver-
kauf des ersten EFH die Erstellung eines weiteren erlauben. Eigentums-
wohnungen in einer MFH-Überbauung verkaufen sich schlecht, weshalb 

Mit dem neuen PBG wird die Gel-
tungsdauer von Bewilligungen ver-
längert. Eine Übergangsregelung 
für die Anwendung dieser Bestim-
mung auf vor dem Inkrafttreten 
rechtskräftig erteilte Bewilligungen 
fehlt hingegen. (Art. 173 PBG ist 
nicht einschlägig, weil dieser nur 
die Frage regelt, nach welchem 
Recht die Rechtmässigkeit eines 
hängigen Baugesuchs zu beurtei-
len ist.)  
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mit der Erstellung eines weiteren Hauses zugewartet werde. Die Bauar-
beiten müssen aber gemäss Art. 151 PBG ohne Unterbrechung ausge-
führt werden. 

Bei der Regelung der Geltungs-
dauer einer Baubewilligung handelt 
es sich um eine Bestimmung des 
formellen Baurechts. Nach den all-
gemein gültigen intertemporalrecht-
lichen Grundsätzen sind Verfah-
rensvorschriften grundsätzlich mit 
dem Tag des Inkrafttretens an-
wendbar. Entsprechend ist für Bau-
bewilligungen, die vor Inkrafttreten 
des PBG rechtskräftig geworden 
sind, deren Geltung aber im Zeit-
punkt des Inkrafttretens des PBG 
noch andauert, Art. 148 PBG un-
mittelbar anwendbar. Das bedeutet, 
dass beispielsweise für eine Bewil-
ligung, die am 1. Januar 2017 
rechtskräftig wurde, eine Geltungs-
dauer von drei Jahren ab deren 
Rechtskraft (d.h. ab dem 1. Januar 
2017) gilt mit der Möglichkeit einer 
zusätzlichen Verlängerung um zwei 
Jahre. Denn die Bewilligung war - 
aufgrund der einjährigen Geltungs-
dauer nach BauG - am 1. Oktober 
2017 noch nicht erloschen. Das-
selbe gilt aber auch für rechtskräf-
tige Bewilligungen, deren Geltungs-
dauer vor dem 1. Oktober 2017 
nach Baugesetz rechtmässig ver-
längert wurde. Massgebend ist ein-
zig, dass die Bewilligung im Zeit-
punkt des Inkfrafttretens des PBG 
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noch nicht erloschen ist. So hat 
z.B. auch eine Bewilligung, die am 
1. Januar 2015 rechtskräftig wurde, 
und die seither zweimal um jeweils 
ein Jahr rechtmässig verlängert 
wurde, eine Geltungsdauer von drei 
Jahren. Auch eine solche kann - in 
Anwendung von Art. 148 Abs. 2 
PBG - um weitere zwei Jahre ver-
längert werden. Hingegen ändert 
sich für Baubewilligungen, deren 
Geltungsdauer vor dem 1. Oktober 
2017 abgelaufen ist, nichts. Diese 
Bewilligungen sind erloschen und 
haben keinen Bestand mehr. 

149 Nachlaufende Baubewilli-
gung 

Wesentliche Neuerungen 
Im BauG war keine entsprechende Bestimmung enthalten. Anzuhören 
ist im Genehmigungsverfahren nur noch, wer im Einspracheverfahren 
Einwände erhoben hat und in diesem Punkt betroffen ist. Wer das Bau-
gesuch akzeptierte, obwohl die untergeordneten Punkte nicht bekannt 
waren, ist nicht mehr beschwert. 
Mit der Ausführung der untergeordneten Punkte darf erst begonnen 
werden, wenn die Genehmigung vorliegt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

 

150 Bauausführung - Meldepflicht 
und Baukontrolle 

Wesentliche Neuerungen 
Die Meldepflicht und Baukontrolle war bisher in kommunalen Bauregle-
menten geregelt, teilweise sehr detailliert. Die Ausgestaltung der Baue-
tappen wird ganz der Praxis überlassen. Für die Übertragung der Bau-
kontrolle auf Private wird die nach Lehre und Rechtsprechung notwen-
dige gesetzliche Grundlage geschaffen. 
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Die Baubehörde kann die Baukontrolle selber durchführen. Sie kann sie 
im Rahmen der Selbstdeklaration auch der Bauherrschaft übertragen 
(Abs. 2). Die für die Selbstdeklaration verantwortliche Person gibt der 
zuständigen Stelle nach Vollendung der Bauarbeiten die Erklärung über 
die Einhaltung der Baubewilligung und der darin enthaltenen Bedingun-
gen und Auflagen ab. Damit die Selbstdeklaration ordnungsgemäss er-
folgen kann, muss ein amtliches Formular zur Verfügung gestellt wer-
den. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 
 
Verordnungsbestimmung 
Die wesentlichen Bauetappen gemäss Art. 150 Abs. 1 Bst. b PBG sind 
in Art. 23 PBV abschliessend aufgezählt. In Art. 24 PBV wird die Bau-
kontrolle gemäss Art. 150 Abs. 2 PBG näher konkretisiert. 

151 Unterbrechung der 
Bauarbeiten 

88 Wesentliche Neuerungen 
Die neue Regelung zielt darauf ab, «ewige Baustellen» zu unterbinden. 
Derartige Baustellen sind weder im Interesse der Öffentlichkeit noch der 
Nachbarschaft. Ewige Baustellen können in verschiedensten Formen 
auftreten. Beispielsweise können von einer Gesamtüberbauung mit drei 
Mehrfamilienhäusern lediglich zwei Mehrfamilienhäuser realisiert sein 
und für das letzte Haus fehlen die Finanzen. Oder bei einem bewilligten 
viergeschossigen Mehrfamilienhaus werden nur Untergeschoss und 1. 
Obergeschoss realisiert. Den unterschiedlichen Ausprägungen soll 
dadurch Rechnung getragen werden, dass die Baubehörde eine erteilte 
Baubewilligung ganz oder teilweise widerrufen kann, wenn die Bauar-
beiten seit mehr als einem Jahr eingestellt bleiben oder nicht ernsthaft 
fortgesetzt werden (Abs. 1). 
Die neue flexible Regelung ermöglicht es beispielsweise, dass die Bau-
bewilligung nur für jene Bereiche widerrufen wird, welche noch nicht re-
alisiert sind. Wird eine Baubewilligung in einem bestimmten Bereich wi-
derrufen und soll in einem späteren Zeitpunkt weitergebaut werden, ist  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

168/193 

 

ein neues Baugesuch erforderlich. Der neue Bauherr ist dann frei, das 
Baugesuch in der ursprünglichen oder aber in einer abgeänderten Form 
einzureichen. So könnte beispielsweise anstelle eines ursprünglich vier-
geschossigen Gebäudes nur noch ein dreigeschossiges Gebäude reali-
siert werden. Wird kein neues Baugesuch eingereicht bzw. kann der 
hinterlassene Zustand nicht toleriert werden, ist ein Wiederherstellungs-
verfahren einzuleiten (vgl. Art. 161 PBG). Dem Grundsatz der Verhält-
nismässigkeit ist die erforderliche Beachtung zu schenken. Die Anord-
nungen der Baubehörden müssen entsprechend angemessen sein 
(Abs. 2). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

152 Einsprachen und Rechtsmit-
tel - Gesetz über die Verwal-
tungsrechtspflege 

Wesentliche Neuerungen 
Verweis auf die verfahrensrechtlichen Bestimmungen im VRP betref-
fend Rekurs (Art. 40ff. VRP). Die bestehenden Vorschriften über das 
Einspracheverfahren werden ergänzt. Als Spezialbestimmungen gehen 
sie den Bestimmungen im VRP vor. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

 

153 Öffentlich-rechtliche 
Einsprache 

83 Wesentliche Neuerungen 
Bisher musste die Einsprache lediglich eingereicht werden. Neu ist, 
dass die Einsprache bei Einreichung auch bereits Antrag und Begrün-
dung enthalten muss. Speziell in Baubewilligungsverfahren mit einer 
Auflagefrist von 14 Tagen wird auf Antrag eine einmalige Nachfrist von 
14 Tagen für Antragstellung und Begründung eingeräumt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Länge der Einsprachefrist (30 Tage vs. 14 Tage) sowie allfällige 
Fristverlängerungen (keine vs. 14 Tage vs. 30 Tage) waren umstritten. 
Die Streichung der im Entwurf noch enthaltenen Einsprachefrist von 

Anders als die Regelung für das 
Rekursverfahren in Art. 47 und 
48 VRP, wo die Rekursinstanz den 
Rekurrenten zur Rekursergänzung 
auffordert, wenn Antrag, Darstel-
lung des Sachverhalts, Begründung 
oder Unterschrift fehlen, wird im 
Baubewilligungsverfahren neu nur 
noch auf Antrag hin eine einmalige 
Nachfrist von 14 Tagen zur Ein-
spracheergänzung erteilt (Abs. 4). 
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30 Tagen zugunsten einer kürzeren Einsprachefrist wurde kritisiert 
(problematisch bezüglich Ferienzeiten, Wahrung des rechtlichen Ge-
hörs). Begründet wurde die kürzere Frist mit Verlängerungsoption 
schliesslich damit, dass die Baubewilligungsverfahren überwiegend 
ohne Einsprache vonstatten gingen und die 30-tägige Frist eine unnö-
tige Verzögerung bedeuten würde. 

Eine längere oder kürzere Frist als 
14 Tage ist dabei nicht möglich, 
weil diese Nachfrist wie die Ein-
sprachefrist eine gesetzliche Frist 
darstellt. Gesetzliche Fristen sind 
solche, deren Dauer im Gesetz 
selbst festgeschrieben ist. In An-
wendung von Art. 30 Abs. 1 VRP 
können sie gemäss Art. 144 Abs. 1 
ZPO nicht - auch nicht durch Über-
einkunft der Parteien - erstreckt 
werden und haben bei Nichtbeach-
tung Verwirkungsfolge, wenn das 
Gesetz nichts anderes bestimmt 
(Art. 30bis VRP). Es können daher 
auch keine Notfristen mehr ange-
setzt werden wie bei richterlichen 
Fristen, die in Notfällen kumulativ 
oder alternativ mit Zustimmung der 
Gegenpartei auch nach einer letzt-
malig gewährten Fristerstreckung 
gewährt werden können (vgl. 
A. Staehelin, in: Sutter-Somm/Ha-
senböhler/Leuenberger, ZPO 
Komm, 3. Aufl., Art. 144 N 5 ff.). 
Das heisst mit anderen Worten, 
dass anschliessend an die Nach-
frist von 14 Tagen keine weitere 
Frist mehr gewährt werden kann. 

Im Säumnisfall bleibt für die säu-
mige Partei einzig, nach Massgabe 
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der Voraussetzungen von Art. 30ter 
VRP in Verbindung mit Art. 148 
ZPO die Wiederherstellung der 
Frist zu verlangen (vgl. auch P. 
Reetz, Von der Erstreckung von 
Fristen, Zürich 2016, S. 490). 

Aus der parlamentarischen Bera-
tung geht hervor, dass von der (bis-
her analog auch für das Einspra-
cheverfahren geltenden) Regelung 
nach Art. 48 VRP bewusst abgewi-
chen und die Erstreckung der Frist 
zur Nachreichung von Antrag und 
Begründung einer Einsprache nicht 
(mehr) ins Ermessen der zuständi-
gen Gemeindebehörde gestellt, 
sondern ausdrücklich auf eine ein-
malige Verlängerung mit einer vor-
gegebenen Dauer von 14 Tagen 
begrenzt bleiben sollte (vgl. Prot. 
VoKo 15. Januar 2016 S. 49, 51 f., 
53 und 55, und 26. Januar 2016 
S. 29). 

Zwischenzeitlich wurde nun die 
Frage aufgeworfen, ab wann die 
vierzehntägige Nachfrist zu laufen 
beginne: ab dem letzten Tag der 
Auflage- und Einsprachefrist bzw. 
direkt an diese anschliessend, ab 
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Eingang des Fristerstreckungsge-
suchs bei der Gemeinde oder ab 
dem Tag, der auf die Zustellung der 
Fristerstreckung folgt. In der Bot-
schaft und in der parlamentari-
schen Beratung war diese Frage 
nicht explizit behandelt worden.  

Der Kommentator von Art. 153 
PBG im Kommentar zum PBG 
(M. Möhr, in: Kommentar zum Pla-
nungs-und Baugesetz des Kantons 
St.Gallen, Bereuter/Frei/Ritter 
[Hrsg.], Basel 2020, Art. 153 N 15) 
vertritt die Auffassung, dass die 
vierzehntägige Nachfrist mit Ablauf 
der vierzehntägigen Auflagefrist be-
ginnt und dem Einsprechenden für 
Antragstellung und Begründung so-
mit insgesamt 28 Tage zur Verfü-
gung stehen (Auflagefrist zuzüglich 
unmittelbar anschliessende Nach-
frist). Entsprechend sei nicht mass-
gebend, ob der Antrag zur Anset-
zung der einmaligen Nachfrist am 
Anfang oder am Ende der vierzehn-
tägigen Auflagefrist gestellt werde. 
Die Herausgeber des Kommentars 
zum PBG (a.a.O., Art. 153 N 15) 
vertreten demgegenüber die Auf-
fassung, dass gemäss Gesetzes-
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wortlaut die Nachfrist der Anset-
zung bedarf und nach Art. 30 VRP 
i.V.m. Art. 142 Abs. 1 ZPO am Tag 
beginnt, der auf die Zustellung der 
Ansetzung folgt. Verlange der Ein-
sprecher die Nachfrist bereits deut-
lich vor Ablauf der Auflagefrist – un-
ter Umständen im Gesuch um Ak-
teneinsicht –, sei ihm diese mit 
Fristbeginn am ersten Tag nach 
Ablauf der Auflagefrist anzusetzen.  

Die Rechtsabteilung teilt die Auffas-
sung des Kommentators. Zum 
einen geht Art. 153 Abs. 3 PBG 
(ebenso wie Art. 41 Abs. 4 PBG) 
als Spezialvorschrift den Bestim-
mungen des VRP vor (vgl. Möhr, 
a.a.O., Art. 153 N 1 und 10; 
Chr. Bürgi, in: Kommentar zum Pla-
nungs-und Baugesetz des Kantons 
St.Gallen, Bereuter/Frei/Ritter 
[Hrsg.], Basel 2020, Art. 41 N 18). 
Zum andern wird aber allgemein 
auch bei Anwendung von Art. 30 
VRP i.V.m. Art. 142 ZPO bei Er-
streckung einer Frist nach Tagen 
grundsätzlich keine neue Frist be-
gründet, sondern die bereits ange-
setzte Frist um die entsprechende 
Anzahl Tage verlängert; der erste 
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Tag der Erstreckung schliesst un-
mittelbar an die ursprüngliche Frist 
an (vgl. U.P. Cavelti, in: Rizvi/ 
Schindler/Cavelti [Hrsg.], Praxis-
kommentar zum Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege des Kan-
tons St. Gallen (VRP), Zürich/ 
St. Gallen 2020, Art. 30 N 136; 
B. Merz, in: Brunner/Gas-
ser/Schwander [Hrsg.], ZPO Kom-
mentar, 2. Aufl., Zürich/St. Gallen 
2016, Art. 144 N 22). Die in der 
VoKo letztlich bestätigte Frist für 
die Einspracheergänzung von ma-
ximal 28 Tagen orientiert sich zu-
dem an der (nicht erstreckbaren) 
Maximalfrist von 30 Tagen, wie sie 
Art. 41 Abs. 1 und 4 PBG für das 
Planverfahren vorsieht (s. Möhr, 
a.a.O., Art. 153 N 1, unter Verweis 
auf Prot. VoKo vom 15. Januar 
2016 S. 5 Folie 3). Wäre der Ein-
gang der behördlichen Bestätigung 
der Fristerstreckung massgebend, 
so würde dies zu im Einzelfall un-
terschiedlich verlängerten Nachfris-
ten führen, da der Beginn der 
Nachfrist abhängig wäre vom Da-
tum des Eingangs des Fristerstre-
ckungsgesuchs bei der Behörde, 
der Dauer der Gesuchsbearbeitung 
und der Postzustellung sowie dem 
Zeitpunkt der Entgegennahme der 
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Bestätigung der Erstreckung durch 
die Einsprechenden; allein aus der 
zu berücksichtigenden siebentägi-
gen Abholfrist der Post würde eine 
entsprechende tatsächliche Verlän-
gerung der gesetzlich auf vierzehn 
Tage beschränkten einmaligen 
Nachfrist resultieren. Dies würde je-
doch klarerweise der Intention des 
PBG widersprechen, (auch) durch 
die Beschränkung von Fristen eine 
Verfahrensbeschleunigung herbei-
zuführen, wie im Rahmen der par-
lamentarischen Beratung wieder-
holt betont wurde (Prot. VoKo vom 
15. Januar 2016 S. 49 ff.).  

Auch im Bereich der 30-tägigen 
Einsprachefrist im Planverfahren 
(Art. 41 PBG) muss die Einsprache 
zwingend innert Frist begründet 
eingereicht werden (Art. 41 Abs. 4 
PBG); es besteht keine Möglichkeit, 
nachträglich die Einsprache zu er-
gänzen (Botschaft, S. 50).  

Die Möglichkeit zur Fristerstre-
ckung für die Einspracheergänzung 
sollte ursprünglich auch für das 
Rechtsmittelverfahren wegfallen 
(Botschaft, S. 110). Diese Bemer-
kung in der Botschaft hat indessen 
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keine Gültigkeit mehr. Sie rührt da-
her, dass ursprünglich im E-PBG 
vorgesehen war, gleichzeitig auch 
das VRP und namentlich die 
Art. 47 f. VRP zu ändern und die 
Erstreckungsmöglichkeit für die Re-
kursergänzung jener der Einspra-
che gemäss PBG anzunähern. 
Diese VRP-Änderung wurde indes-
sen im Rahmen der parlamentari-
schen Beratungen zum PBG fallen 
gelassen und von der PBG-Revi-
sion abgekoppelt. Im Rahmen des 
im Anschluss an die PBG-Revision 
erlassenen VIII. NG zum VRP wur-
den die Art. 47 f. VRP dann jedoch 
nicht geändert. 

Beim Erfordernis, dass die Einspra-
che bei Einreichung einen Antrag 
und eine Begründung enthalten 
muss (Abs. 3; vgl. dazu auch 
Art. 41 Abs. 4 PBG), wurde - in Ab-
weichung von Art. 48 Abs. 2 VRP - 
bewusst auf das Erfordernis der 
Darstellung des Sachverhalts ver-
zichtet. Somit müssen Einsprachen 
künftig keine Darstellung des Sach-
verhalts mehr enthalten. Sollte hin-
gegen die Unterschrift auf der Ein-
sprache fehlen, gilt weiter die Re-
gelung von Art. 48 Abs. 2 und 3 
VRP; die Einsprachebehörde hat 
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diesfalls dem Einsprecher unter An-
drohung der Säumnisfolge eine 
Nachfrist zu setzen, um die Ein-
spracheschrift noch zu unterzeich-
nen.  

154 Privatrechtliche Ein-
sprachen im Baube-
willigungsverfahren 
- nach Art. 684 ZGB 

86 Wesentliche Neuerungen 
Geltendes Recht wurde übernommen und wurde lediglich umformuliert. 
Art. 86 Abs. 2 BauG ist neu separat in Art. 157 Abs. 2 PBG geregelt. 
Nach dem Wortlaut kann sich diese privatrechtliche Einsprache einzig 
auf Art. 684 ZGB beziehen (und nicht auch auf Art. 685 ZGB). Das Urteil 
des Bundesgerichtes 5A_814/2014 vom 12. Dezember 2014 darf ge-
mäss Botschaft vom 11. August 2015 nicht massgebend sein, in dem 
das BGer die gegenteilige Auffassung eines Einzelrichters des Kantons-
gerichtes als nicht willkürlich bezeichnete. 
 
Parlamentarische Beratung 
Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung muss sich ein Einspre-
cher bereits vorab für einen Rechtsweg entscheiden. Wer Einsprache 
nach Art. 684 ZGB auch im öffentlich-rechtlichen Verfahren erhebt, dem 
bleibt der Zivilrechtsweg versperrt. Wer im Baubewilligungsverfahren 
keine Einsprache erhebt, kann den Zivilrechtsweg jederzeit beschreiten. 
Eine privatrechtliche Einsprache kann jedoch nur eine bauhindernde 
Wirkungen haben, wenn sie im öffentlich-rechtlichen Verfahren erhoben 
wird.  

155 übrige privatrecht-
lice Einsprachen 

84 Wesentliche Änderungen 
Diese Regelung erfolgt nicht mehr wie bis anhin unter dem Titel Ent-
scheid (Art. 84 Abs. 3 BauG in Verbindung mit Art. 89 BauG), sondern 
in einem selbständigen Artikel "übrige privatrechtliche Einsprachen". Die 
Regelung ist detaillierter. 
Zur Einleitung eines zivilrechtlichen Verfahrens wird neu eine Frist von 
30 Tagen gewährt.  
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Parlamentarische Beratung 
Dieser Artikel fehlte noch im 1. und 2. Vernehmlassungsentwurf und 
wurde nachträglich infolge Anträge der VoKo vom 26.01.2016 eingefügt. 
Die Frist bot offenbar kein Anlass für Diskussionen. 

156 Verfahren 84 Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1 (Gelegenheit zur Stellungnahme zu Einsprache) war bisher in 
Art. 84 Abs. 1 BauG "Entscheid" geregelt; neu in eigenem Artikel "Ver-
fahren" geregelt. Neu ist, dass im Gesetz geregelt wird, dass die Baube-
hörde fakultativ eine Einspracheverhandlung durchführen kann.  
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

157 Entscheid 84 Wesentliche Neuerungen 
Die Regelung entspricht geltendem Recht (Art. 84 Abs. 2 sowie Art. 86 
Abs. 2 BauG). 
Inhaltlich stimmt auch Abs. 2 mit der bisherigen Regelung überein, dass 
über die Einsprache nach Art. 684 ZGB in einer gesonderten Verfügung 
gleichzeitig mit dem Entscheid über die Baubewilligung zu entscheiden 
ist. Nach gängiger Praxis reicht jedoch eine eigene Ziffer im Dispositiv 
aus. Dies soll auch weiterhin gelten. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

Im Planverfahren ergehen die Ge-
nehmigung (durch das AREG) so-
wie die Festsetzung und der Ein-
spracheentscheid (durch die Ge-
meinde) neu erstinstanzlich als Ge-
samtentscheid nach Art. 132 Abs. 3 
i.V.m. Art. 133 Bst. f PBG. Sie sind 
gleichzeitig zu eröffnen und nur ge-
meinsam anfechtbar (s. dazu und 
zum genauen Verfahrensablauf die 
Bemerkungen RA zu Art. 38 PBG). 

158 Vollzug und Strafen - Vollzug 
- Zuständigkeit 

Wesentliche Neuerungen 
Keine. Die politische Gemeinde (im BauG noch als zuständige Gemein-
debehörde bezeichnet) bleibt weiterhin zuständig für die Anordnung und 
den Vollzug von Zwangsmassnahmen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Kritik, dass für die Anordnung und Vollzug von Zwangsmassnahmen die 
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politische Gemeinde zuständig sei (Fehlen der nötigen Distanz, Interes-
senkonflikte). Der Kanton sollte dafür zuständig sein; ein entsprechen-
der Antrag wurde jedoch in der VoKo am 21.1.2016 klar abgelehnt. 
Abs. 2 wurde gestrichen, in welchem geregelt wurde, dass der Kanton 
die erforderlichen Massnahmen treffen könne, wenn die Gemeinde nicht 
aktiv werde. (Grund: Die Aufsichtspflicht des Kantons ist über das Ge-
meindegesetz [sGS 151.2; abgekürzt GG] geregelt; dementsprechend 
benötigt er keine besondere gesetzliche Grundlage im PBG.) 

159 Verwaltungszwang - 
Anordnungen 

130; 
131 

Wesentliche Neuerungen 
Neu werden in diesem Artikel die Anordnungen aufgelistet; explizit darin 
enthalten ist auch, dass die politische Gemeinde ein Benützungsverbot 
verfügen (was bislang gestützt auf Art. 18 VRP [vorsorgliche Massnah-
men] erfolgte) oder eine Frist zur Einreichung eines nachträglichen Bau-
gesuchs ansetzen kann. 
Den Gemeinden soll die Wiederherstellung des rechtmässigen Zu-
stands erleichtert werden. Die für den unrechtmässigen Zustand verant-
wortlichen Personen sind zur Mitwirkung verpflichtet. Mögliche Verfü-
gungsadressaten sind der Bauherr als Verhaltensstörer wie auch der 
Grundeigentümer als Zustandsstörer. Der Entscheid darüber, wer zur 
Wiederherstellung konkret zu verpflichten ist, steht im pflichtgemässen 
Ermessen der Behörde. 
Für das Wiederherstellungsverfahren sind die Verfahrensvorschriften 
des Baubewilligungsverfahrens sachgemäss anwendbar. Demzufolge 
ist zwecks Wahrung des rechtlichen Gehörs i.d.R. das Anzeige- und 
Auflagevefahren insbesondere dann durchzuführen, wenn auf die Be-
seitigung unrechtmässig erstellter Bauten und Anlagen ganz oder teil-
weise verzichtet wird. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

In Art. 129 Abs. 1 BauG war nor-
miert, dass Bauten und Anlagen, 
welche die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung sowie die Sicherheit 
von Personen oder Sachen gefähr-
den, durch den Eigentümer in-
standzustellen oder zu beseitigen 
sind. Nach Art. 129 Abs. 2 BauG 
konnte der Abbruch einer Baute o-
der Anlage verlangt werden, wenn 
sie nicht mehr benützt wird und we-
gen ihrer Baufälligkeit eine Gefähr-
dung bewirkt oder verunstaltend 
wirkt. Die zuständige Gemeindebe-
hörde erlässt die zur Beseitigung 
der Gefahr nötigen Verfügungen. 
Vor der Anordnung des Abbruchs 
setzt die zuständige Gemeindebe-
hörde dem Eigentümer eine ange-
messene Frist, um die Baute oder 
Anlage so instandzustellen, dass 
sie weder eine Gefährdung noch 
eine Verunstaltung bewirkt 
(Art. 129 Abs. 3 BauG). Eine ver-
gleichbar detaillerte Bestimmung ist 
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im PBG nicht mehr enthalten. Aller-
dings ist Art. 159 PBG - neben der 
ausdrücklich erwähnten Errichtung 
von Bauten und Anlagen - auch auf 
alle anderen Fälle anwendbar, in 
denen auf irgendeine Weise ein un-
rechtmässiger Zustand geschaffen 
wird. Den früher in Art. 129 BauG 
geregelten Tatbeständen (Gefähr-
dung und Verunstaltung durch Bau-
ten oder Anlagen) lässt sich folglich 
auch mit Art. 159 PBG beikommen. 
Gefährden beispielsweise Bauten 
aufgrund ihres Zustands die öffent-
liche Sicherheit oder wirken sie 
deshalb verunstaltend, verletzen 
sie Art. 101 bzw. 99 Abs. 1 PBG. 
Die Wiederherstellung des recht-
mässigen Zustands kann deshalb 
gestützt auf Art. 159 Abs. 1 Bst. d 
PBG verfügt werden. 

160 Kostenvorschuss und gesetz-
liches Grundpfandrecht 

Wesentliche Neuerungen 
Dem Gemeinwesen steht für die entstehenden Kosten - worunter die 
gesamten Kosten der Ersatzvornahme fallen - der Vollzugsmassnah-
men ein gesetzliches Pfandrecht zu. Die Dauer dieses Pfandrechts be-
trägt zehn Jahre ab Fälligkeit. Das zuständige Gemeinwesen kann alter-
nativ oder zusätzlich zum Pfandrecht auch einen Kostenvorschuss ver-
fügen. Die entsprechende Verfügung ist nach VRP anfechtbar und an-
schliessend vollstreckbar. 
Das gesetzliche Grundpfandrecht richtet sich gegen den Grundeigentü-
mer. Mit der Möglichkeit, alternativ oder zusätzlich einen Kostenvor-
schuss zu verfügen, können die Kosten für die Ersatzvornahme auch 
beim Bauherrn als Verhaltensstörer eingefordert werden. Als mögliche 
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Verfügungsadressaten von Wiederherstellungsmassnahmen kommen 
sowohl der Bauherr als Verhaltensstörer wie auch der (spätere) Grund-
eigentümer als Zustandsstörer in Frage. 
Im Gegensatz zu anderen Kantonen war dies im Baugesetz nicht gere-
gelt, sondern nur im Strassen- und Wasserbaurecht. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die Einführung eines Grundpfandrechts war umstritten. Eine Streichung 
von Abs. 2 und 3 ("Dem zuständigen Gemeinwesen steht am Grund-
buch ein gesetzliches Grundpfandrecht zu", "Dauer des Grundpfand-
rechts") wurde nur knapp abgelehnt. Zusätzlich gab es redaktionelle An-
passungen von "Kanton und politische Gemeinde" zu "zuständiges Ge-
meinwesen". 

161 Anmerkungen im 
Grundbuch 

 
Wesentliche Neuerungen 
Die Baubehörde lässt eine dauerhafte öffentlich-rechtliche Eigentums-
beschränkung im Grundbuch anmerken (Abs. 1). Der Gegenstand einer 
Anmerkung ist die konkrete dauerhafte Eigentumsbeschränkung wie 
z.B. Befristungen von Baubewilligungen, Nutzungsbeschränkungen, 
Schutzverfügungen oder Verpflichtung zur Beseitigung einer baulinien-
widrigen Baute, nicht aber Massnahmen, Auflagen oder Bedingungen. 
Fallen die Voraussetzungen für die Anmerkung einer öffentlich-rechtli-
chen Eigentumsbeschränkung dahin, hat die für die Eigentumsbe-
schränkung zuständige Behörde die Löschung der Anmerkung zu ver-
anlassen (Abs. 2). 
  
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

162 Strafen - Strafbe-
stimmung 

132 Wesentliche Neuerungen 
Neu ist, dass mit Busse bestraft wird, wer nicht nur ohne Bewilligung 
baubewilligungspflichtige Bauten oder Anlagen erstellt, verändert oder 
abbricht, sondern auch wer sie ohne Bewilligung nutzt (Abs. 1 Bst. a). 
Zusätzlich in den Katalog aufgenommen wurde auch das Graben und  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

181/193 

 

Absuchen nach archäologischen Objekten ohne Zustimmung der zu-
ständigen kantonalen Stelle (Abs. 1 Bst. d). 
Parlamentarische Beratung 
Art. 164 Abs. 2 E-PBG sah neu eine Busse bis Fr. 50'000.-- vor. Die 
Höhe der Busse in der Strafbestimmung war umstritten. An der Sitzung 
VoKo vom 21.01.2016 sprach man sich dann relativ deutlich für eine 
Senkung auf Fr. 30'000.-- aus, v.a. im Hinblick darauf, dass eine Erhö-
hung erst im Jahr 2006 stattgefunden hatte. 
Ebenso war unter Bst. e) neu auch vorgesehen, dass ein falsches Aus-
füllen der amtlichen Formulare bzw. deren Nichtausfüllen für die baupo-
lizeiliche Selbstdeklaration unter die Strafbestimmung fiel. VoKo und KR 
haben Bst. e) gestrichen mit der Begründung, eine Busse werde in die-
sen Fällen nicht als notwendig erachtet. 
In Abs. 2 wurde geregelt, dass in besonders schweren Fällen, insbeson-
dere bei Gewinnsucht und wiederholter schweren Wiederhandlung, das 
Höchstmass der Busse Fr. 200'000.-- beträgt. Widerrechtliche Gewinne 
würden nach den Bestimmungen des StGB eingezogen. 
Abs. 3 hielt fest, dass Versuch, Gehilfenschaft und Anstiftung strafbar 
seien. 
Abs. 4 wurde im Weiteren festgehalten, dass anstelle einer juristischen 
Person, einer Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, einer Einzelfirma 
oder einer Personengesamtheit ohne Rechtspersönlichkeit sind die na-
türlichen Personen strafbar, die für sie gehandelt haben oder hätten 
handeln sollen. Für Bussen und Kosten haften die juristische Person, 
die Gesellschaft oder die Personengesamtheit solidarisch. 
In Abs. 5 wurde geregelt, dass Strafverfolgung und Strafe in zehn Jah-
ren verjähren. 
An der Sitzung VoKo vom 21.01.2016 wurde ebenfalls die Streichung 
von Absatz 2 - 5 deutlich angenommen.  
Auch über die Beibehaltung von Abs. 2 - 5 wurde nochmals abgestimmt. 
Der Hintergrund dazu war, dass ein vollständiger Strafrechtskatalog in 
einem verwaltungsrechtlichen Erlass enthalten sein soll. Dieser Antrag 
wurde aber wiederum deutlich abgelehnt. 
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163 Meliorationsgesetz 
 

Wesentliche Neuerungen 
Das Meliorationsgesetz regelt die Güterzusammenlegung und die ande-
ren gemeinschaftlichen Bodenverbesserungen (Art. 12 MelG). Neu wird 
es nun mit einem Art. 12bis ergänzt, gemäss welchem politische Ge-
meinde und Kanton anstelle oder neben einer Melioration auch einen 
SNP nach PBG erlassen können (Abs. 1). Ein entsprechendes Verfah-
ren kann eingeleitet werden, wenn verschiedene Planungszwecke be-
stehen (Abs. 2). 
Gemäss Botschaft (S. 113) soll dies beispielsweise bei Schwemmland-
aufschüttungen sinnvoll sein, da neben Interessen der Landwirtschaft 
auch solche des Wasserbaus, der Ökologie und des Materialabbaus ab-
gedeckt werden müssen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Im E-PBG war ursprünglich in Abs. 2 noch ein "insbesondere" vorgese-
hen, das gestrichen wurde, da ein SNP i.R. des Meliorationsgesetzes 
nur erlassen werden solle, wenn dies gemäss PBG auch notwendig sei. 
Im KR gab es keine Bemerkungen.    

164 EG-USG 
 

Wesentliche Neuerungen  
Die wichtigste Neuerung betrifft Art. 32 EG-USG. Neu wird keine ab-
schliessende kantonale Regelung betreffend Zuweisung zu den Emp-
findlichkeitsstufen mehr getroffen sondern nur noch eine subsidiäre. Die 
Gemeinden haben somit die Möglichkeit, in ihrer Nutzungsplanung ab-
weichende Regelungen vorzusehen. Dabei sind jedoch die Vorgaben 
der LSV (Art. 43 LSV) zu berücksichtigen. Selbstverständlich muss auch 
die Zonenbezeichnung ans PBG angepasst werden. 
Art. 44 EG-USG: Mit der Aufhebung des BauG erlischt die Grundlage 
für die Altautoverordnung. Im Zusammenhang mit ausgedienten Motor-
fahrzeugen können insbesondere abfallrechtliche Bestimmungen rele-
vant werden. Gestützt auf Art. 41 EG-USG wäre grundsätzlich der Kan-
ton zukünftig für den Vollzug zuständig. Mit der Änderung von Art. 44 
EG-USG obliegt der Vollzug auch zukünftig den Gemeinden. 
Art. 54 EG-USG: Die maximale Bussenhöhe sollte ursprünglich ans  
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PBG (Art. 162 E-PBG) angepasst werden. Auch wenn die Bussenhöhe 
im PBG im Rahmen der parlamentarischen Diskussion auf Fr. 30'000.-- 
belassen wurde, gilt im Bereich des Umweltrechts neu eine Höchst-
grenze von Fr. 50'000.--.   
 
 
Parlamentarische Beratung  
In der VoKo wurde über die Zuweisung der Arbeitszone zur Lärmemp-
findlichkeitsstufe III (bisher Gewerbe-Industriezone) oder IV (bisher In-
dustriezone) diskutiert. Es wurde festgestellt, dass die Zuweisung zur 
Empfindlichkeitsstufe IV für die Industrie weniger einschränkend sei und 
die Gemeinde differenzieren bzw. andere Regelungen treffen könne. 
Ein Vorschlag, wonach die Differenzierung (Arbeitszone I und II) bereits 
in Art. 32 EG-USG berücksichtigt werden sollte, wurde abgelehnt. 
Die übrigen Anpassungen waren unbestritten. 

165 Strassengesetz 
 

Wesentliche Neuerungen  
Entsprechend Art. 23 und 26 PBG wird im StrG mit dem neuen 
Art. 39bis der ausdrückliche Verweis auf die Möglichkeit aufgenommen, 
anstelle des Planverfahrens nach StrG einen SNP nach PBG zu erlas-
sen. Das SNP-Verfahren kann gemäss Art. 39bis Abs. 2 eingeleitet wer-
den, wenn verschiedene Planungszwecke bestehen. Gemäss Botschaft 
(S. 114) ist ein SNP nach PBG beispielsweise dann sinnvoll, wenn in ei-
nem Dorfzentrum gleichzeitig ein Kreisel an einer öffentlichen Strasse, 
eine Lärmschutzanlage und eine Begegnungszone gebaut werden sol-
len. 
Weiter erfolgt eine Änderung von Art. 102 Abs. 1 lit. b StrG: das kommu-
nale Reglement der Gemeinde kann neu nur noch Bestimmungen über 
die Erhöhung der Abstände für Gemeindestrassen und Kantonsstras-
sen enthalten (die Mindestabstände finden sich in Art. 104 StrG, der un-
verändert bleibt). Bisher konnte die Gemeinde bei Gemeindestrassen 
von den in Art. 104 StrG festgesetzten Abständen auch nach unten ab-
weichen.   
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Die übrigen Änderungen beschränken sich auf redaktionelle Anpassun-
gen (PBG statt BauG etc.). 
 
Parlamentarische Beratungen  
In der VoKo wurde beantragt, den im E-PBG noch enthaltenen Zusatz 
"insbesondere" zu streichen (vgl. auch die Anmerkung zu Art. 163 
PBG). Es wurde bestätigt, dass ein SNP nur erlassen werden könne, 
wenn eben verschiedene Planungszwecke gegeben seien. Im KR gab 
es keine Bemerkungen. 

166 Wasserbaugesetz 
 

Wesentliche Neuerungen 
Änderungen des Bundesrechts haben zur Folge, dass das WBG ange-
passt werden muss. So wird allgemein der Begriff "Renaturierung" unter 
Anpassung an den Text durch "Revitalisierung" ersetzt, weil ersterer zu 
weit geht (Rückführung des Flusses in den ursprünglichen, unverbauten 
Zustand) und dem Vorhaben oft nicht gerecht wird. Revitalisierung be-
deutet dagegen lediglich, dass einzelne Aspekte des Flusses natürlicher 
werden. 
Im Speziellen werden folgende Bestimmungen des WBG angepasst: 
Art. 17 Abs. 1: Die Gden sind neu auch für die Projektierung von Revita-
lisierungsmassnahmen an den Gemeindegewässern und den übrigen 
Gewässern zuständig. 
Art. 21bis (neu): Neben dem Planverfahren nach Art. 21 WBG soll den 
Gden und dem Kanton künftig für wasserbauliche Massnahmen auch 
das Sondernutzungsplanverfahren gemäss PBG zu Verfügung stehen. 
Art. 52 und 55: Im Hinblick auf Planung und Ausführung von Revitalisie-
rungsmassnahmen an Gewässern werden die Vorschriften über Kan-
tons- und Bundesbeiträge angepasst. 
 
Parlamentarische Beratung 
Die VoKo beantragte in Bezug auf Art. 21bis WBG, dass das Son-
dernutzungsplanverfahren künftig ausschliesslich dann zum Tragen  



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

185/193 

 

kommen soll, wenn es tatsächlich verschiedene Planungszwecke aufei-
nander abzustimmen gilt; ansonsten soll nur das Planverfahren nach 
Art. 21 WBG Anwendung finden. 

167 Energiegesetz 
 

Wesentliche Neuerungen 
Die Änderungen beschränken sich auf redaktionelle Anpassungen (PBG 
statt BauG, SNP statt Überbauungs- und Gestaltungsplan...). 
 
Parlamentarische Beratungen 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

168 Vollzugsgesetz zur eidg. Ge-
wässerschutzgesetzgebung 

Wesentliche Neuerungen 
Art. 40 und 40bis (neu): Mit der Präzisierung (Art. 40) und Ergänzung 
(Art. 40bis) der Verfahrensvorschriften über die Sanierung der durch 
Wasserentnahmen beeinträchtigten Fliessgewässer wird die vom zu-
ständigen AFU für diese Fälle entwickelte Praxis ins Gesetz aufgenom-
men. 
Art. 40ter (neu) bestimmt, dass die Gden für die Einhaltung der Vor-
schriften über die extensive Gestaltung und Bewirtschaftung der Ge-
wässerräume zuständig sind. 
Art. 40quater (neu) regelt Zuständigkeit und Verfahren für die Sanierung 
von Fliessgewässern, die durch Schwall und Sunk übermässig belastet 
sind. 
Art. 40quinquies (neu) regelt Zuständigkeit und Verfahren für die Sanie-
rung von Fliessgewässern, bei denen der Geschiebehaushalt durch be-
stehende Anlagen erheblich beeinträchtigt ist. 
Art. 40sexies (neu) bestimmt, dass die Verfahren über die Sanierungen 
beeinträchtigter Fliessgewässer nach Art. 40 ff. GSchVG und über die 
Anordnung und Durchsetzung von Massnahmen zugunsten der Fische-
rei bei bestehenden Anlagen nach Art. 10 BGF nach Möglichkeit zu ko-
ordinieren sind. 
Parlamentarische Beratung 
keine inhaltliche Diskussion 
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169 Steuergesetz 
 

Wesentliche Neuerung 
Art. 137 Abs. 1 StG wird mit einem neuen Bst. h ergänzt und ist Folge 
der Einführung einer Mehrwertabgabe. Als anrechenbare Aufwendun-
gen, die von den Anlagekosten abgezogen werden können, zählen neu 
auch die Mehrwertabgaben nach dem PBG (Vermeidung einer Doppel-
besteuerung; vgl. auch Art. 5 Abs. 1sexies RPG und Botschaft, S. 116). 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

170 Fischereigesetz 
 

Wesentliche Neuerungen 
In Art. 7 Abs. 2 Ziff. 4 muss der Verweis auf das BauG angepasst wer-
den. 
Mit Art. 7a (neu) wird das Fischereigesetz durch eine Bestimmung be-
treffend das Vorgehen bei der Planung, Anordnung und Durchsetzung 
von Sanierungsmassnahmen bei bestehenden Anlagen nach Art. 10 
BGF ergänzt. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  

171 EG-ZGB 
 

Wesentliche Neuerung 
Art. 112 EG-ZGB, der die Inanspruchnahme nachbarlichen Bodens 
nach Art. 695 ZGB regelt, wird aufgehoben. 
Im Weiteren werden in Art. 167 Abs. 2 Ziff. 6 EG-ZGB Forderungen, für 
die im PBG ein Pfandrecht eingeräumt wurde, als gesetzliches Grund-
pfandrecht, das allen eingetragenen Pfandrechten vorgeht, festgelegt. 
 
Parlamentarische Beratungen 
Ursprünglich war in Art. 152 und 153 E-PBG eine umfassendere Rege-
lung der "Inanspruchnahme von Nachbargrundstücken" vorgesehen 
(Berechtigung und Voraussetzungen, Vorgehen, Verweis von Schaden-
ersatzansprüchen ins Enteignungsverfahren), die weiter ging als Art. 
112 EG-ZGB, weshalb letztere Bestimmung aufgehoben werden sollte  
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(Botschaft S. 117). VoKo und KR haben aber für eine Streichung von 
Art. 152 und 153 E-PBG gestimmt mit der Begründung, diese Frage 
solle im Rahmen der Revision des EG-ZGB geklärt werden. Der Antrag 
der Regierung, bei einer Streichung von Art. 152 und 153 E-PBG auf die 
Streichung von Art. 112 EG-ZGB zu verzichten, wurde von der Regie-
rung während der Beratung im Kantonsrat wieder zurückgezogen. Über 
den Antrag der Regierung solle im Rahmen der Revision des EG-ZGB 
beraten und abgestimmt werden. 

172 Aufhebung bisherigen Rechts Wesentliche Neuerungen  
Mit dem PBG werden das BauG und das VKoG aufgehoben. Die Best-
immungen des VKoG werden ins PBG bzw. in die Verordnung über-
nommen. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen. 

 

173 Übergangsbestimmungen - 
Baubewilligungsverfahren 

Wesentliche Neuerungen 
Als neuer Grundsatz gilt nach Abs. 1: Die Beurteilung der bei Vollzugs-
beginn des PBG hängigen Baugesuche erfolgt nach jenem Recht, das 
im Zeitpunkt des erstinstanzlichen Entscheides der Baubewilligungsbe-
hörde gültig ist. Dies entspricht der neueren bundesgerichtlichen Recht-
sprechung (1C_23/2014 vom 24. März 2015 Erw. 4.2). 
Etwas anderes gilt nur, wenn innert drei Monaten eine Planungszone 
aufgelegt wird (Art. 45 Abs. 2 PBG). 
Abs. 2 sieht die Anwendung neuen Rechts nur für den Fall vor, als die-
ses für die Baugesuchsteller günstiger ist. 
 
Parlamentarische Beratung 
In der VoKo wurde kurz diskutiert, wieso der Zeitpunkt des Entscheides 
massgebend ist und nicht jener der Einreichung des Baugesuchs; dar-
aus resultierte jedoch kein Änderungsantrag. 
Weiter beschloss die VoKo, den ursprünglich vorgesehenen Art. 176 
Abs. 3 E-PBG ersatzlos zu streichen. Dieser sah vor, dass die nach 
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dem bisherigen Recht erlassenen Nutzungspläne und Bauvorschriften 
bis zur Anpassung an das neue Recht angewendet werden und Bestim-
mungen des PBG, die gegenüber dem bisherigen Recht weitergehende 
Baumöglichkeiten zulassen, erst nach Anpassung der Nutzungspläne 
und Bauvorschriften angewendet werden. Die VoKo war der Meinung, 
dass erstens der generell geltende Grundsatz, dass nach bisherigem 
Recht erlassene Nutzungspläne und Bauvorschriften solange weiter gel-
ten, bis sie an das neue Recht angepasst werden, keiner besonderen 
Erwähnung im PBG bedarf. Zweitens sah die VoKo in der Vorschrift von 
Art. 176 Abs. 3 E-PBG, wonach Bestimmungen des PBG, die gegen-
über dem bisherigen Recht weitergehende Baumöglichkeiten zulassen, 
erst nach Anpassung der Nutzungspläne und Bauvorschriften angewen-
det werden, einen Widerspruch zu Art. 176 Abs. 2 E-PBG. 
Ausführliche Erläuterung des Artikels im Kreisschreiben vom 8. März 
2017. 

174 Planerlassverfahren 
 

Wesentliche Neuerung 
Art. 174 bestimmt, dass auf Nutzungspläne, die bei Vollzugsbeginn des 
PBG nach Art.29 BauG bereits öffentlich aufgelegen haben, das bishe-
rige Recht angewendet wird. 
Entgegen dem Grundsatz, wonach ohne anderslautende Regelung ein 
Planerlass nach dem Recht im Zeitpunkt seines Ergehens beurteilt wird, 
stellt Art. 174 für das Nutzungsplanverfahren also auf das Recht im Zeit-
punkt der Auflage ab. Das hat zur Folge, dass kommunale Nutzungs-
pläne, die vor dem Inkrafttreten des PBG öffentlich aufgelegen haben, 
noch nach dem geltenden Recht beurteilt werden. Dies wiederum be-
dingt, dass solche Rahmennutzungspläne innert 10 Jahren an das PBG 
angepasst werden müssen (vgl. Art. 175 PBG). Vorbehalten bleibt ab-
weichendes Bundesrecht. 
 
Parlamentarische Beratung 
Der Artikel war unumstritten. Es gab keine Wortmeldungen.  
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Ausführliche Erläuterung des Artikels im Kreisschreiben vom 8. März 
2017. 

175 Rahmennutzungs-
pläne 

 
Wesentliche Neuerungen 
Abs. 1: Bestimmt, dass Rahmennutzungspläne innert zehn Jahren an 
das neue Recht angepasst werden müssen. 
Abs. 2: Für das Verfahren – wenn die Regierung anstelle der politischen 
Gemeinde die Anpassungen vornehmen muss – ist das Verfahren der 
kantonalen Sondernutzungspläne massgebend. Dies gilt auch für die 
Rechtsmittel.  
Abs. 3 wurde durch die VoKo neu eingefügt. Dadurch soll eine Bestim-
mung geschaffen werden, damit die bisherigen Zonenpläne nicht erneut 
aufgelegt werden müssen, wenn inhaltlich keine Veränderungen ge-
macht werden. Die bestehenden Zonenpläne sollen in die neue Nomen-
klatur überführt werden können, ohne dass sie zwingend aufgelegt wer-
den müssten. 
 
Parlamentarische Beratung  
Das E-PBG sah folgende Bestimmung vor: "Sie [Zonenpläne und BauR] 
werden bis zu ihrem Vollzugsbeginn angewendet, soweit sie dem unmit-
telbar anwendbaren neuen Recht inhaltlich nicht widersprechen." In der 
VoKo wurde dieser Absatz (ohne grosse Diskussion) gestrichen. Die 
Regelung sei verunklärend und könne ersatzlos gestrichen werden. 
Abs. 2 wurde dahingehend klargestellt, dass lediglich die "notwendigen" 
Anpassungen beschlossen werden können. Diese Anpassung soll je-
doch nicht als Einschränkung sondern als Präzisierung bzw. Klarstel-
lung verstanden werden und die Gemeindeautonomie unterstreichen. 
Die Bestimmung soll ohnehin nur in Ausnahmefällen Anwendung finden 
und dazu dienen, eine Blockadesituation zu lösen. 
Als Vorlage für Abs. 3 diente eine Regelung im Kanton BE wo es ein ge-
ringfügiges Zonenplanänderungsverfahren gibt, wenn keine materiellen 
Änderungen vorgesehen sind bzw. wenn reine formelle Anpassungen 
erfolgen. Zum Bedarfsnachweise für diese Bestimmung wurde in der  
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VoKo verschiedentlich auf die notwendigen Anpassungen der Legende 
des Zonenplans, wegen der neuen Zonenbezeichnungen verwiesen. 
Die Umstellung auf das neue Recht soll möglichst unbürokratisch erfol-
gen. Jedoch wurde auch geltend gemacht, dass es sehr umstritten sei, 
was eine damit zusammenhängende materielle Änderung sei und was 
nicht. 
Ausführliche Erläuterung des Artikels im Kreisschreiben vom 8. März 
2017. 

176 Schutzinventare 
 

Wesentliche Neuerungen 
Schutzinventare sollen innert 15 Jahren ab Vollzugsbeginn erlassen o-
der an das neue Recht angepasst werden (Abs. 1). Da der Erlass eines 
Schutzinventars jedoch für die Gemeinden fakultativ ist, kann es auch 
keine zwingende Frist diesbezüglich geben. 
Allerdings gilt wohl ein ex-lege-Schutz für Baudenkmäler und archäolo-
gische Denkmäler bis ein Schutzinventar vorliegt oder eine Schutzver-
ordnung, die nicht älter als 15 Jahre ist (Abs. 2). 
Nach Ablauf dieser 15 Jahre kann das zuständige Departement anstelle 
der politischen Gemeinde Schutzinventare erlassen. Die Bestimmungen 
über das Verfahren für den Erlass der kantonalen Sondernutzungspläne 
werden sachgemäss angewendet (Abs. 3). 
 
Parlamentarische Beratung 
Im Rahmen der VoKo wurde die Übergangsfrist von 10 auf 15 Jahre 
verlängert, da dies der normale Planungshorizont sei. Zudem musste 
aufgrund des Wahlmodells (Schutzinventar oder Schutzverordnung) die 
Bestimmung angepasst werden. Dabei wurde jedoch fälschlicherweise 
nur Abs. 2 (und nicht auch Abs. 1 und evtl. 3) angepasst.  
  
Ausführliche Erläuterungen im Kreisschreiben vom 8. März 2017  

177 Vollzugsbeginn 
 

Der Vollzugsbeginn wurde von der Regierung auf den 1. Oktober 2017 
festgelegt.  

 



Kanton St.Gallen 
Baudepartement 
 
Generalsekretariat 
 

 

 

 
St.Gallen, 8. Februar 2021 

191/193 

 
Abkürzungsverzeichnis 
 
Abs.  Absatz  
ANJF Amt für Natur, Jagd und Fischerei 
AREG Amt für Raumentwicklung und Geoinformation  
Art.  Artikel  
BauG Gesetz über die Raumplanung und das öffentliche Baurecht vom 6. Juni 1972 

(nGS 8, 134; aufgehoben per 1. Oktober 2017)  
BauR Kommunales Baureglement  
BBl Bundesblatt  
BDE Entscheid des Baudepartementes 
BehiG Bundesgesetz über die Beseitigung von Benachteiligungen von Menschen mit 

Behinderungen vom 13. Dezember 2002 (SR 151.3)  
BGE Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichtes (amtliche Sammlung)  
BGer Bundesgericht 
Bst.  Buchstabe 
bzw. beziehungsweise 
d.h.  das heisst 
EFH Einfamilienhaus / Einfamilienhäuser  
EG-USG Einführungsgesetz zur eidgenössischen Umweltschutzgesetzgebung vom 19. 

April 2011 (sGS 672.1)  
EG-WaG Einführungsgesetz zur eidgenössischen Waldgesetzgebung vom 29. Novem-

ber 1998 (sGS 651.1)  
EG-ZGB Einführungsgesetz zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch vom 3. Juli 1911 

(sGS 911.1)  
EntG Enteignungsgesetz vom 31. Mai 1984 (sGS 735.1)  
E-PBG Gesetzesentwurf für ein neues Planungs- und Baugesetz der Regierung vom 

11. August 2015  
E-PBV Entwurf der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz (jeweils aktuelle Ver-

sion)  
ErmV Ermächtigungsverordnung vom 4. Januar 2011 (sGS 141.41)  
Erw.  Erwägung  
f.  folgend  
ff.  fortfolgend  
FFF Fruchtfolgeflächen 
GG Gemeindegesetz vom 21. April 2009 (sGS 151.2)  
GGS Gesetz über die Durchführung der Grundstückschätzung vom 9. November 

2000 (sGS 814.1)  
GöV Gesetz über den öffentlichen Verkehr vom 17. November 2015 (sGS 710.5) 
GSchG Bundesgesetz über den Schutz der Gewässer vom 24. Januar 1991 (SR 

814.20) 
GSchV Gewässerschutzverordnung vom 28. Oktober 1998 (SR 814.201) 
GSchVG Vollzugsgesetz zur eidgenössischen Gewässerschutzgesetzgebung vom 11. 

April 1996 (sGS 752.2) 
GVP St.Gallische Gerichts- und Verwaltungspraxis  
ha Hektar  
i.d.R.  in der Regel  
ISOS Bundesinventar der schützenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler 

Bedeutung  
IVHB Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe  
JuMi Juristische Mitteilungen der Rechtsabteilung des Baudepartementes  
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KEG Kulturerbengesetz vom 15. August 2017 (sGS 277.1) 
KFG Bundesgesetz über die Kulturförderung vom 11. Dezember 2009 (SR 442.1) 
KR Kantonsrat  
MelG Meliorationsgesetz vom 31. März 1977 (sGS 633.1) 
MFH Mehrfamilienhaus / Mehrfamilienhäuser 
N Note  
NG Nachtragsgesetz 
NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz vom 1. Juli 1966 (SR 451) 
Nr.  Nummer  
ÖBA Zone für öffentliche Bauten und Anlagen  
OR Bundesgesetz über das Obligationenrecht vom 30. März 1911 (SR 220) 
öV Öffentlicher Verkehr  
PBG Planungs- und Baugesetz vom 27. April 2016 (sGS 731.1) 
RPG Bundesgesetz über die Raumplanung vom 22. Juni 1979 (SR 700) 
RPV Raumplanungsverordnung vom28. Juni 2000 (SR 700.1) 
RR Regierungsrat  
Rz.  Randziffer 
S.  Seite  
SchutzV Schutzverordnung  
SNP  Sondernutzungsplan / -pläne  
sog. so genannt  
StG Steuergesetz vom 9. April 1998 (sGS 811.1) 
StrG Strassengesetz vom 12. Juni 1988 (sGS 732.1) 
SVG Strassenverkehrsgesetz vom 19. Dezember 1958 (SR 741.01) 
TBA Kantonales Tiefbauamt  
u.a.  unter anderem  
u.U.  unter Umständen  
USG Bundesgesetz über den Umweltschutz vom 7. Oktober 1983 (SR 814.01) 
usw. und so weiter 
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung  
VE  Verkehrsintensive Einrichtungen  
VerwGE Urteil des Verwaltungsgerichtes 
VerwGer Verwaltungsgericht  
vgl.  vergleiche 
VGS Verordnung über die Durchführung der Grundstückschätzung vom 5. Dezem-

ber 2000 (sGS 814.11) 
VKG Verordnung über Kantonsbeiträge an Erhaltung und Pflege schützenswerter 

Kulturgüter vom 15. Dezember 2015 (sGS 275.12)  
VKoG Gesetz über die Verfahrenskoordination in Bausachen vom 18. Juni 1998 

(sGS 731.2) 
VKoV Verordnung über die Verfahrenskoordination und Fristen in Bausachen vom 

24. November 1998 (sGS 731.21)  
VL Vernehmlassung  
VoKo vorberatende Kommission  
VRK Verwaltungsrekurskommission 
VRP Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Mai 1965 (sGS 851.1) 
VSS Schweizerischer Verband der Strassen- und Verkehrsfachleute  
WBG Wasserbaugesetz vom 17. Mai 2009 (sGS 734.1) 
WEG Wohnbau- und Eigentumsförderungsgesetz vom 4. Oktober 1974 (SR 843) 
z.B.  zum Beispiel  
ZGB  Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210) 
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Ziff.  Ziffer 
ZPO Schweizerische Zivilprozessordnung (SR 272) 

 


